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dert durch Art. 12 Abs. 7 G v. 

16.8.2023 I Nr. 217 

§ 2 § 2 

Begriffsbestimmungen Begriffsbestimmungen 

(1) Ausländer ist jeder, der nicht Deut-
scher im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des 
Grundgesetzes ist. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Erwerbstätigkeit ist die selbstän-
dige Tätigkeit, die Beschäftigung im Sinne 
von § 7 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch und die Tätigkeit als Beamter. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Der Lebensunterhalt eines Auslän-
ders ist gesichert, wenn er ihn einschließ-
lich ausreichenden Krankenversicherungs-
schutzes ohne Inanspruchnahme öffentli-
cher Mittel bestreiten kann. Nicht als Inan-
spruchnahme öffentlicher Mittel gilt der Be-
zug von:  

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. Kindergeld,  

2. Kinderzuschlag,  

3. Erziehungsgeld,  

4. Elterngeld,  

5. Leistungen der Ausbildungsförderung 
nach dem Dritten Buch Sozialgesetz-
buch, dem Bundesausbildungsförde-
rungsgesetz und dem Aufstiegsfortbil-
dungsförderungsgesetz, 
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6. öffentlichen Mitteln, die auf Beitrags-
leistungen beruhen oder die gewährt 
werden, um den Aufenthalt im Bundes-
gebiet zu ermöglichen und 

 

7. Leistungen nach dem Unterhaltsvor-
schussgesetz. 

 

Ist der Ausländer in einer gesetzlichen 
Krankenversicherung krankenversichert, 
hat er ausreichenden Krankenversiche-
rungsschutz. Bei der Erteilung oder Verlän-
gerung einer Aufenthaltserlaubnis zum Fa-
miliennachzug werden Beiträge der Fami-
lienangehörigen zum Haushaltseinkommen 
berücksichtigt. Der Lebensunterhalt gilt für 
die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis 
nach den §§ 16a bis 16c, 16e sowie 16f mit 
Ausnahme der Teilnehmer an Sprachkur-
sen, die nicht der Studienvorbereitung die-
nen, als gesichert, wenn der Ausländer 
über monatliche Mittel in Höhe des monatli-
chen Bedarfs, der nach den §§ 13 und 13a 
Abs. 1 des Bundesausbildungsförderungs-
gesetzes bestimmt wird, verfügt. Der Le-
bensunterhalt gilt für die Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis nach den §§ 16d, 16f 
Absatz 1 für Teilnehmer an Sprachkursen, 
die nicht der Studienvorbereitung dienen, 
sowie § 17 als gesichert, wenn Mittel ent-
sprechend Satz 5 zuzüglich eines Auf-
schlages um 10 Prozent zur Verfügung ste-
hen. Das Bundesministerium des Innern, 
für Bau und Heimat gibt die Mindestbeträge 
nach Satz 5 für jedes Kalenderjahr jeweils 
bis zum 31. August des Vorjahres im Bun-
desanzeiger bekannt. 

 

(4) Als ausreichender Wohnraum wird 
nicht mehr gefordert, als für die Unterbrin-
gung eines Wohnungssuchenden in einer 
öffentlich geförderten Sozialmietwohnung 
genügt. Der Wohnraum ist nicht ausrei-
chend, wenn er den auch für Deutsche gel-
tenden Rechtsvorschriften hinsichtlich Be-
schaffenheit und Belegung nicht genügt. 
Kinder bis zur Vollendung des zweiten Le-
bensjahres werden bei der Berechnung 
des für die Familienunterbringung ausrei-
chenden Wohnraumes nicht mitgezählt. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Schengen-Staaten sind die Staa-
ten, in denen folgende Rechtsakte in vol-
lem Umfang Anwendung finden:  

(5) u n v e r ä n d e r t  
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1. Übereinkommen zur Durchführung des 
Übereinkommens von Schengen vom 
14. Juni 1985 zwischen den Regierun-
gen der Staaten der Benelux-Wirt-
schaftsunion, der Bundesrepublik 
Deutschland und der Französischen 
Republik betreffend den schrittweisen 
Abbau der Kontrollen an den gemein-
samen Grenzen (ABl. L 239 vom 
22.9.2000, S. 19), 

 

2. die Verordnung (EU) 2016/399 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates 
vom 9. März 2016 über einen Gemein-
schaftskodex für das Überschreiten der 
Grenzen durch Personen (Schengener 
Grenzkodex) (ABl. L 77 vom 
23.3.2016, S. 1) und 

 

3. die Verordnung (EG) Nr. 810/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 13. Juli 2009 über einen Vi-
sakodex der Gemeinschaft (ABl. L 243 
vom 15.9.2009, S. 1). 

 

(6) Vorübergehender Schutz im Sinne 
dieses Gesetzes ist die Aufenthaltsgewäh-
rung in Anwendung der Richtlinie 
2001/55/EG des Rates vom 20. Juli 2001 
über Mindestnormen für die Gewährung 
vorübergehenden Schutzes im Falle eines 
Massenzustroms von Vertriebenen und 
Maßnahmen zur Förderung einer ausgewo-
genen Verteilung der Belastungen, die mit 
der Aufnahme dieser Personen und den 
Folgen dieser Aufnahme verbunden sind, 
auf die Mitgliedstaaten (ABl. EG Nr. L 212 
S. 12). 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Langfristig Aufenthaltsberechtigter 
ist ein Ausländer, dem in einem Mitglied-
staat der Europäischen Union die Rechts-
stellung nach Artikel 2 Buchstabe b der 
Richtlinie 2003/109/EG des Rates vom 25. 
November 2003 betreffend die Rechtsstel-
lung der langfristig aufenthaltsberechtigten 
Drittstaatsangehörigen (ABl. EU 2004 Nr. L 
16 S. 44), die zuletzt durch die Richtlinie 
2011/51/EU (ABl. L 132 vom 19.5.2011, S. 
1) geändert worden ist, verliehen und nicht 
entzogen wurde. 

(7) u n v e r ä n d e r t  
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(8) Langfristige Aufenthaltsberechti-
gung – EU ist der einem langfristig Aufent-
haltsberechtigten durch einen anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen Union ausge-
stellte Aufenthaltstitel nach Artikel 8 der 
Richtlinie 2003/109/EG. 

(8) u n v e r ä n d e r t  

(9) Einfache deutsche Sprachkennt-
nisse entsprechen dem Niveau A 1 des 
Gemeinsamen Europäischen Referenzrah-
mens für Sprachen (Empfehlungen des Mi-
nisterkomitees des Europarates an die Mit-
gliedstaaten Nr. R (98) 6 vom 17. März 
1998 zum Gemeinsamen Europäischen 
Referenzrahmen für Sprachen – GER). 

(9) u n v e r ä n d e r t  

(10) Hinreichende deutsche Sprach-
kenntnisse entsprechen dem Niveau A 2 
des Gemeinsamen Europäischen Refe-
renzrahmens für Sprachen. 

(10) u n v e r ä n d e r t  

(11) Ausreichende deutsche Sprach-
kenntnisse entsprechen dem Niveau B 1 
des Gemeinsamen Europäischen Refe-
renzrahmens für Sprachen. 

(11) u n v e r ä n d e r t  

(11a) Gute deutsche Sprachkennt-
nisse entsprechen dem Niveau B2 des Ge-
meinsamen Europäischen Referenzrah-
mens für Sprachen. 

(11a) u n v e r ä n d e r t  

(12) Die deutsche Sprache beherrscht 
ein Ausländer, wenn seine Sprachkennt-
nisse dem Niveau C 1 des Gemeinsamen 
Europäischen Referenzrahmens für Spra-
chen entsprechen. 

(12) u n v e r ä n d e r t  

(12a) Eine qualifizierte Berufsaus-
bildung im Sinne dieses Gesetzes liegt vor, 
wenn es sich um eine Berufsausbildung in 
einem staatlich anerkannten oder ver-
gleichbar geregelten Ausbildungsberuf 
handelt, für den nach bundes- oder landes-
rechtlichen Vorschriften eine Ausbildungs-
dauer von mindestens zwei Jahren festge-
legt ist. 

(12a) u n v e r ä n d e r t  

(12b) Eine qualifizierte Beschäfti-
gung im Sinne dieses Gesetzes liegt vor, 
wenn zu ihrer Ausübung Fertigkeiten, 
Kenntnisse und Fähigkeiten erforderlich 
sind, die in einem Studium oder einer quali-
fizierten Berufsausbildung erworben wer-
den. 

(12b) u n v e r ä n d e r t  
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(12c) Bildungseinrichtungen im 
Sinne dieses Gesetzes sind  

(12c) u n v e r ä n d e r t  

1. Ausbildungsbetriebe bei einer betriebli-
chen Berufsaus- oder Weiterbildung, 

 

2. Schulen, Hochschulen sowie Einrich-
tungen der Berufsbildung oder der 
sonstigen Aus- und Weiterbildung. 

 

(13) International Schutzberechtigter ist 
ein Ausländer, der internationalen Schutz 
genießt im Sinne der  

(13) u n v e r ä n d e r t  

1. Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 
29. April 2004 über Mindestnormen für 
die Anerkennung und den Status von 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlo-
sen als Flüchtlinge oder als Personen, 
die anderweitig internationalen Schutz 
benötigen, und über den Inhalt des zu 
gewährenden Schutzes (ABl. L 304 
vom 30.9.2004, S. 12) oder 

 

2. Richtlinie 2011/95/EU des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 
13. Dezember 2011 über Normen für 
die Anerkennung von Drittstaatsange-
hörigen oder Staatenlosen als Perso-
nen mit Anspruch auf internationalen 
Schutz, für einen einheitlichen Status 
für Flüchtlinge oder für Personen mit 
Anrecht auf subsidiären Schutz und für 
den Inhalt des zu gewährenden Schut-
zes (ABl. L 337 vom 20.12.2011, S. 9). 
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(14) Soweit Artikel 28 der Verordnung 
(EU) Nr. 604/2013 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 26. Juni 2013 
zur Festlegung der Kriterien und Verfahren 
zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für 
die Prüfung eines von einem Drittstaatsan-
gehörigen oder Staatenlosen in einem Mit-
gliedstaat gestellten Antrags auf internatio-
nalen Schutz zuständig ist (ABl. L 180 vom 
29.6.2013, S. 31), der die Inhaftnahme zum 
Zwecke der Überstellung betrifft, maßgeb-
lich ist, gelten § 62 Absatz 3a für die wider-
legliche Vermutung einer Fluchtgefahr im 
Sinne von Artikel 2 Buchstabe n der Ver-
ordnung (EU) Nr. 604/2013 und § 62 Ab-
satz 3b Nummer 1 bis 5 als objektive An-
haltspunkte für die Annahme einer Flucht-
gefahr im Sinne von Artikel 2 Buchstabe n 
der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 entspre-
chend; im Anwendungsbereich der Verord-
nung (EU) Nr. 604/2013 bleibt Artikel 28 
Absatz 2 im Übrigen maßgeblich. Ferner 
kann ein Anhaltspunkt für Fluchtgefahr vor-
liegen, wenn  

(14) Soweit Artikel 28 der Verordnung 
(EU) Nr. 604/2013 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 26. Juni 2013 
zur Festlegung der Kriterien und Verfahren 
zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für 
die Prüfung eines von einem Drittstaatsan-
gehörigen oder Staatenlosen in einem Mit-
gliedstaat gestellten Antrags auf internatio-
nalen Schutz zuständig ist (ABl. L 180 vom 
29.6.2013, S. 31), der die Inhaftnahme zum 
Zwecke der Überstellung betrifft, maßgeb-
lich ist, gelten § 62 Absatz 3 Nummer 4, § 
62 Absatz 3a für die widerlegliche Vermu-
tung einer Fluchtgefahr im Sinne von Arti-
kel 2 Buchstabe n der Verordnung (EU) Nr. 
604/2013 und § 62 Absatz 3b Nummer 1 
bis 5 als objektive Anhaltspunkte für die 
Annahme einer Fluchtgefahr im Sinne von 
Artikel 2 Buchstabe n der Verordnung (EU) 
Nr. 604/2013 entsprechend; im Anwen-
dungsbereich der Verordnung (EU) Nr. 
604/2013 bleibt Artikel 28 Absatz 2 im Übri-
gen maßgeblich. Ferner kann ein Anhalts-
punkt für Fluchtgefahr vorliegen, wenn  

1. der Ausländer einen Mitgliedstaat vor 
Abschluss eines dort laufenden Ver-
fahrens zur Zuständigkeitsbestimmung 
oder zur Prüfung eines Antrags auf in-
ternationalen Schutz verlassen hat und 
die Umstände der Feststellung im Bun-
desgebiet konkret darauf hindeuten, 
dass er den zuständigen Mitgliedstaat 
in absehbarer Zeit nicht aufsuchen will, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. der Ausländer zuvor mehrfach einen 
Asylantrag in anderen Mitgliedstaaten 
als der Bundesrepublik Deutschland im 
Geltungsbereich der Verordnung (EU) 
Nr. 604/2013 gestellt und den jeweili-
gen anderen Mitgliedstaat der Asylan-
tragstellung wieder verlassen hat, ohne 
den Ausgang des dort laufenden Ver-
fahrens zur Zuständigkeitsbestimmung 
oder zur Prüfung eines Antrags auf in-
ternationalen Schutz abzuwarten. 

2. u n v e r ä n d e r t  

Die für den Antrag auf Inhaftnahme zum 
Zwecke der Überstellung zuständige Be-
hörde kann einen Ausländer ohne vorhe-
rige richterliche Anordnung festhalten und 
vorläufig in Gewahrsam nehmen, wenn  

Die für den Antrag auf Inhaftnahme zum 
Zwecke der Überstellung zuständige Be-
hörde kann einen Ausländer ohne vorhe-
rige richterliche Anordnung festhalten und 
vorläufig in Gewahrsam nehmen, wenn  
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a) der dringende Verdacht für das Vorlie-
gen der Voraussetzungen nach Satz 1 
oder 2 besteht, 

a) u n v e r ä n d e r t  

b) die richterliche Entscheidung über die 
Anordnung der Überstellungshaft nicht 
vorher eingeholt werden kann und 

b) u n v e r ä n d e r t  

c) der begründete Verdacht vorliegt, dass 
sich der Ausländer der Anordnung der 
Überstellungshaft entziehen will. 

c) u n v e r ä n d e r t  

Der Ausländer ist unverzüglich dem Richter 
zur Entscheidung über die Anordnung der 
Überstellungshaft vorzuführen. Auf das 
Verfahren auf Anordnung von Haft zur 
Überstellung nach der Verordnung (EU) Nr. 
604/2013 finden die Vorschriften des Ge-
setzes über das Verfahren in Familiensa-
chen und in den Angelegenheiten der frei-
willigen Gerichtsbarkeit entsprechend An-
wendung, soweit das Verfahren in der Ver-
ordnung (EU) Nr. 604/2013 nicht abwei-
chend geregelt ist. 

Der Ausländer ist unverzüglich dem Richter 
zur Entscheidung über die Anordnung der 
Überstellungshaft vorzuführen. Auf das 
Verfahren auf Anordnung von Haft zur 
Überstellung nach der Verordnung (EU) Nr. 
604/2013 finden die Vorschriften des Ge-
setzes über das Verfahren in Familiensa-
chen und in den Angelegenheiten der frei-
willigen Gerichtsbarkeit entsprechend An-
wendung, soweit das Verfahren in der Ver-
ordnung (EU) Nr. 604/2013 nicht abwei-
chend geregelt ist. 

§ 11 § 11 

Einreise- und Aufenthaltsverbot Einreise- und Aufenthaltsverbot 

(1) Gegen einen Ausländer, der aus-
gewiesen, zurückgeschoben oder abge-
schoben worden ist, ist ein Einreise- und 
Aufenthaltsverbot zu erlassen. Infolge des 
Einreise- und Aufenthaltsverbots darf der 
Ausländer weder erneut in das Bundesge-
biet einreisen noch sich darin aufhalten 
noch darf ihm, selbst im Falle eines An-
spruchs nach diesem Gesetz, ein Aufent-
haltstitel erteilt werden. 

(1) Gegen einen Ausländer, der aus-
gewiesen, zurückgeschoben, abgeschoben 
worden ist oder gegen den eine Abschie-
bungsanordnung nach § 58a erlassen 
wurde, ist ein Einreise- und Aufenthaltsver-
bot zu erlassen. Infolge des Einreise- und 
Aufenthaltsverbots darf der Ausländer we-
der erneut in das Bundesgebiet und das 
Hoheitsgebiet der anderen Mitgliedstaa-
ten der Europäischen Union oder der 
anderen Schengen-Staaten einreisen 
noch sich darin aufhalten noch darf ihm, 
selbst im Falle eines Anspruchs nach die-
sem Gesetz, ein Aufenthaltstitel erteilt wer-
den. Wenn dem Ausländer Einreise und 
Aufenthalt in einem anderen Mitglied-
staat der Europäischen Union oder in ei-
nem anderen Schengen-Staat erlaubt 
sind, erstreckt sich das Einreise- und 
Aufenthaltsverbot nicht auf diesen Mit-
glied-staat der Europäischen Union oder 
diesen Schengen-Staat. 
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 (1a) Absatz 1 gilt entsprechend für 
einen Ausländer, der zurückgewiesen 
wurde, weil er unter Nutzung falscher o-
der verfälschter Dokumente einreisen 
wollte, wenn Anhaltspunkte den Ver-
dacht begründen, dass er erneut uner-
laubt ins Bundesgebiet einreisen will o-
der, dass die Voraussetzungen des § 54 
Absatz 1 Nummer 2 oder 4 vorliegen. 

(2) Im Falle der Ausweisung ist das 
Einreise- und Aufenthaltsverbot gemein-
sam mit der Ausweisungsverfügung zu er-
lassen. Ansonsten soll das Einreise- und 
Aufenthaltsverbot mit der Abschiebungsan-
drohung oder Abschiebungsanordnung 
nach § 58a unter der aufschiebenden Be-
dingung der Ab- oder Zurückschiebung und 
spätestens mit der Ab- oder Zurückschie-
bung erlassen werden. Das Einreise- und 
Aufenthaltsverbot ist bei seinem Erlass von 
Amts wegen zu befristen. Die Frist beginnt 
mit der Ausreise. Die Befristung kann zur 
Abwehr einer Gefahr für die öffentliche Si-
cherheit und Ordnung mit einer Bedingung 
versehen werden, insbesondere einer 
nachweislichen Straf- oder Drogenfreiheit. 
Tritt die Bedingung bis zum Ablauf der Frist 
nicht ein, gilt eine von Amts wegen zusam-
men mit der Befristung nach Satz 5 ange-
ordnete längere Befristung. 

(2) Im Falle der Ausweisung und der 
Abschiebungsanordnung nach § 58a ist 
das Einreise- und Aufenthaltsverbot ge-
meinsam mit der Ausweisungsverfügung o-
der der Abschiebungsanordnung nach § 
58a zu erlassen. Ansonsten soll das Ein-
reise- und Aufenthaltsverbot mit der Ab-
schiebungsandrohung unter der aufschie-
benden Bedingung der Ab- oder Zurück-
schiebung und spätestens mit der Ab- oder 
Zurückschiebung erlassen werden. Das 
Einreise- und Aufenthaltsverbot ist bei sei-
nem Erlass von Amts wegen zu befristen. 
Die Frist beginnt mit der Ausreise. Die Be-
fristung kann zur Abwehr einer Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung mit 
einer Bedingung versehen werden, insbe-
sondere einer nachweislichen Straf- oder 
Drogenfreiheit. Tritt die Bedingung bis zum 
Ablauf der Frist nicht ein, gilt eine von Amts 
wegen zusammen mit der Befristung nach 
Satz 5 angeordnete längere Befristung. 

(3) Über die Länge der Frist des Ein-
reise- und Aufenthaltsverbots wird nach Er-
messen entschieden. Sie darf außer in den 
Fällen der Absätze 5 bis 5b fünf Jahre nicht 
überschreiten. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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(4) Das Einreise- und Aufenthaltsver-
bot kann zur Wahrung schutzwürdiger Be-
lange des Ausländers oder, soweit es der 
Zweck des Einreise- und Aufenthaltsver-
bots nicht mehr erfordert, aufgehoben oder 
die Frist des Einreise- und Aufenthaltsver-
bots verkürzt werden. Das Einreise- und 
Aufenthaltsverbot soll aufgehoben werden, 
wenn die Voraussetzungen für die Ertei-
lung eines Aufenthaltstitels nach Kapitel 2 
Abschnitt 5 vorliegen. Bei der Entschei-
dung über die Verkürzung der Frist oder 
die Aufhebung des Einreise- und Aufent-
haltsverbots, das zusammen mit einer Aus-
weisung erlassen wurde, ist zu berücksich-
tigen, ob der Ausländer seiner Ausreise-
pflicht innerhalb der ihm gesetzten Ausrei-
sefrist nachgekommen ist, es sei denn, der 
Ausländer war unverschuldet an der Aus-
reise gehindert oder die Überschreitung der 
Ausreisefrist war nicht erheblich. Die Frist 
des Einreise- und Aufenthaltsverbots kann 
aus Gründen der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung verlängert werden. Absatz 3 
gilt entsprechend. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Die Frist des Einreise- und Aufent-
haltsverbots soll zehn Jahre nicht über-
schreiten, wenn der Ausländer auf Grund 
einer strafrechtlichen Verurteilung ausge-
wiesen worden ist oder wenn von ihm eine 
schwerwiegende Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung ausgeht. Absatz 4 
gilt in diesen Fällen entsprechend. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(5a) Die Frist des Einreise- und 
Aufenthaltsverbots soll 20 Jahre betragen, 
wenn der Ausländer wegen eines Verbre-
chens gegen den Frieden, eines Kriegsver-
brechens oder eines Verbrechens gegen 
die Menschlichkeit oder zur Abwehr einer 
Gefahr für die Sicherheit der Bundesrepub-
lik Deutschland oder einer terroristischen 
Gefahr ausgewiesen wurde. Absatz 4 Satz 
4 und 5 gilt in diesen Fällen entsprechend. 
Eine Verkürzung der Frist oder Aufhebung 
des Einreise- und Aufenthaltsverbots ist 
grundsätzlich ausgeschlossen. Die oberste 
Landesbehörde kann im Einzelfall Ausnah-
men hiervon zulassen. 

(5a) u n v e r ä n d e r t  
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(5b) Wird der Ausländer auf 
Grund einer Abschiebungsanordnung nach 
§ 58a aus dem Bundesgebiet abgescho-
ben, soll ein unbefristetes Einreise- und 
Aufenthaltsverbot erlassen werden. In den 
Fällen des Absatzes 5a oder wenn der 
Ausländer wegen eines in § 54 Absatz 1 
Nummer 1 genannten Ausweisungsinteres-
ses ausgewiesen worden ist, kann im Ein-
zelfall ein unbefristetes Einreise- und Auf-
enthaltsverbot erlassen werden. Absatz 5a 
Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 

(5b) Wird der Ausländer auf 
Grund einer Abschiebungsanordnung nach 
§ 58a aus dem Bundesgebiet abgescho-
ben, soll ein unbefristetes Einreise- und 
Aufenthaltsverbot erlassen werden. In den 
Fällen des Absatzes 5a oder wenn der 
Ausländer wegen eines in § 54 Absatz 1 
Nummer 1, 2 oder 2a genannten Auswei-
sungsinteresses ausgewiesen worden ist, 
kann im Einzelfall ein unbefristetes Ein-
reise- und Aufenthaltsverbot erlassen wer-
den. Absatz 5a Satz 3 und 4 gilt entspre-
chend. 

(5c) Die Behörde, die die Aus-
weisung, die Abschiebungsandrohung oder 
die Abschiebungsanordnung nach § 58a 
erlässt, ist auch für den Erlass und die erst-
malige Befristung des damit zusammen-
hängenden Einreise- und Aufenthaltsver-
bots zuständig. 

(5c) u n v e r ä n d e r t  

(6) Gegen einen Ausländer, der sei-
ner Ausreisepflicht nicht innerhalb einer 
ihm gesetzten Ausreisefrist nachgekom-
men ist, kann ein Einreise- und Aufent-
haltsverbot angeordnet werden, es sei 
denn, der Ausländer ist unverschuldet an 
der Ausreise gehindert oder die Über-
schreitung der Ausreisefrist ist nicht erheb-
lich. Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Satz 3 bis 6, 
Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 Satz 1, 2 und 
4 gelten entsprechend. Das Einreise- und 
Aufenthaltsverbot ist mit seiner Anordnung 
nach Satz 1 zu befristen. Bei der ersten 
Anordnung des Einreise- und Aufenthalts-
verbots nach Satz 1 soll die Frist ein Jahr 
nicht überschreiten. Im Übrigen soll die 
Frist drei Jahre nicht überschreiten. Ein 
Einreise- und Aufenthaltsverbot wird nicht 
angeordnet, wenn Gründe für eine vorüber-
gehende Aussetzung der Abschiebung 
nach § 60a vorliegen, die der Ausländer 
nicht verschuldet hat. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Gegen einen Ausländer,  (7) u n v e r ä n d e r t  
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1. dessen Asylantrag nach § 29a Absatz 
1 des Asylgesetzes als offensichtlich 
unbegründet abgelehnt wurde, dem 
kein subsidiärer Schutz zuerkannt 
wurde, das Vorliegen der Vorausset-
zungen für ein Abschiebungsverbot 
nach § 60 Absatz 5 oder 7 nicht festge-
stellt wurde und der keinen Aufent-
haltstitel besitzt oder 

 

2. dessen Antrag nach § 71 oder § 71a 
des Asylgesetzes wiederholt nicht zur 
Durchführung eines weiteren Asylver-
fahrens geführt hat, 

 

kann das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge ein Einreise- und Aufenthalts-
verbot anordnen. Das Einreise- und Aufent-
haltsverbot wird mit Bestandskraft der Ent-
scheidung über den Asylantrag wirksam. 
Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Satz 3 bis 6, Ab-
satz 3 Satz 1 und Absatz 4 Satz 1, 2 und 4 
gelten entsprechend. Das Einreise- und 
Aufenthaltsverbot ist mit seiner Anordnung 
nach Satz 1 zu befristen. Bei der ersten 
Anordnung des Einreise- und Aufenthalts-
verbots nach Satz 1 soll die Frist ein Jahr 
nicht überschreiten. Im Übrigen soll die 
Frist drei Jahre nicht überschreiten. Über 
die Aufhebung, Verlängerung oder Verkür-
zung entscheidet die zuständige Auslän-
derbehörde. 

 

(8) Vor Ablauf des Einreise- und Auf-
enthaltsverbots kann dem Ausländer aus-
nahmsweise erlaubt werden, das Bundes-
gebiet kurzfristig zu betreten, wenn zwin-
gende Gründe seine Anwesenheit erfor-
dern oder die Versagung der Erlaubnis 
eine unbillige Härte bedeuten würde. Im 
Falle der Absätze 5a und 5b ist für die Ent-
scheidung die oberste Landesbehörde zu-
ständig. 

(8) u n v e r ä n d e r t  
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(9) Reist ein Ausländer entgegen ei-
nem Einreise- und Aufenthaltsverbot in das 
Bundesgebiet ein, wird der Ablauf einer 
festgesetzten Frist für die Dauer des Auf-
enthalts im Bundesgebiet gehemmt. Die 
Frist kann in diesem Fall verlängert wer-
den, längstens jedoch um die Dauer der ur-
sprünglichen Befristung. Der Ausländer ist 
auf diese Möglichkeit bei der erstmaligen 
Befristung hinzuweisen. Für eine nach Satz 
2 verlängerte Frist gelten die Absätze 3 
und 4 Satz 1 entsprechend. 

(9) u n v e r ä n d e r t  

§ 26 § 26 

Dauer des Aufenthalts Dauer des Aufenthalts 

(1) Die Aufenthaltserlaubnis nach die-
sem Abschnitt kann für jeweils längstens 
drei Jahre erteilt und verlängert werden, in 
den Fällen des § 25 Abs. 4 Satz 1 und Abs. 
5 jedoch für längstens sechs Monate, so-
lange sich der Ausländer noch nicht min-
destens 18 Monate rechtmäßig im Bundes-
gebiet aufgehalten hat. Asylberechtigten 
und Ausländern, denen die Flüchtlingsei-
genschaft im Sinne des § 3 Absatz 1 des 
Asylgesetzes zuerkannt worden ist, wird 
die Aufenthaltserlaubnis für drei Jahre er-
teilt. Subsidiär Schutzberechtigten im Sinne 
des § 4 Absatz 1 des Asylgesetzes wird die 
Aufenthaltserlaubnis für ein Jahr erteilt, bei 
Verlängerung für zwei weitere Jahre. Aus-
ländern, die die Voraussetzungen des § 25 
Absatz 3 erfüllen, wird die Aufenthaltser-
laubnis für mindestens ein Jahr erteilt. Die 
Aufenthaltserlaubnisse nach § 25 Absatz 
4a Satz 1 und Absatz 4b werden jeweils für 
ein Jahr, Aufenthaltserlaubnisse nach § 25 
Absatz 4a Satz 3 jeweils für zwei Jahre er-
teilt und verlängert; in begründeten Einzel-
fällen ist eine längere Geltungsdauer zuläs-
sig. 

(1) Die Aufenthaltserlaubnis nach die-
sem Abschnitt kann für jeweils längstens 
drei Jahre erteilt und verlängert werden, in 
den Fällen des § 25 Abs. 4 Satz 1 und Abs. 
5 jedoch für längstens sechs Monate, so-
lange sich der Ausländer noch nicht min-
destens 18 Monate rechtmäßig im Bundes-
gebiet aufgehalten hat. Asylberechtigten 
und Ausländern, denen internationaler 
Schutz zuerkannt worden ist, wird die Auf-
enthaltserlaubnis für drei Jahre erteilt. Aus-
ländern, die die Voraussetzungen des § 25 
Absatz 3 erfüllen, wird die Aufenthaltser-
laubnis für mindestens ein Jahr erteilt. Die 
Aufenthaltserlaubnisse nach § 25 Absatz 
4a Satz 1 und Absatz 4b werden jeweils für 
ein Jahr, Aufenthaltserlaubnisse nach § 25 
Absatz 4a Satz 3 jeweils für zwei Jahre er-
teilt und verlängert; in begründeten Einzel-
fällen ist eine längere Geltungsdauer zuläs-
sig. 

(2) Die Aufenthaltserlaubnis darf nicht 
verlängert werden, wenn das Ausreisehin-
dernis oder die sonstigen einer Aufenthalts-
beendigung entgegenstehenden Gründe 
entfallen sind. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(3) Einem Ausländer, der eine Aufent-
haltserlaubnis nach § 25 Absatz 1 oder 2 
Satz 1 erste Alternative besitzt, ist eine 
Niederlassungserlaubnis zu erteilen, wenn  

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. er die Aufenthaltserlaubnis seit fünf 
Jahren besitzt, wobei die Aufenthalts-
zeit des der Erteilung der Aufenthalts-
erlaubnis vorangegangenen Asylver-
fahrens abweichend von § 55 Absatz 3 
des Asylgesetzes auf die für die Ertei-
lung der Niederlassungserlaubnis er-
forderliche Zeit des Besitzes einer Auf-
enthaltserlaubnis angerechnet wird, 

 

2. das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge nicht nach § 73b Absatz 3 
des Asylgesetzes mitgeteilt hat, dass 
die Voraussetzungen für den Widerruf 
oder die Rücknahme vorliegen, 

 

3. sein Lebensunterhalt überwiegend ge-
sichert ist, 

 

4. er über hinreichende Kenntnisse der 
deutschen Sprache verfügt und 

 

5. die Voraussetzungen des § 9 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 4 bis 6, 8 und 9 vorlie-
gen. 

 

§ 9 Absatz 2 Satz 2 bis 6, § 9 Absatz 3 
Satz 1 und § 9 Absatz 4 finden entspre-
chend Anwendung; von der Voraussetzung 
in Satz 1 Nummer 3 wird auch abgesehen, 
wenn der Ausländer die Regelaltersgrenze 
nach § 35 Satz 2 oder § 235 Absatz 2 des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch er-
reicht hat. Abweichend von Satz 1 und 2 ist 
einem Ausländer, der eine Aufenthaltser-
laubnis nach § 25 Absatz 1 oder 2 Satz 1 
erste Alternative besitzt, eine Niederlas-
sungserlaubnis zu erteilen, wenn  

 

1. er die Aufenthaltserlaubnis seit drei 
Jahren besitzt, wobei die Aufenthalts-
zeit des der Erteilung der Aufenthalts-
erlaubnis vorangegangenen Asylver-
fahrens abweichend von § 55 Absatz 3 
des Asylgesetzes auf die für die Ertei-
lung der Niederlassungserlaubnis er-
forderliche Zeit des Besitzes einer Auf-
enthaltserlaubnis angerechnet wird, 
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2. das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge nicht nach § 73b Absatz 3 
des Asylgesetzes mitgeteilt hat, dass 
die Voraussetzungen für den Widerruf 
oder die Rücknahme vorliegen, 

 

3. er die deutsche Sprache beherrscht,  

4. sein Lebensunterhalt weit überwiegend 
gesichert ist und 

 

5. die Voraussetzungen des § 9 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 4 bis 6, 8 und 9 vorlie-
gen. 

 

In den Fällen des Satzes 3 finden § 9 Ab-
satz 3 Satz 1 und § 9 Absatz 4 entspre-
chend Anwendung. Für Kinder, die vor 
Vollendung des 18. Lebensjahres nach 
Deutschland eingereist sind, kann § 35 ent-
sprechend angewandt werden. Die Sätze 1 
bis 5 gelten auch für einen Ausländer, der 
eine Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Absatz 
4 besitzt, es sei denn, es liegen die Vo-
raussetzungen für eine Rücknahme vor. 

 

(4) Im Übrigen kann einem Ausländer, 
der eine Aufenthaltserlaubnis nach diesem 
Abschnitt besitzt, eine Niederlassungser-
laubnis erteilt werden, wenn die in § 9 Abs. 
2 Satz 1 bezeichneten Voraussetzungen 
vorliegen. § 9 Abs. 2 Satz 2 bis 6 gilt ent-
sprechend. Die Aufenthaltszeit des der Er-
teilung der Aufenthaltserlaubnis vorange-
gangenen Asylverfahrens wird abweichend 
von § 55 Abs. 3 des Asylgesetzes auf die 
Frist angerechnet. Für Kinder, die vor Voll-
endung des 18. Lebensjahres nach 
Deutschland eingereist sind, kann § 35 ent-
sprechend angewandt werden. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

§ 48 § 48 

Ausweisrechtliche Pflichten Ausweisrechtliche Pflichten 

(1) Ein Ausländer ist verpflichtet,  (1) u n v e r ä n d e r t  

1. seinen Pass, seinen Passersatz oder 
seinen Ausweisersatz und 

 



 - 15 -  

Geltendes Recht Änderungen 

2. seinen Aufenthaltstitel oder eine Be-
scheinigung über die Aussetzung der 
Abschiebung 

 

auf Verlangen den mit dem Vollzug des 
Ausländerrechts betrauten Behörden vor-
zulegen, auszuhändigen und vorüberge-
hend zu überlassen, soweit dies zur Durch-
führung oder Sicherung von Maßnahmen 
nach diesem Gesetz erforderlich ist. Ein 
deutscher Staatsangehöriger, der zugleich 
eine ausländische Staatsangehörigkeit be-
sitzt, ist verpflichtet, seinen ausländischen 
Pass oder Passersatz auf Verlangen den 
mit dem Vollzug des Ausländerrechts be-
trauten Behörden vorzulegen, auszuhändi-
gen und vorübergehend zu überlassen, 
wenn  

 

1. ihm nach § 7 Absatz 1 des Passgeset-
zes der deutsche Pass versagt, nach § 
8 des Passgesetzes der deutsche 
Pass entzogen worden ist oder gegen 
ihn eine Anordnung nach § 6 Absatz 7 
des Personalausweisgesetzes ergan-
gen ist, wenn Anhaltspunkte die An-
nahme rechtfertigen, dass der Auslän-
der beabsichtigt, das Bundesgebiet zu 
verlassen oder 

 

2. die Voraussetzungen für eine Untersa-
gung der Ausreise nach § 10 Absatz 1 
des Passgesetzes vorliegen und die 
Vorlage, Aushändigung und vorüber-
gehende Überlassung des ausländi-
schen Passes oder Passersatzes zur 
Durchführung oder Sicherung des Aus-
reiseverbots erforderlich sind. 

 

(2) Ein Ausländer, der einen Pass o-
der Passersatz weder besitzt noch in zu-
mutbarer Weise erlangen kann, genügt der 
Ausweispflicht mit der Bescheinigung über 
einen Aufenthaltstitel oder die Aussetzung 
der Abschiebung, wenn sie mit den Anga-
ben zur Person und einem Lichtbild verse-
hen und als Ausweisersatz bezeichnet ist. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(3) Besitzt der Ausländer keinen gülti-
gen Pass oder Passersatz, ist er verpflich-
tet, an der Beschaffung des Identitätspa-
piers mitzuwirken sowie alle Urkunden, 
sonstigen Unterlagen und Datenträger, die 
für die Feststellung seiner Identität und 
Staatsangehörigkeit und für die Feststel-
lung und Geltendmachung einer Rückfüh-
rungsmöglichkeit in einen anderen Staat 
von Bedeutung sein können und in deren 
Besitz er ist, den mit der Ausführung dieses 
Gesetzes betrauten Behörden auf Verlan-
gen vorzulegen, auszuhändigen und zu 
überlassen. Kommt der Ausländer seiner 
Verpflichtung nicht nach und bestehen tat-
sächliche Anhaltspunkte, dass er im Besitz 
solcher Unterlagen oder Datenträger ist, 
können er und die von ihm mitgeführten 
Sachen durchsucht werden. Der Ausländer 
hat die Maßnahme zu dulden. 

(3) Besitzt der Ausländer keinen gülti-
gen Pass oder Passersatz, ist er verpflich-
tet, an der Beschaffung des Identitätspa-
piers mitzuwirken sowie alle Urkunden, 
sonstigen Unterlagen und Datenträger, die 
für die Feststellung seiner Identität und 
Staatsangehörigkeit und für die Feststel-
lung und Geltendmachung einer Rückfüh-
rungsmöglichkeit in einen anderen Staat 
von Bedeutung sein können und in deren 
Besitz er ist, den mit der Ausführung dieses 
Gesetzes betrauten Behörden auf Verlan-
gen vorzulegen, auszuhändigen, zu über-
lassen und die notwendigen Zugangsda-
ten für ein Auslesen der Datenträger zur 
Verfügung zu stellen. Kommt der Auslän-
der seiner Verpflichtung nicht nach und be-
stehen tatsächliche Anhaltspunkte, dass er 
im Besitz solcher Unterlagen oder Daten-
träger ist, können er und die von ihm mitge-
führten Sachen sowie seine Wohnung 
und andere Räumlichkeiten nach diesen 
Unterlagen oder Datenträgern durch-
sucht werden. Durchsuchungen der 
Wohnung und anderer Räumlichkeiten 
nach Satz 2 dürfen nur durch den Rich-
ter, bei Gefahr im Verzug auch durch die 
mit der Ausführung dieses Gesetzes be-
trauten Behörden angeordnet werden. 
Der Ausländer hat die Maßnahme zu dul-
den. 
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(3a) Die Auswertung von Daten-
trägern ist nur zulässig, soweit dies für die 
Feststellung der Identität und Staatsange-
hörigkeit des Ausländers und für die Fest-
stellung und Geltendmachung einer Rück-
führungsmöglichkeit in einen anderen Staat 
nach Maßgabe von Absatz 3 erforderlich ist 
und der Zweck der Maßnahme nicht durch 
mildere Mittel erreicht werden kann. Liegen 
tatsächliche Anhaltspunkte für die An-
nahme vor, dass durch die Auswertung von 
Datenträgern allein Erkenntnisse aus dem 
Kernbereich privater Lebensgestaltung er-
langt würden, ist die Maßnahme unzuläs-
sig. Der Ausländer hat die notwendigen Zu-
gangsdaten für eine zulässige Auswertung 
von Datenträgern zur Verfügung zu stellen. 
Die Datenträger dürfen nur von einem Be-
diensteten ausgewertet werden, der die 
Befähigung zum Richteramt hat. Erkennt-
nisse aus dem Kernbereich privater Le-
bensgestaltung, die durch die Auswertung 
von Datenträgern erlangt werden, dürfen 
nicht verwertet werden. Aufzeichnungen 
hierüber sind unverzüglich zu löschen. Die 
Tatsache ihrer Erlangung und Löschung ist 
aktenkundig zu machen. 

(3a) Das Auslesen von Daten-
trägern, einschließlich mobiler Geräte 
und Cloud-Dienste, ist zulässig, wenn 
der Ausländer nicht im Besitz eines gülti-
gen Passes oder Passersatzes ist. 
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 (3b) Das Auswerten der ausge-
lesenen Daten ist nur zulässig, so-
weit dies für die Feststellung der 
Identität und Staatsangehörigkeit 
des Ausländers und für die Feststel-
lung und Geltendmachung einer 
Rückführungsmöglichkeit in einen 
anderen Staat nach Maßgabe von 
Absatz 3 erforderlich ist und der 
Zweck der Maßnahme nicht durch 
mildere Mittel erreicht werden kann. 
Liegen tatsächliche Anhaltspunkte 
für die Annahme vor, dass durch die 
Auswertung von Datenträgern allein 
Erkenntnisse aus dem Kernbereich 
privater Lebensgestaltung erlangt 
würden, ist die Maßnahme unzuläs-
sig. Die Datenträger dürfen nur von 
einem Bediensteten ausgewertet 
werden, der die Befähigung zum 
Richteramt hat. Erkenntnisse aus 
dem Kernbereich privater Lebensge-
staltung, die durch die Auswertung 
von Datenträgern erlangt werden, 
dürfen nicht verwertet werden. Auf-
zeichnungen hierüber sind unver-
züglich zu löschen. Die Tatsache ih-
rer Erlangung und Löschung ist ak-
tenkundig zu machen. 

(4) Wird nach § 5 Abs. 3 oder § 33 
von der Erfüllung der Passpflicht (§ 3 Abs. 
1) abgesehen, wird ein Ausweisersatz aus-
gestellt. Absatz 3 bleibt hiervon unberührt. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

§ 50 § 50 

Ausreisepflicht Ausreisepflicht 

(1) Ein Ausländer ist zur Ausreise ver-
pflichtet, wenn er einen erforderlichen Auf-
enthaltstitel nicht oder nicht mehr besitzt 
und ein Aufenthaltsrecht nach dem Assozi-
ationsabkommen EWG/Türkei nicht oder 
nicht mehr besteht. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Der Ausländer hat das Bundesge-
biet unverzüglich oder, wenn ihm eine Aus-
reisefrist gesetzt ist, bis zum Ablauf der 
Frist zu verlassen. 

(2) Der Ausländer hat das Bundesge-
biet und das Hoheitsgebiet der anderen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
oder Schengen-Staaten unverzüglich o-
der, wenn ihm eine Ausreisefrist gesetzt ist, 
bis zum Ablauf der Frist zu verlassen. 
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(2a) (weggefallen) (2a) u n v e r ä n d e r t  

(3) Durch die Einreise in einen ande-
ren Mitgliedstaat der Europäischen Union 
oder in einen anderen Schengen-Staat ge-
nügt der Ausländer seiner Ausreisepflicht 
nur, wenn ihm Einreise und Aufenthalt dort 
erlaubt sind. Liegen diese Voraussetzun-
gen vor, ist der ausreisepflichtige Auslän-
der aufzufordern, sich unverzüglich in das 
Hoheitsgebiet dieses Staates zu begeben. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Ein ausreisepflichtiger Ausländer, 
der seine Wohnung wechseln oder den Be-
zirk der Ausländerbehörde für mehr als drei 
Tage verlassen will, hat dies der Auslän-
derbehörde vorher anzuzeigen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Der Pass oder Passersatz eines 
ausreisepflichtigen Ausländers soll bis zu 
dessen Ausreise in Verwahrung genom-
men werden. 

(5) Der Pass, Passersatz oder sons-
tige Urkunden, Unterlagen und Datenträ-
ger eines ausreisepflichtigen Ausländers, 
die zur Feststellung seiner Identität und 
Staatsangehörigkeit und für die Fest-
stellung und Geltendmachung einer 
Rückführungsmöglichkeit in einen ande-
ren Staat von Bedeutung sind, sollen bis 
zu dessen Ausreise in Verwahrung genom-
men werden. 
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(6) Ein Ausländer kann zum Zweck 
der Aufenthaltsbeendigung in den Fahn-
dungshilfsmitteln der Polizei zur Aufent-
haltsermittlung und Festnahme ausge-
schrieben werden, wenn sein Aufenthalt 
unbekannt ist. Ein Ausländer, gegen den 
ein Einreise- und Aufenthaltsverbot nach § 
11 besteht, kann zum Zweck der Einreise-
verweigerung zur Zurückweisung und für 
den Fall des Antreffens im Bundesgebiet 
zur Festnahme ausgeschrieben werden. 
Für Ausländer, die gemäß § 15a verteilt 
worden sind, gilt § 66 des Asylgesetzes 
entsprechend. 

(6) Ein Ausländer kann zum Zweck 
der Aufenthaltsbeendigung in den Fahn-
dungshilfsmitteln der Polizei zur Aufent-
haltsermittlung und Festnahme ausge-
schrieben werden, wenn sein Aufenthalt 
unbekannt ist. Ein Ausländer kann auch 
zum Zweck der Identitätsklärung in den 
Fahndungshilfsmitteln der Polizei aus-
geschrieben werden, soweit dies zur 
Feststellung seiner Identität erforderlich 
ist. Ein Ausländer, gegen den ein Ein-
reise- und Aufenthaltsverbot nach § 11 be-
steht, ist zum Zweck der Einreiseverweige-
rung, zur Zurückweisung und für den Fall 
des Antreffens im Bundesgebiet zur Fest-
nahme auszuschreiben, sofern zu die-
sem Zweck keine Ausschreibung in das 
Schengener-Informationssystem gemäß 
der Verordnung (EU) 2018/18681 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates 
vom 28. November 2018 über die Ein-
richtung, den Betrieb und die Nutzung 
des Schengener Informationssystems 
(SIS) im Bereich der Grenzkontrollen, 
zur Änderung des Übereinkommens zur 
Durchführung des Übereinkommens 
von Schengen und zur Änderung und 
Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 1987/20 (ABl. EU Nr. L 312/14) erfolgt 
ist oder eine solche Ausschreibung ge-
mäß dieser Verordnung aus Gründen 
gelöscht wird, die der ausschreibende 
Schengen-Staat nicht zu vertreten hat. 
Für Ausländer, die gemäß § 15a verteilt 
worden sind, gilt § 66 des Asylgesetzes 
entsprechend. 

§ 52 § 52 

Widerruf Widerruf 

(1) Der Aufenthaltstitel des Auslän-
ders nach § 4 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 
zweite Alternative, Nummer 2, 2a, 2b, 2c, 3 
und 4 kann außer in den Fällen der Ab-
sätze 2 bis 6 nur widerrufen werden, wenn  

(1) Der Aufenthaltstitel des Auslän-
ders nach § 4 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 
zweite Alternative, Nummer 2, 2a, 2b, 2c, 3 
und 4 kann außer in den Fällen der Ab-
sätze 2 bis 6 nur widerrufen werden, wenn  

1. er keinen gültigen Pass oder Passer-
satz mehr besitzt, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. er seine Staatsangehörigkeit wechselt 
oder verliert, 

2. u n v e r ä n d e r t  
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3. er noch nicht eingereist ist, 3. u n v e r ä n d e r t  

4. seine Anerkennung als Asylberechtig-
ter oder seine Rechtsstellung als 
Flüchtling oder als subsidiär Schutzbe-
rechtigter erlischt oder unwirksam wird 
oder 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. die Ausländerbehörde nach Erteilung 
einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25 
Abs. 3 Satz 1 feststellt, dass 

5. u n v e r ä n d e r t  

a) die Voraussetzungen des § 60 Ab-
satz 5 oder 7 nicht oder nicht mehr 
vorliegen, 

 

b) der Ausländer einen der Aus-
schlussgründe nach § 25 Abs. 3 
Satz 2 Nummer 1 bis 4 erfüllt oder 

 

c) in den Fällen des § 42 Satz 1 des 
Asylgesetzes die Feststellung auf-
gehoben oder unwirksam wird. 

 

In den Fällen des Satzes 1 Nr. 4 und 5 
kann auch der Aufenthaltstitel der mit dem 
Ausländer in familiärer Gemeinschaft le-
benden Familienangehörigen widerrufen 
werden, wenn diesen kein eigenständiger 
Anspruch auf den Aufenthaltstitel zusteht. 

Satz 1 Nummer 1 findet keine Anwen-
dung bei Inhabern eines Aufenthaltsti-
tels nach § 9 oder § 9a, wenn die Be-
schaffung eines Passes oder Passersat-
zes jedes Staates, dessen Staatsange-
hörigkeit sie besitzen, nicht in zumutba-
rer Weise möglich ist. In den Fällen des 
Satzes 1 Nr. 4 und 5 kann auch der Aufent-
haltstitel der mit dem Ausländer in familiä-
rer Gemeinschaft lebenden Familienange-
hörigen widerrufen werden, wenn diesen 
kein eigenständiger Anspruch auf den Auf-
enthaltstitel zusteht. 

(2) Ein nationales Visum, eine Aufent-
haltserlaubnis und eine Blaue Karte EU, 
die zum Zweck der Beschäftigung erteilt 
wurden, sind zu widerrufen, wenn die Bun-
desagentur für Arbeit nach § 41 die Zustim-
mung zur Ausübung der Beschäftigung wi-
derrufen hat. Ein nationales Visum und 
eine Aufenthaltserlaubnis, die nicht zum 
Zweck der Beschäftigung erteilt wurden, 
sind im Falle des Satzes 1 in dem Umfang 
zu widerrufen, in dem sie die Beschäfti-
gung gestatten. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(2a) Eine nach § 19 erteilte ICT-
Karte, eine nach § 19b erteilte Mobiler-ICT-
Karte oder ein Aufenthaltstitel zum Zweck 
des Familiennachzugs zu einem Inhaber 
einer ICT-Karte oder Mobiler-ICT-Karte 
kann widerrufen werden, wenn der Auslän-
der  

(2a) u n v e r ä n d e r t  

1. nicht mehr die Voraussetzungen der 
Erteilung erfüllt oder 

 

2. gegen Vorschriften eines anderen Mit-
gliedstaates der Europäischen Union 
über die Mobilität von unternehmensin-
tern transferierten Arbeitnehmern im 
Anwendungsbereich der Richtlinie 
2014/66/EU verstoßen hat. 

 

Wird die ICT-Karte oder die Mobiler-ICT-
Karte widerrufen, so ist zugleich der dem 
Familienangehörigen erteilte Aufenthaltsti-
tel zu widerrufen, es sei denn, dem Fami-
lienangehörigen steht ein eigenständiger 
Anspruch auf einen Aufenthaltstitel zu. 

 

(3) Eine nach § 16b Absatz 1, 5 oder 
7 zum Zweck des Studiums erteilte Aufent-
haltserlaubnis kann widerrufen werden, 
wenn  

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. der Ausländer ohne die erforderliche 
Erlaubnis eine Erwerbstätigkeit ausübt, 

 

2. der Ausländer unter Berücksichtigung 
der durchschnittlichen Studiendauer an 
der betreffenden Hochschule im jewei-
ligen Studiengang und seiner individu-
ellen Situation keine ausreichenden 
Studienfortschritte macht oder 

 

3. der Ausländer nicht mehr die Voraus-
setzungen erfüllt, unter denen ihm eine 
Aufenthaltserlaubnis nach § 16b Ab-
satz 1, 5 oder 7 erteilt werden könnte. 

 

Zur Prüfung der Voraussetzungen von Satz 
1 Nummer 2 kann die Ausbildungseinrich-
tung beteiligt werden. 

 

(4) Eine nach § 18d oder § 18f erteilte 
Aufenthaltserlaubnis kann widerrufen wer-
den, wenn  

(4) u n v e r ä n d e r t  
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1. die Forschungseinrichtung, mit welcher 
der Ausländer eine Aufnahmevereinba-
rung abgeschlossen hat, ihre Anerken-
nung verliert, sofern er an einer Hand-
lung beteiligt war, die zum Verlust der 
Anerkennung geführt hat, 

 

2. der Ausländer bei der Forschungsein-
richtung keine Forschung mehr betreibt 
oder betreiben darf oder 

 

3. der Ausländer nicht mehr die Voraus-
setzungen erfüllt, unter denen ihm eine 
Aufenthaltserlaubnis nach § 18d oder § 
18f erteilt werden könnte oder eine 
Aufnahmevereinbarung mit ihm abge-
schlossen werden dürfte. 

 

(4a) Eine nach § 16e oder § 19e 
erteilte Aufenthaltserlaubnis kann widerru-
fen werden, wenn der Ausländer nicht 
mehr die Voraussetzungen erfüllt, unter de-
nen ihm die Aufenthaltserlaubnis erteilt 
werden könnte. 

(4a) u n v e r ä n d e r t  

(5) Eine Aufenthaltserlaubnis nach § 
25 Absatz 4a Satz 1 oder Absatz 4b Satz 1 
soll widerrufen werden, wenn  

(5) u n v e r ä n d e r t  

1. der Ausländer nicht bereit war oder 
nicht mehr bereit ist, im Strafverfahren 
auszusagen, 

 

2. die Angaben des Ausländers, auf die in 
§ 25 Absatz 4a Satz 2 Nummer 1 oder 
Absatz 4b Satz 2 Nummer 1 Bezug ge-
nommen wird, nach Mitteilung der 
Staatsanwaltschaft oder des Strafge-
richts mit hinreichender Wahrschein-
lichkeit als falsch anzusehen sind oder 

 

3. der Ausländer auf Grund sonstiger 
Umstände nicht mehr die Vorausset-
zungen für die Erteilung eines Aufent-
haltstitels nach § 25 Absatz 4a oder 
Absatz 4b erfüllt. 

 

Eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Ab-
satz 4a Satz 1 soll auch dann widerrufen 
werden, wenn der Ausländer freiwillig wie-
der Verbindung zu den Personen nach § 
25 Absatz 4a Satz 2 Nummer 2 aufgenom-
men hat. 
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(6) Eine Aufenthaltserlaubnis nach § 
38a soll widerrufen werden, wenn der Aus-
länder seine Rechtsstellung als langfristig 
Aufenthaltsberechtigter in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union ver-
liert. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) (weggefallen) (7) u n v e r ä n d e r t  

§ 54 § 54 

Ausweisungsinteresse Ausweisungsinteresse 

(1) Das Ausweisungsinteresse im 
Sinne von § 53 Absatz 1 wiegt besonders 
schwer, wenn der Ausländer  

(1) Das Ausweisungsinteresse im 
Sinne von § 53 Absatz 1 wiegt besonders 
schwer, wenn der Ausländer  

1. wegen einer oder mehrerer vorsätzli-
cher Straftaten rechtskräftig zu einer 
Freiheits- oder Jugendstrafe von min-
destens zwei Jahren verurteilt worden 
ist oder bei der letzten rechtskräftigen 
Verurteilung Sicherungsverwahrung 
angeordnet worden ist, 

1. u n v e r ä n d e r t  

1a. rechtskräftig zu einer Freiheits- oder 
Jugendstrafe von mindestens einem 
Jahr verurteilt worden ist wegen einer 
oder mehrerer vorsätzlicher Straftaten 

1a. u n v e r ä n d e r t  

a) gegen das Leben,  

b) gegen die körperliche Unversehrt-
heit, 

 

c) gegen die sexuelle Selbstbestim-
mung nach den §§ 174, 176 bis 
178, 181a, 184b, 184d und 184e 
jeweils in Verbindung mit § 184b 
des Strafgesetzbuches, 

 

d) gegen das Eigentum, sofern das 
Gesetz für die Straftat eine im Min-
destmaß erhöhte Freiheitsstrafe 
vorsieht oder die Straftaten serien-
mäßig begangen wurden oder 

 

e) wegen Widerstands gegen Voll-
streckungsbeamte oder tätlichen 
Angriffs gegen Vollstreckungsbe-
amte, 

 



 - 25 -  

Geltendes Recht Änderungen 

1b. wegen einer oder mehrerer Straftaten 
nach § 263 des Strafgesetzbuchs zu 
Lasten eines Leistungsträgers oder 
Sozialversicherungsträgers nach dem 
Sozialgesetzbuch oder nach dem Ge-
setz über den Verkehr mit Betäubungs-
mitteln rechtskräftig zu einer Freiheits- 
oder Jugendstrafe von mindestens ei-
nem Jahr verurteilt worden ist, 

1b. u n v e r ä n d e r t  

 1c. wegen einer oder mehrerer Strafta-
ten nach § 96 rechtskräftig zu einer 
Freiheits- oder Jugendstrafe von 
mindestens einem Jahr verurteilt 
worden ist, 

2. die freiheitliche demokratische Grund-
ordnung oder die Sicherheit der Bun-
desrepublik Deutschland gefährdet; 
hiervon ist auszugehen, wenn Tatsa-
chen die Schlussfolgerung rechtferti-
gen, dass er einer Vereinigung ange-
hört oder angehört hat, die den Terro-
rismus unterstützt oder er eine derar-
tige Vereinigung unterstützt oder unter-
stützt hat oder er eine in § 89a Absatz 
1 des Strafgesetzbuchs bezeichnete 
schwere staatsgefährdende Gewalttat 
nach § 89a Absatz 2 des Strafgesetz-
buchs vorbereitet oder vorbereitet hat, 
es sei denn, der Ausländer nimmt er-
kennbar und glaubhaft von seinem si-
cherheitsgefährdenden Handeln Ab-
stand, 

2. u n v e r ä n d e r t  

 2a. die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland gefährdet; hiervon ist 
auszugehen, wenn Tatsachen die 
Schlussfolgerung rechtfertigen, 
dass er einer Vereinigung im Sinne 
des § 129 des Strafgesetzbuches 
angehört oder angehört hat, 

3. zu den Leitern eines Vereins gehörte, 
der unanfechtbar verboten wurde, weil 
seine Zwecke oder seine Tätigkeit den 
Strafgesetzen zuwiderlaufen oder er 
sich gegen die verfassungsmäßige 
Ordnung oder den Gedanken der Völ-
kerverständigung richtet, 

3. u n v e r ä n d e r t  
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4. sich zur Verfolgung politischer oder re-
ligiöser Ziele an Gewalttätigkeiten be-
teiligt oder öffentlich zur Gewaltanwen-
dung aufruft oder mit Gewaltanwen-
dung droht oder 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. zu Hass gegen Teile der Bevölkerung 
aufruft; hiervon ist auszugehen, wenn 
er auf eine andere Person gezielt und 
andauernd einwirkt, um Hass auf An-
gehörige bestimmter ethnischer Grup-
pen oder Religionen zu erzeugen oder 
zu verstärken oder öffentlich, in einer 
Versammlung oder durch Verbreiten 
von Schriften in einer Weise, die geeig-
net ist, die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung zu stören,  

5. u n v e r ä n d e r t  

a) gegen Teile der Bevölkerung zu 
Willkürmaßnahmen aufstachelt, 

 

b) Teile der Bevölkerung böswillig 
verächtlich macht und dadurch die 
Menschenwürde anderer angreift 
oder 

 

c) Verbrechen gegen den Frieden, 
gegen die Menschlichkeit, ein 
Kriegsverbrechen oder terroristi-
sche Taten von vergleichbarem 
Gewicht billigt oder dafür wirbt, 

 

es sei denn, der Ausländer nimmt er-
kennbar und glaubhaft von seinem 
Handeln Abstand. 

 

(2) Das Ausweisungsinteresse im 
Sinne von § 53 Absatz 1 wiegt schwer, 
wenn der Ausländer  

(2) Das Ausweisungsinteresse im 
Sinne von § 53 Absatz 1 wiegt schwer, 
wenn der Ausländer  

1. wegen einer oder mehrerer vorsätzli-
cher Straftaten rechtskräftig zu einer 
Freiheitsstrafe von mindestens sechs 
Monaten verurteilt worden ist, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. wegen einer oder mehrerer vorsätzli-
cher Straftaten rechtskräftig zu einer 
Jugendstrafe von mindestens einem 
Jahr verurteilt und die Vollstreckung 
der Strafe nicht zur Bewährung ausge-
setzt worden ist, 

2. u n v e r ä n d e r t  
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3. als Täter oder Teilnehmer den Tatbe-
stand des § 29 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 des Betäubungsmittelgesetzes 
verwirklicht oder dies versucht, 

3. als Täter oder Teilnehmer den Tatbe-
stand des § 96 oder des § 97 oder 
des § 29 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
des Betäubungsmittelgesetzes verwirk-
licht oder dies versucht, 

4. Heroin, Kokain oder ein vergleichbar 
gefährliches Betäubungsmittel ver-
braucht und nicht zu einer erforderli-
chen seiner Rehabilitation dienenden 
Behandlung bereit ist oder sich ihr ent-
zieht, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. eine andere Person in verwerflicher 
Weise, insbesondere unter Anwen-
dung oder Androhung von Gewalt, da-
von abhält, am wirtschaftlichen, kultu-
rellen oder gesellschaftlichen Leben in 
der Bundesrepublik Deutschland teilzu-
haben, 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. eine andere Person zur Eingehung der 
Ehe nötigt oder dies versucht oder wie-
derholt eine Handlung entgegen § 11 
Absatz 2 Satz 1 und 2 des Personen-
standsgesetzes vornimmt, die einen 
schwerwiegenden Verstoß gegen 
diese Vorschrift darstellt; ein schwer-
wiegender Verstoß liegt vor, wenn eine 
Person, die das 16. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat, beteiligt ist, 

6. u n v e r ä n d e r t  
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7. in einer Befragung, die der Klärung von 
Bedenken gegen die Einreise oder den 
weiteren Aufenthalt dient, der deut-
schen Auslandsvertretung oder der 
Ausländerbehörde gegenüber frühere 
Aufenthalte in Deutschland oder ande-
ren Staaten verheimlicht oder in we-
sentlichen Punkten vorsätzlich keine, 
falsche oder unvollständige Angaben 
über Verbindungen zu Personen oder 
Organisationen macht, die der Unter-
stützung des Terrorismus oder der Ge-
fährdung der freiheitlichen demokrati-
schen Grundordnung oder der Sicher-
heit der Bundesrepublik Deutschland 
verdächtig sind; die Ausweisung auf 
dieser Grundlage ist nur zulässig, 
wenn der Ausländer vor der Befragung 
ausdrücklich auf den sicherheitsrechtli-
chen Zweck der Befragung und die 
Rechtsfolgen verweigerter, falscher o-
der unvollständiger Angaben hingewie-
sen wurde, 

7. u n v e r ä n d e r t  

8. in einem Verwaltungsverfahren, das 
von Behörden eines Schengen-Staates 
durchgeführt wurde, im In- oder Aus-
land  

8. u n v e r ä n d e r t  

a) falsche oder unvollständige Anga-
ben zur Erlangung eines deut-
schen Aufenthaltstitels, eines 
Schengen-Visums, eines Flughaf-
entransitvisums, eines Passersat-
zes, der Zulassung einer Aus-
nahme von der Passpflicht oder 
der Aussetzung der Abschiebung 
gemacht hat oder 

 

b) trotz bestehender Rechtspflicht 
nicht an Maßnahmen der für die 
Durchführung dieses Gesetzes o-
der des Schengener Durchfüh-
rungsübereinkommens zuständi-
gen Behörden mitgewirkt hat, so-
weit der Ausländer zuvor auf die 
Rechtsfolgen solcher Handlungen 
hingewiesen wurde oder 
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9. einen nicht nur vereinzelten oder ge-
ringfügigen Verstoß gegen Rechtsvor-
schriften oder gerichtliche oder behörd-
liche Entscheidungen oder Verfügun-
gen begangen oder außerhalb des 
Bundesgebiets eine Handlung began-
gen hat, die im Bundesgebiet als vor-
sätzliche schwere Straftat anzusehen 
ist. 

9. u n v e r ä n d e r t  

§ 56 § 56 

Überwachung ausreisepflichtiger Aus-
länder aus Gründen der inneren Sicher-

heit 

Überwachung ausreisepflichtiger Aus-
länder aus Gründen der inneren Sicher-

heit 

(1) Ein Ausländer, gegen den eine 
Ausweisungsverfügung auf Grund eines 
Ausweisungsinteresses nach § 54 Absatz 1 
Nummer 2 bis 5 oder eine Abschiebungs-
anordnung nach § 58a besteht, unterliegt 
der Verpflichtung, sich mindestens einmal 
wöchentlich bei der für seinen Aufenthalts-
ort zuständigen polizeilichen Dienststelle 
zu melden, soweit die Ausländerbehörde 
nichts anderes bestimmt. Eine dem Satz 1 
entsprechende Meldepflicht kann angeord-
net werden, wenn der Ausländer  

(1) u n v e r ä n d e r t  

1. vollziehbar ausreisepflichtig ist und ein 
in Satz 1 genanntes Ausweisungsinte-
resse besteht oder 

 

2. auf Grund anderer als der in Satz 1 ge-
nannten Ausweisungsinteressen voll-
ziehbar ausreisepflichtig ist und die An-
ordnung der Meldepflicht zur Abwehr 
einer Gefahr für die öffentliche Sicher-
heit und Ordnung erforderlich ist. 

 

(2) Sein Aufenthalt ist auf den Bezirk 
der Ausländerbehörde beschränkt, soweit 
die Ausländerbehörde keine abweichenden 
Festlegungen trifft. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Er kann verpflichtet werden, in ei-
nem anderen Wohnort oder in bestimmten 
Unterkünften auch außerhalb des Bezirks 
der Ausländerbehörde zu wohnen, wenn 
dies geboten erscheint, um  

(3) u n v e r ä n d e r t  
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1. die Fortführung von Bestrebungen, die 
zur Ausweisung geführt haben, zu er-
schweren oder zu unterbinden und die 
Einhaltung vereinsrechtlicher oder 
sonstiger gesetzlicher Auflagen und 
Verpflichtungen besser überwachen zu 
können oder 

 

2. die wiederholte Begehung erheblicher 
Straftaten, die zu einer Ausweisung 
nach § 54 Absatz 1 Nummer 1 geführt 
haben, zu unterbinden. 

 

(4) Um die Fortführung von Bestre-
bungen, die zur Ausweisung nach § 54 Ab-
satz 1 Nummer 2 bis 5, zu einer Anordnung 
nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 oder zu 
einer Abschiebungsanordnung nach § 58a 
geführt haben, zu erschweren oder zu un-
terbinden, kann der Ausländer auch ver-
pflichtet werden, zu bestimmten Personen 
oder Personen einer bestimmten Gruppe 
keinen Kontakt aufzunehmen, mit ihnen 
nicht zu verkehren, sie nicht zu beschäfti-
gen, auszubilden oder zu beherbergen und 
bestimmte Kommunikationsmittel oder 
Dienste nicht zu nutzen, soweit ihm Kom-
munikationsmittel verbleiben und die Be-
schränkungen notwendig sind, um eine er-
hebliche Gefahr für die innere Sicherheit o-
der für Leib und Leben Dritter abzuwehren. 
Um die wiederholte Begehung erheblicher 
Straftaten, die zu einer Ausweisung nach § 
54 Absatz 1 Nummer 1 geführt haben, zu 
unterbinden, können Beschränkungen 
nach Satz 1 angeordnet werden, soweit 
diese notwendig sind, um eine erhebliche 
Gefahr für die innere Sicherheit oder für 
Leib und Leben Dritter abzuwenden. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Die Verpflichtungen nach den Ab-
sätzen 1 bis 4 ruhen, wenn sich der Aus-
länder in Haft befindet. Eine Anordnung 
nach den Absätzen 3 und 4 ist sofort voll-
ziehbar. 

(5) Die Verpflichtungen nach den Ab-
sätzen 1 bis 4 ruhen, wenn sich der Aus-
länder in Haft befindet. Eine Anordnung 
nach den Absätzen 1 bis 4 ist sofort voll-
ziehbar. 
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§ 58 § 58 

Abschiebung Abschiebung 

(1) Der Ausländer ist abzuschieben, 
wenn die Ausreisepflicht vollziehbar ist, 
eine Ausreisefrist nicht gewährt wurde oder 
diese abgelaufen ist, und die freiwillige Er-
füllung der Ausreisepflicht nicht gesichert 
ist oder aus Gründen der öffentlichen Si-
cherheit und Ordnung eine Überwachung 
der Ausreise erforderlich erscheint. Bei Ein-
tritt einer der in § 59 Absatz 1 Satz 2 ge-
nannten Voraussetzungen innerhalb der 
Ausreisefrist soll der Ausländer vor deren 
Ablauf abgeschoben werden. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(1a) Vor der Abschiebung eines unbe-
gleiteten minderjährigen Ausländers hat 
sich die Behörde zu vergewissern, dass 
dieser im Rückkehrstaat einem Mitglied 
seiner Familie, einer zur Personensorge 
berechtigten Person oder einer geeigneten 
Aufnahmeeinrichtung übergeben wird. 

u n v e r ä n d e r t  

(1b) Ein Ausländer, der eine Er-
laubnis zum Daueraufenthalt – EU besitzt 
oder eine entsprechende Rechtsstellung in 
einem anderen Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union innehat und in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union inter-
national Schutzberechtigter ist, darf außer 
in den Fällen des § 60 Absatz 8 Satz 1 nur 
in den schutzgewährenden Mitgliedstaat 
abgeschoben werden. § 60 Absatz 2, 3, 5 
und 7 bleibt unberührt. 

(1b) u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Ausreisepflicht ist vollziehbar, 
wenn der Ausländer  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. unerlaubt eingereist ist,  

2. noch nicht die erstmalige Erteilung des 
erforderlichen Aufenthaltstitels oder 
noch nicht die Verlängerung beantragt 
hat oder trotz erfolgter Antragstellung 
der Aufenthalt nicht nach § 81 Abs. 3 
als erlaubt oder der Aufenthaltstitel 
nach § 81 Abs. 4 nicht als fortbeste-
hend gilt oder 
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3. auf Grund einer Rückführungsent-
scheidung eines anderen Mitgliedstaa-
tes der Europäischen Union gemäß Ar-
tikel 3 der Richtlinie 2001/40/EG des 
Rates vom 28. Mai 2001 über die ge-
genseitige Anerkennung von Entschei-
dungen über die Rückführung von 
Drittstaatsangehörigen (ABl. EG Nr. L 
149 S. 34) ausreisepflichtig wird, so-
fern diese von der zuständigen Be-
hörde anerkannt wird. 

 

Im Übrigen ist die Ausreisepflicht erst voll-
ziehbar, wenn die Versagung des Aufent-
haltstitels oder der sonstige Verwaltungs-
akt, durch den der Ausländer nach § 50 
Abs. 1 ausreisepflichtig wird, vollziehbar ist. 

 

(3) Die Überwachung der Ausreise ist 
insbesondere erforderlich, wenn der Aus-
länder  

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. sich auf richterliche Anordnung in Haft 
oder in sonstigem öffentlichen Gewahr-
sam befindet, 

 

2. innerhalb der ihm gesetzten Ausreise-
frist nicht ausgereist ist, 

 

3. auf Grund eines besonders schwerwie-
genden Ausweisungsinteresses nach § 
54 Absatz 1 in Verbindung mit § 53 
ausgewiesen worden ist, 

 

4. mittellos ist,  

5. keinen Pass oder Passersatz besitzt,  

6. gegenüber der Ausländerbehörde zum 
Zweck der Täuschung unrichtige Anga-
ben gemacht oder die Angaben ver-
weigert hat oder 

 

7. zu erkennen gegeben hat, dass er sei-
ner Ausreisepflicht nicht nachkommen 
wird. 
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(4) Die die Abschiebung durchfüh-
rende Behörde ist befugt, zum Zweck der 
Abschiebung den Ausländer zum Flugha-
fen oder Grenzübergang zu verbringen und 
ihn zu diesem Zweck kurzzeitig festzuhal-
ten. Das Festhalten ist auf das zur Durch-
führung der Abschiebung unvermeidliche 
Maß zu beschränken. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Soweit der Zweck der Durchfüh-
rung der Abschiebung es erfordert, kann 
die die Abschiebung durchführende Be-
hörde die Wohnung des abzuschiebenden 
Ausländers zu dem Zweck seiner Ergrei-
fung betreten, wenn Tatsachen vorliegen, 
aus denen zu schließen ist, dass sich der 
Ausländer dort befindet. Die Wohnung um-
fasst die Wohn- und Nebenräume, Arbeits-, 
Betriebs- und Geschäftsräume sowie ande-
res befriedetes Besitztum. 

(5) Soweit der Zweck der Durchfüh-
rung der Abschiebung es erfordert, kann 
die die Abschiebung durchführende Be-
hörde die Wohnung des abzuschiebenden 
Ausländers zu dem Zweck seiner Ergrei-
fung betreten, wenn Tatsachen vorliegen, 
aus denen zu schließen ist, dass sich der 
Ausländer dort befindet. Gleiches gilt bei 
gemeinschaftlichen Unterbringungsfor-
men für die Wohnung anderer Personen 
und sonstige Räumlichkeiten. Die Woh-
nung umfasst die Wohn- und Nebenräume, 
Arbeits-, Betriebs- und Geschäftsräume so-
wie anderes befriedetes Besitztum. 

(6) Soweit der Zweck der Durchfüh-
rung der Abschiebung es erfordert, kann 
die die Abschiebung durchführende Be-
hörde eine Durchsuchung der Wohnung 
des abzuschiebenden Ausländers zu dem 
Zweck seiner Ergreifung vornehmen. Bei 
anderen Personen sind Durchsuchungen 
nur zur Ergreifung des abzuschiebenden 
Ausländers zulässig, wenn Tatsachen vor-
liegen, aus denen zu schließen ist, dass 
der Ausländer sich in den zu durchsuchen-
den Räumen befindet. Absatz 5 Satz 2 gilt 
entsprechend. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Zur Nachtzeit darf die Wohnung 
nur betreten oder durchsucht werden, 
wenn Tatsachen vorliegen, aus denen zu 
schließen ist, dass die Ergreifung des Aus-
länders zum Zweck seiner Abschiebung 
andernfalls vereitelt wird. Die Organisation 
der Abschiebung ist keine Tatsache im 
Sinne von Satz 1. 

(7) Zur Nachtzeit darf die Wohnung 
nur betreten oder durchsucht werden, 
wenn Tatsachen vorliegen, aus denen zu 
schließen ist, dass die Ergreifung des Aus-
länders zum Zweck seiner Abschiebung 
andernfalls vereitelt wird. Die Organisation 
der Abschiebung ist keine Tatsache im 
Sinne von Satz 1, es sei denn, es handelt 
sich um Bedingungen, die durch die die 
Abschiebung durchführende Behörde 
nicht beeinflusst werden können. 
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(8) Durchsuchungen nach Absatz 6 
dürfen nur durch den Richter, bei Gefahr im 
Verzug auch durch die die Abschiebung 
durchführende Behörde angeordnet wer-
den. Die Annahme von Gefahr im Verzug 
kann nach Betreten der Wohnung nach Ab-
satz 5 nicht darauf gestützt werden, dass 
der Ausländer nicht angetroffen wurde. 

(8) u n v e r ä n d e r t  

(9) Der Inhaber der zu durchsuchen-
den Räume darf der Durchsuchung bei-
wohnen. Ist er abwesend, so ist, wenn 
möglich, sein Vertreter oder ein erwachse-
ner Angehöriger, Hausgenosse oder Nach-
bar hinzuzuziehen. Dem Inhaber oder der 
in dessen Abwesenheit hinzugezogenen 
Person ist in den Fällen des Absatzes 6 
Satz 2 der Zweck der Durchsuchung vor 
deren Beginn bekannt zu machen. Über die 
Durchsuchung ist eine Niederschrift zu fer-
tigen. Sie muss die verantwortliche Dienst-
stelle, Grund, Zeit und Ort der Durchsu-
chung und, falls keine gerichtliche Anord-
nung ergangen ist, auch Tatsachen, wel-
che die Annahme einer Gefahr im Verzug 
begründet haben, enthalten. Dem Woh-
nungsinhaber oder seinem Vertreter ist auf 
Verlangen eine Abschrift der Niederschrift 
auszuhändigen. Ist die Anfertigung der Nie-
derschrift oder die Aushändigung einer Ab-
schrift nach den besonderen Umständen 
des Falles nicht möglich oder würde sie 
den Zweck der Durchsuchung gefährden, 
so sind dem Wohnungsinhaber oder der 
hinzugezogenen Person lediglich die 
Durchsuchung unter Angabe der verant-
wortlichen Dienststelle sowie Zeit und Ort 
der Durchsuchung schriftlich zu bestätigen. 

(9) u n v e r ä n d e r t  

  (9a) Für richterliche Anordnun-
gen nach Absatz 8 ist die ordentliche 
Gerichtsbarkeit zuständig. Für das Ver-
fahren gelten die Vorschriften des Ge-
setzes über das Verfahren in Familien-
sachen und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit entspre-
chend. Die Länder können abweichend 
von Satz 1 und 2 auch die Zuständigkeit 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit festle-
gen. 
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(10) Weitergehende Regelungen der 
Länder, die den Regelungsgehalt der Ab-
sätze 5 bis 9 betreffen, bleiben unberührt. 

(10) Weitergehende Regelungen der 
Länder, die den Regelungsgehalt der Ab-
sätze 5 bis 9 betreffen, bleiben unberührt. 
Dies gilt entsprechend für Regelungen 
des Bundes und der Länder, die den Re-
gelungsgehalt des Absatzes 4 betreffen. 

§ 59 § 59 

Androhung der Abschiebung Androhung der Abschiebung 

(1) Die Abschiebung ist unter Bestim-
mung einer angemessenen Frist zwischen 
sieben und 30 Tagen für die freiwillige Aus-
reise anzudrohen. Ausnahmsweise kann 
eine kürzere Frist gesetzt oder von einer 
Fristsetzung abgesehen werden, wenn dies 
im Einzelfall zur Wahrung überwiegender 
öffentlicher Belange zwingend erforderlich 
ist, insbesondere wenn  

(1) Die Abschiebung ist unter Bestim-
mung einer angemessenen Frist zwischen 
sieben und 30 Tagen für die freiwillige Aus-
reise anzudrohen, wenn keine Abschie-
bungsverbote vorliegen und der Ab-
schiebung das Kindeswohl, familiäre 
Bindungen oder der Gesundheitszu-
stand des Ausländers nicht entgegen-
stehen. Ausnahmsweise kann eine kürzere 
Frist gesetzt oder von einer Fristsetzung 
abgesehen werden, wenn dies im Einzelfall 
zur Wahrung überwiegender öffentlicher 
Belange zwingend erforderlich ist, insbe-
sondere wenn  

1. der begründete Verdacht besteht, dass 
der Ausländer sich der Abschiebung 
entziehen will, oder 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. von dem Ausländer eine erhebliche 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit o-
der Ordnung ausgeht. 

2. u n v e r ä n d e r t  

Unter den in Satz 2 genannten Vorausset-
zungen kann darüber hinaus auch von ei-
ner Abschiebungsandrohung abgesehen 
werden, wenn  

Unter den in Satz 2 genannten Vorausset-
zungen kann darüber hinaus auch von ei-
ner Abschiebungsandrohung abgesehen 
werden, wenn  

1. der Aufenthaltstitel nach § 51 Absatz 1 
Nummer 3 bis 5 erloschen ist oder 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. der Ausländer bereits unter Wahrung 
der Erfordernisse des § 77 auf das Be-
stehen seiner Ausreisepflicht hingewie-
sen worden ist. 

2. u n v e r ä n d e r t  
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Die Ausreisefrist kann unter Berücksichti-
gung der besonderen Umstände des Ein-
zelfalls angemessen verlängert oder für ei-
nen längeren Zeitraum festgesetzt werden. 
§ 60a Absatz 2 bleibt unberührt. Wenn die 
Vollziehbarkeit der Ausreisepflicht oder der 
Abschiebungsandrohung entfällt, wird die 
Ausreisefrist unterbrochen und beginnt 
nach Wiedereintritt der Vollziehbarkeit er-
neut zu laufen. Einer erneuten Fristsetzung 
bedarf es nicht. Nach Ablauf der Frist zur 
freiwilligen Ausreise darf der Termin der 
Abschiebung dem Ausländer nicht ange-
kündigt werden. 

Die Ausreisefrist kann unter Berücksichti-
gung der besonderen Umstände des Ein-
zelfalls angemessen verlängert oder für ei-
nen längeren Zeitraum festgesetzt werden. 
§ 60a Absatz 2 bleibt unberührt. Wenn die 
Vollziehbarkeit der Ausreisepflicht oder der 
Abschiebungsandrohung entfällt, wird die 
Ausreisefrist unterbrochen und beginnt 
nach Wiedereintritt der Vollziehbarkeit er-
neut zu laufen. Einer erneuten Fristsetzung 
bedarf es nicht. Nach Ablauf der Frist zur 
freiwilligen Ausreise darf der Termin der 
Abschiebung dem Ausländer nicht ange-
kündigt werden. 

(2) In der Androhung soll der Staat 
bezeichnet werden, in den der Ausländer 
abgeschoben werden soll, und der Auslän-
der darauf hingewiesen werden, dass er 
auch in einen anderen Staat abgeschoben 
werden kann, in den er einreisen darf oder 
der zu seiner Übernahme verpflichtet ist. 
Gebietskörperschaften im Sinne der An-
hänge I und II der Verordnung (EU) 
2018/1806 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 14. November 2018 
zur Aufstellung der Liste der Drittländer, 
deren Staatsangehörige beim Überschrei-
ten der Außengrenzen im Besitz eines Vi-
sums sein müssen, sowie der Liste der 
Drittländer, deren Staatsangehörige von 
dieser Visumpflicht befreit sind (ABl. L 303 
vom 28.11.2018, S. 39), sind Staaten 
gleichgestellt. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Dem Erlass der Androhung steht 
das Vorliegen von Abschiebungsverboten 
und Gründen für die vorübergehende Aus-
setzung der Abschiebung nicht entgegen. 
In der Androhung ist der Staat zu bezeich-
nen, in den der Ausländer nicht abgescho-
ben werden darf. Stellt das Verwaltungsge-
richt das Vorliegen eines Abschiebungsver-
bots fest, so bleibt die Rechtmäßigkeit der 
Androhung im Übrigen unberührt. 

(3) Dem Erlass der Androhung ste-
hen Abschiebungsverbote und die in 
Absatz 1 Satz 1 genannten Gründe für 
die vorübergehende Aussetzung der Ab-
schiebung nicht entgegen, wenn der Aus-
länder aufgrund oder infolge einer straf-
rechtlichen Verurteilung ausreisepflich-
tig ist oder gegen ihn ein Auslieferungs-
verfahren anhängig ist. Stellt das Verwal-
tungsgericht das Vorliegen eines Abschie-
bungsverbots fest, so bleibt die Rechtmä-
ßigkeit der Androhung im Übrigen unbe-
rührt. 
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(4) Nach dem Eintritt der Unanfecht-
barkeit der Abschiebungsandrohung blei-
ben für weitere Entscheidungen der Aus-
länderbehörde über die Abschiebung oder 
die Aussetzung der Abschiebung Um-
stände unberücksichtigt, die einer Abschie-
bung in den in der Abschiebungsandro-
hung bezeichneten Staat entgegenstehen 
und die vor dem Eintritt der Unanfechtbar-
keit der Abschiebungsandrohung eingetre-
ten sind; sonstige von dem Ausländer gel-
tend gemachte Umstände, die der Abschie-
bung oder der Abschiebung in diesen Staat 
entgegenstehen, können unberücksichtigt 
bleiben. Die Vorschriften, nach denen der 
Ausländer die im Satz 1 bezeichneten Um-
stände gerichtlich im Wege der Klage oder 
im Verfahren des vorläufigen Rechtsschut-
zes nach der Verwaltungsgerichtsordnung 
geltend machen kann, bleiben unberührt. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) In den Fällen des § 58 Abs. 3 Nr. 1 
bedarf es keiner Fristsetzung; der Auslän-
der wird aus der Haft oder dem öffentlichen 
Gewahrsam abgeschoben. Die Abschie-
bung soll mindestens eine Woche vorher 
angekündigt werden. 

(5) In den Fällen des § 58 Abs. 3 Nr. 1 
bedarf es keiner Fristsetzung; der Auslän-
der wird aus der Haft oder dem öffentlichen 
Gewahrsam abgeschoben. 

(6) Über die Fristgewährung nach Ab-
satz 1 wird dem Ausländer eine Bescheini-
gung ausgestellt. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Liegen der Ausländerbehörde kon-
krete Anhaltspunkte dafür vor, dass der 
Ausländer Opfer einer in § 25 Absatz 4a 
Satz 1 oder in § 25 Absatz 4b Satz 1 ge-
nannten Straftat wurde, setzt sie abwei-
chend von Absatz 1 Satz 1 eine Ausreise-
frist, die so zu bemessen ist, dass er eine 
Entscheidung über seine Aussagebereit-
schaft nach § 25 Absatz 4a Satz 2 Nummer 
3 oder nach § 25 Absatz 4b Satz 2 Num-
mer 2 treffen kann. Die Ausreisefrist be-
trägt mindestens drei Monate. Die Auslän-
derbehörde kann von der Festsetzung ei-
ner Ausreisefrist nach Satz 1 absehen, 
diese aufheben oder verkürzen, wenn  

(7) u n v e r ä n d e r t  

1. der Aufenthalt des Ausländers die öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung oder 
sonstige erhebliche Interessen der 
Bundesrepublik Deutschland beein-
trächtigt oder 
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2. der Ausländer freiwillig nach der Unter-
richtung nach Satz 4 wieder Verbin-
dung zu den Personen nach § 25 Ab-
satz 4a Satz 2 Nummer 2 aufgenom-
men hat. 

 

Die Ausländerbehörde oder eine durch sie 
beauftragte Stelle unterrichtet den Auslän-
der über die geltenden Regelungen, Pro-
gramme und Maßnahmen für Opfer von in 
§ 25 Absatz 4a Satz 1 genannten Strafta-
ten. 

 

(8) Ausländer, die ohne die nach § 4a 
Absatz 5 erforderliche Berechtigung zur Er-
werbstätigkeit beschäftigt waren, sind vor 
der Abschiebung über die Rechte nach Ar-
tikel 6 Absatz 2 und Artikel 13 der Richtlinie 
2009/52/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 18. Juni 2009 über 
Mindeststandards für Sanktionen und Maß-
nahmen gegen Arbeitgeber, die Drittstaats-
angehörige ohne rechtmäßigen Aufenthalt 
beschäftigen (ABl. L 168 vom 30.6.2009, S. 
24), zu unterrichten. 

(8) u n v e r ä n d e r t  

§ 60a § 60a 

Vorübergehende Aussetzung der Ab-
schiebung (Duldung) 

Vorübergehende Aussetzung der Ab-
schiebung (Duldung) 

(1) Die oberste Landesbehörde kann 
aus völkerrechtlichen oder humanitären 
Gründen oder zur Wahrung politischer Inte-
ressen der Bundesrepublik Deutschland 
anordnen, dass die Abschiebung von Aus-
ländern aus bestimmten Staaten oder von 
in sonstiger Weise bestimmten Ausländer-
gruppen allgemein oder in bestimmte Staa-
ten für längstens drei Monate ausgesetzt 
wird. Für einen Zeitraum von länger als 
sechs Monaten gilt § 23 Abs. 1. 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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(2) Die Abschiebung eines Auslän-
ders ist auszusetzen, solange die Abschie-
bung aus tatsächlichen oder rechtlichen 
Gründen unmöglich ist und keine Aufent-
haltserlaubnis erteilt wird. Die Abschiebung 
eines Ausländers ist auch auszusetzen, 
wenn seine vorübergehende Anwesenheit 
im Bundesgebiet für ein Strafverfahren we-
gen eines Verbrechens von der Staatsan-
waltschaft oder dem Strafgericht für sach-
gerecht erachtet wird, weil ohne seine An-
gaben die Erforschung des Sachverhalts 
erschwert wäre. Einem Ausländer kann 
eine Duldung erteilt werden, wenn drin-
gende humanitäre oder persönliche 
Gründe oder erhebliche öffentliche Interes-
sen seine vorübergehende weitere Anwe-
senheit im Bundesgebiet erfordern. Soweit 
die Beurkundung der Anerkennung einer 
Vaterschaft oder der Zustimmung der Mut-
ter für die Durchführung eines Verfahrens 
nach § 85a ausgesetzt wird, wird die Ab-
schiebung des ausländischen Anerkennen-
den, der ausländischen Mutter oder des 
ausländischen Kindes ausgesetzt, solange 
das Verfahren nach § 85a nicht durch voll-
ziehbare Entscheidung abgeschlossen ist. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(2a) Die Abschiebung eines Aus-
länders wird für eine Woche ausgesetzt, 
wenn seine Zurückschiebung oder Ab-
schiebung gescheitert ist, Abschiebungs-
haft nicht angeordnet wird und die Bundes-
republik Deutschland auf Grund einer 
Rechtsvorschrift, insbesondere des Artikels 
6 Abs. 1 der Richtlinie 2003/110/EG des 
Rates vom 25. November 2003 über die 
Unterstützung bei der Durchbeförderung im 
Rahmen von Rückführungsmaßnahmen 
auf dem Luftweg (ABl. EU Nr. L 321 S. 26), 
zu seiner Rückübernahme verpflichtet ist. 
Die Aussetzung darf nicht nach Satz 1 ver-
längert werden. Die Einreise des Auslän-
ders ist zuzulassen. 

(2a) u n v e r ä n d e r t  

(2b) Solange ein Ausländer, der 
eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25a Ab-
satz 1 besitzt, minderjährig ist, soll die Ab-
schiebung seiner Eltern oder eines allein 
personensorgeberechtigten Elternteils so-
wie der minderjährigen Kinder, die mit den 
Eltern oder dem allein personensorgebe-
rechtigten Elternteil in familiärer Lebensge-
meinschaft leben, ausgesetzt werden. 

(2b) u n v e r ä n d e r t  
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(2c) Es wird vermutet, dass der 
Abschiebung gesundheitliche Gründe nicht 
entgegenstehen. Der Ausländer muss eine 
Erkrankung, die die Abschiebung beein-
trächtigen kann, durch eine qualifizierte 
ärztliche Bescheinigung glaubhaft machen. 
Diese ärztliche Bescheinigung soll insbe-
sondere die tatsächlichen Umstände, auf 
deren Grundlage eine fachliche Beurteilung 
erfolgt ist, die Methode der Tatsachenerhe-
bung, die fachlich-medizinische Beurteilung 
des Krankheitsbildes (Diagnose), den 
Schweregrad der Erkrankung, den lateini-
schen Namen oder die Klassifizierung der 
Erkrankung nach ICD 10 sowie die Folgen, 
die sich nach ärztlicher Beurteilung aus der 
krankheitsbedingten Situation voraussicht-
lich ergeben, enthalten. Zur Behandlung 
der Erkrankung erforderliche Medikamente 
müssen mit der Angabe ihrer Wirkstoffe 
und diese mit ihrer international gebräuchli-
chen Bezeichnung aufgeführt sein. 

(2c) u n v e r ä n d e r t  

(2d) Der Ausländer ist verpflich-
tet, der zuständigen Behörde die ärztliche 
Bescheinigung nach Absatz 2c unverzüg-
lich vorzulegen. Verletzt der Ausländer die 
Pflicht zur unverzüglichen Vorlage einer 
solchen ärztlichen Bescheinigung, darf die 
zuständige Behörde das Vorbringen des 
Ausländers zu seiner Erkrankung nicht be-
rücksichtigen, es sei denn, der Ausländer 
war unverschuldet an der Einholung einer 
solchen Bescheinigung gehindert oder es 
liegen anderweitig tatsächliche Anhalts-
punkte für das Vorliegen einer lebensbe-
drohlichen oder schwerwiegenden Erkran-
kung, die sich durch die Abschiebung we-
sentlich verschlechtern würde, vor. Legt 
der Ausländer eine Bescheinigung vor und 
ordnet die Behörde daraufhin eine ärztliche 
Untersuchung an, ist die Behörde berech-
tigt, die vorgetragene Erkrankung nicht zu 
berücksichtigen, wenn der Ausländer der 
Anordnung ohne zureichenden Grund nicht 
Folge leistet. Der Ausländer ist auf die Ver-
pflichtungen und auf die Rechtsfolgen einer 
Verletzung dieser Verpflichtungen nach 
diesem Absatz hinzuweisen. 

(2d) u n v e r ä n d e r t  

(3) Die Ausreisepflicht eines Auslän-
ders, dessen Abschiebung ausgesetzt ist, 
bleibt unberührt. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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(4) Über die Aussetzung der Abschie-
bung ist dem Ausländer eine Bescheini-
gung auszustellen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Die Aussetzung der Abschiebung 
erlischt mit der Ausreise des Ausländers. 
Sie wird widerrufen, wenn die der Abschie-
bung entgegenstehenden Gründe entfallen. 
Der Ausländer wird unverzüglich nach dem 
Erlöschen ohne erneute Androhung und 
Fristsetzung abgeschoben, es sei denn, die 
Aussetzung wird erneuert. Ist die Abschie-
bung länger als ein Jahr ausgesetzt, ist die 
durch Widerruf vorgesehene Abschiebung 
mindestens einen Monat vorher anzukündi-
gen; die Ankündigung ist zu wiederholen, 
wenn die Aussetzung für mehr als ein Jahr 
erneuert wurde. Satz 4 findet keine Anwen-
dung, wenn der Ausländer die der Abschie-
bung entgegenstehenden Gründe durch 
vorsätzlich falsche Angaben oder durch ei-
gene Täuschung über seine Identität oder 
Staatsangehörigkeit selbst herbeiführt oder 
zumutbare Anforderungen an die Mitwir-
kung bei der Beseitigung von Ausreisehin-
dernissen nicht erfüllt. 

(5) Die Aussetzung der Abschiebung 
erlischt mit der Ausreise des Ausländers. 
Sie wird widerrufen, wenn die der Abschie-
bung entgegenstehenden Gründe entfallen. 
Der Ausländer wird unverzüglich nach dem 
Erlöschen ohne erneute Androhung und 
Fristsetzung abgeschoben, es sei denn, die 
Aussetzung wird erneuert.  

 (5a) Ist die Abschiebung eines Aus-
länders mit Kindern unter 12 Jahren län-
ger als ein Jahr ausgesetzt, ist die durch 
Widerruf vorgesehene Abschiebung 
mindestens einen Monat vorher anzu-
kündigen; die Ankündigung ist zu wie-
derholen, wenn die Aussetzung für mehr 
als ein Jahr erneuert wurde. Satz 1 fin-
det keine Anwendung, wenn der Auslän-
der die der Abschiebung entgegenste-
henden Gründe durch vorsätzlich fal-
sche Angaben oder durch eigene Täu-
schung über seine Identität oder Staats-
angehörigkeit selbst herbeiführt oder 
zumutbare Anforderungen an die Mitwir-
kung bei der Beseitigung von Ausreise-
hindernissen nicht erfüllt. 

(6) Einem Ausländer, der eine Dul-
dung besitzt, darf die Ausübung einer Er-
werbstätigkeit nicht erlaubt werden, wenn  

(6) u n v e r ä n d e r t  

1. er sich in das Inland begeben hat, um 
Leistungen nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz zu erlangen, 
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2. aufenthaltsbeendende Maßnahmen bei 
ihm aus Gründen, die er selbst zu ver-
treten hat, nicht vollzogen werden kön-
nen oder 

 

3. er Staatsangehöriger eines sicheren 
Herkunftsstaates nach § 29a des Asyl-
gesetzes ist und sein nach dem 31. 
August 2015 gestellter Asylantrag ab-
gelehnt oder zurückgenommen wurde, 
es sei denn, die Rücknahme erfolgte 
auf Grund einer Beratung nach § 24 
Absatz 1 des Asylgesetzes beim Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge, 
oder ein Asylantrag nicht gestellt 
wurde. 

 

Zu vertreten hat ein Ausländer die Gründe 
nach Satz 1 Nummer 2 insbesondere, 
wenn er das Abschiebungshindernis durch 
eigene Täuschung über seine Identität oder 
Staatsangehörigkeit oder durch eigene fal-
sche Angaben selbst herbeiführt. Satz 1 
Nummer 3 gilt bei unbegleiteten minderjäh-
rigen Ausländern nicht für die Rücknahme 
des Asylantrags oder den Verzicht auf die 
Antragstellung, wenn die Rücknahme oder 
der Verzicht auf das Stellen eines Asylan-
trags im Interesse des Kindeswohls er-
folgte. Abweichend von den Sätzen 1 bis 3 
ist einem Ausländer, der als Asylberechtig-
ter anerkannt ist, der im Bundesgebiet die 
Rechtsstellung eines ausländischen Flücht-
lings oder eines subsidiär Schutzberechtig-
ten genießt, die Erwerbstätigkeit erlaubt. 

 

§ 62 § 62 

Abschiebungshaft Abschiebungshaft 

(1) Die Abschiebungshaft ist unzuläs-
sig, wenn der Zweck der Haft durch ein mil-
deres Mittel erreicht werden kann. Die In-
haftnahme ist auf die kürzest mögliche 
Dauer zu beschränken. Minderjährige und 
Familien mit Minderjährigen dürfen nur in 
besonderen Ausnahmefällen und nur so 
lange in Abschiebungshaft genommen wer-
den, wie es unter Berücksichtigung des 
Kindeswohls angemessen ist. 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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(2) Ein Ausländer ist zur Vorbereitung 
der Ausweisung oder der Abschiebungsan-
ordnung nach § 58a auf richterliche Anord-
nung in Haft zu nehmen, wenn über die 
Ausweisung oder die Abschiebungsanord-
nung nach § 58a nicht sofort entschieden 
werden kann und die Abschiebung ohne 
die Inhaftnahme wesentlich erschwert oder 
vereitelt würde (Vorbereitungshaft). Die 
Dauer der Vorbereitungshaft soll sechs 
Wochen nicht überschreiten. Im Falle der 
Ausweisung bedarf es für die Fortdauer der 
Haft bis zum Ablauf der angeordneten Haft-
dauer keiner erneuten richterlichen Anord-
nung. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Ein Ausländer ist zur Sicherung 
der Abschiebung auf richterliche Anord-
nung in Haft zu nehmen (Sicherungshaft), 
wenn  

(3) Ein Ausländer ist zur Sicherung 
der Abschiebung auf richterliche Anord-
nung in Haft zu nehmen (Sicherungshaft), 
wenn  

1. Fluchtgefahr besteht, 1. u n v e r ä n d e r t  

2. der Ausländer auf Grund einer uner-
laubten Einreise vollziehbar ausreise-
pflichtig ist oder 

2. der Ausländer auf Grund einer uner-
laubten Einreise vollziehbar ausreise-
pflichtig ist oder nach einer erlaubten 
Einreise vollziehbar ausreisepflich-
tig geworden ist, 

3. eine Abschiebungsanordnung nach § 
58a ergangen ist, diese aber nicht un-
mittelbar vollzogen werden kann. 

3. eine Abschiebungsanordnung nach § 
58a ergangen ist, diese aber nicht un-
mittelbar vollzogen werden kann oder 

 4. der Ausländer entgegen einem Ein-
reise- und Aufenthaltsverbot in das 
Bundesgebiet eingereist ist und 
sich darin aufhält. 
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Von der Anordnung der Sicherungshaft 
nach Satz 1 Nummer 2 kann ausnahms-
weise abgesehen werden, wenn der Aus-
länder glaubhaft macht, dass er sich der 
Abschiebung nicht entziehen will. Die Si-
cherungshaft ist unzulässig, wenn fest-
steht, dass aus Gründen, die der Ausländer 
nicht zu vertreten hat, die Abschiebung 
nicht innerhalb der nächsten drei Monate 
durchgeführt werden kann; bei einem Aus-
länder, bei dem ein Fall des § 54 Absatz 1 
Nummer 1 bis 1b oder Absatz 2 Nummer 1 
oder 3 vorliegt und auf den nicht das Ju-
gendstrafrecht angewendet wurde oder an-
zuwenden wäre, gilt abweichend ein Zeit-
raum von sechs Monaten. Abweichend von 
Satz 3 ist die Sicherungshaft bei einem 
Ausländer, von dem eine erhebliche Gefahr 
für Leib und Leben Dritter oder bedeutende 
Rechtsgüter der inneren Sicherheit aus-
geht, auch dann zulässig, wenn die Ab-
schiebung nicht innerhalb der nächsten 
drei Monate durchgeführt werden kann. 

Von der Anordnung der Sicherungshaft 
nach Satz 1 Nummer 2 kann ausnahms-
weise abgesehen werden, wenn der Aus-
länder glaubhaft macht, dass er sich der 
Abschiebung nicht entziehen will. Die Si-
cherungshaft ist unzulässig, wenn fest-
steht, dass aus Gründen, die der Ausländer 
nicht zu vertreten hat, die Abschiebung 
nicht innerhalb der nächsten sechs Monate 
durchgeführt werden kann. Abweichend 
von Satz 3 ist die Sicherungshaft bei einem 
Ausländer, von dem eine erhebliche Gefahr 
für Leib und Leben Dritter oder bedeutende 
Rechtsgüter der inneren Sicherheit aus-
geht, auch dann zulässig, wenn die Ab-
schiebung nicht innerhalb der nächsten 
sechs Monate durchgeführt werden kann. 

(3a) Fluchtgefahr im Sinne von 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 wird widerleg-
lich vermutet, wenn  

(3a) Fluchtgefahr im Sinne von 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 wird widerleg-
lich vermutet, wenn  

1. der Ausländer gegenüber den mit der 
Ausführung dieses Gesetzes betrauten 
Behörden über seine Identität täuscht 
oder in einer für ein Abschiebungshin-
dernis erheblichen Weise und in zeitli-
chem Zusammenhang mit der Ab-
schiebung getäuscht hat und die An-
gabe nicht selbst berichtigt hat, insbe-
sondere durch Unterdrückung oder 
Vernichtung von Identitäts- oder Reise-
dokumenten oder das Vorgeben einer 
falschen Identität, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. der Ausländer unentschuldigt zur 
Durchführung einer Anhörung oder 
ärztlichen Untersuchung nach § 82 Ab-
satz 4 Satz 1 nicht an dem von der 
Ausländerbehörde angegebenen Ort 
angetroffen wurde, sofern der Auslän-
der bei der Ankündigung des Termins 
auf die Möglichkeit seiner Inhaftnahme 
im Falle des Nichtantreffens hingewie-
sen wurde, 

2. u n v e r ä n d e r t  
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3. die Ausreisefrist abgelaufen ist und der 
Ausländer seinen Aufenthaltsort trotz 
Hinweises auf die Anzeigepflicht ge-
wechselt hat, ohne der zuständigen 
Behörde eine Anschrift anzugeben, un-
ter der er erreichbar ist, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. der Ausländer sich entgegen § 11 Ab-
satz 1 Satz 2 im Bundesgebiet aufhält 
und er keine Betretenserlaubnis nach § 
11 Absatz 8 besitzt, 

4. (weggefallen) 

5. der Ausländer sich bereits in der Ver-
gangenheit der Abschiebung entzogen 
hat oder 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. der Ausländer ausdrücklich erklärt hat, 
dass er sich der Abschiebung entzie-
hen will. 

6. u n v e r ä n d e r t  

(3b) Konkrete Anhaltspunkte für 
Fluchtgefahr im Sinne von Absatz 3 Satz 1 
Nummer 1 können sein:  

(3b) Konkrete Anhaltspunkte für 
Fluchtgefahr im Sinne von Absatz 3 Satz 1 
Nummer 1 können sein:  

1. der Ausländer hat gegenüber den mit 
der Ausführung dieses Gesetzes be-
trauten Behörden über seine Identität 
in einer für ein Abschiebungshindernis 
erheblichen Weise getäuscht und hat 
die Angabe nicht selbst berichtigt, ins-
besondere durch Unterdrückung oder 
Vernichtung von Identitäts- oder Reise-
dokumenten oder das Vorgeben einer 
falschen Identität, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. der Ausländer hat zu seiner unerlaub-
ten Einreise erhebliche Geldbeträge, 
insbesondere an einen Dritten für des-
sen Handlung nach § 96, aufgewandt, 
die nach den Umständen derart maß-
geblich sind, dass daraus geschlossen 
werden kann, dass er die Abschiebung 
verhindern wird, damit die Aufwendun-
gen nicht vergeblich waren, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. von dem Ausländer geht eine erhebli-
che Gefahr für Leib und Leben Dritter 
oder bedeutende Rechtsgüter der in-
neren Sicherheit aus, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. der Ausländer ist wiederholt wegen 
vorsätzlicher Straftaten rechtskräftig zu 
mindestens einer Freiheitsstrafe verur-
teilt worden, 

4. u n v e r ä n d e r t  
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5. der Ausländer hat die Passbeschaf-
fungspflicht nach § 60b Absatz 3 Satz 
1 Nummer 1, 2 und 6 nicht erfüllt oder 
der Ausländer hat andere als die in Ab-
satz 3a Nummer 2 genannten gesetzli-
chen Mitwirkungshandlungen zur Fest-
stellung der Identität, insbesondere die 
ihm nach § 48 Absatz 3 Satz 1 oblie-
genden Mitwirkungshandlungen, ver-
weigert oder unterlassen und wurde 
vorher auf die Möglichkeit seiner In-
haftnahme im Falle der Nichterfüllung 
der Passersatzbeschaffungspflicht 
nach § 60b Absatz 3 Satz 1 Nummer 
1, 2 und 6 oder der Verweigerung oder 
Unterlassung der Mitwirkungshandlung 
hingewiesen, 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. der Ausländer hat nach Ablauf der 
Ausreisefrist wiederholt gegen eine 
Pflicht nach § 61 Absatz 1 Satz 1, Ab-
satz 1a, 1c Satz 1 Nummer 3 oder 
Satz 2 verstoßen oder eine zur Siche-
rung und Durchsetzung der Ausreise-
pflicht verhängte Auflage nach § 61 
Absatz 1e nicht erfüllt, 

6. der Ausländer hat nach Ablauf der 
Ausreisefrist wiederholt gegen eine 
Pflicht nach § 61 Absatz 1 Satz 1, Ab-
satz 1a, 1c Satz 1 Nummer 3 oder 
Satz 2 verstoßen oder eine zur Siche-
rung und Durchsetzung der Ausreise-
pflicht verhängte Auflage nach § 61 
Absatz 1e nicht erfüllt. 

7. der Ausländer, der erlaubt eingereist 
und vollziehbar ausreisepflichtig ge-
worden ist, ist dem behördlichen Zu-
griff entzogen, weil er keinen Aufent-
haltsort hat, an dem er sich überwie-
gend aufhält. 

entfällt 

(4) Die Sicherungshaft kann bis zu 
sechs Monaten angeordnet werden. Sie 
kann in Fällen, in denen die Abschiebung 
aus von dem Ausländer zu vertretenden 
Gründen nicht vollzogen werden kann, um 
höchstens zwölf Monate verlängert werden. 
Eine Verlängerung um höchstens zwölf 
Monate ist auch möglich, soweit die Haft 
auf der Grundlage des Absatzes 3 Satz 1 
Nummer 3 angeordnet worden ist und sich 
die Übermittlung der für die Abschiebung 
erforderlichen Unterlagen oder Dokumente 
durch den zur Aufnahme verpflichteten o-
der bereiten Drittstaat verzögert. Die Ge-
samtdauer der Sicherungshaft darf 18 Mo-
nate nicht überschreiten. Eine Vorberei-
tungshaft ist auf die Gesamtdauer der Si-
cherungshaft anzurechnen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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(4a) Ist die Abschiebung geschei-
tert, bleibt die Anordnung bis zum Ablauf 
der Anordnungsfrist unberührt, sofern die 
Voraussetzungen für die Haftanordnung 
unverändert fortbestehen. 

(4a) u n v e r ä n d e r t  

(5) Die für den Haftantrag zuständige 
Behörde kann einen Ausländer ohne vor-
herige richterliche Anordnung festhalten 
und vorläufig in Gewahrsam nehmen, wenn  

(5) u n v e r ä n d e r t  

1. der dringende Verdacht für das Vorlie-
gen der Voraussetzungen nach Absatz 
3 Satz 1 besteht, 

 

2. die richterliche Entscheidung über die 
Anordnung der Sicherungshaft nicht 
vorher eingeholt werden kann und 

 

3. der begründete Verdacht vorliegt, dass 
sich der Ausländer der Anordnung der 
Sicherungshaft entziehen will. 

 

Der Ausländer ist unverzüglich dem Richter 
zur Entscheidung über die Anordnung der 
Sicherungshaft vorzuführen. 

 

(6) Ein Ausländer kann auf richterliche 
Anordnung zum Zwecke der Abschiebung 
für die Dauer von längstens 14 Tagen zur 
Durchführung einer Anordnung nach § 82 
Absatz 4 Satz 1, bei den Vertretungen oder 
ermächtigten Bediensteten des Staates, 
dessen Staatsangehörigkeit er vermutlich 
besitzt, persönlich zu erscheinen, oder eine 
ärztliche Untersuchung zur Feststellung 
seiner Reisefähigkeit durchführen zu las-
sen, in Haft genommen werden, wenn er  

(6) Ein Ausländer kann auf richterliche 
Anordnung zum Zwecke der Abschiebung 
für die Dauer von längstens 14 Tagen zur 
Durchführung einer Anordnung nach § 82 
Absatz 4 Satz 1, bei den Vertretungen oder 
ermächtigten Bediensteten des Staates, 
dessen Staatsangehörigkeit er vermutlich 
besitzt, persönlich zu erscheinen und die 
zur Klärung seiner Identität erforderli-
chen Angaben zu machen, oder eine 
ärztliche Untersuchung zur Feststellung 
seiner Reisefähigkeit durchführen zu las-
sen, in Haft genommen werden, wenn er  

1. einer solchen erstmaligen Anordnung 
oder 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. einer Anordnung nach § 82 Absatz 4 
Satz 1, zu einem Termin bei der zu-
ständigen Behörde persönlich zu er-
scheinen, 

2. einer Anordnung nach § 82 Absatz 4 
Satz 1, zu einem Termin bei der zu-
ständigen Behörde persönlich zu er-
scheinen und die zur Klärung seiner 
Identität erforderlichen Angaben zu 
machen, 
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unentschuldigt ferngeblieben ist und der 
Ausländer zuvor auf die Möglichkeit einer 
Inhaftnahme hingewiesen wurde (Mitwir-
kungshaft). Eine Verlängerung der Mitwir-
kungshaft ist nicht möglich. Eine Mitwir-
kungshaft ist auf die Gesamtdauer der Si-
cherungshaft anzurechnen. § 62a Absatz 1 
findet entsprechende Anwendung. 

unentschuldigt ferngeblieben ist oder die 
zur Klärung seiner Identität erforderli-
chen Angaben unterlassen hat und der 
Ausländer zuvor auf die Möglichkeit einer 
Inhaftnahme hingewiesen wurde (Mitwir-
kungshaft). 

§ 62b § 62b 

Ausreisegewahrsam Ausreisegewahrsam 

(1) Unabhängig von den Vorausset-
zungen der Sicherungshaft nach § 62 Ab-
satz 3, insbesondere vom Vorliegen der 
Fluchtgefahr, kann ein Ausländer zur Si-
cherung der Durchführbarkeit der Abschie-
bung auf richterliche Anordnung bis zu 
zehn Tage in Gewahrsam genommen wer-
den, wenn  

(1) Unabhängig von den Vorausset-
zungen der Sicherungshaft nach § 62 Ab-
satz 3, insbesondere vom Vorliegen der 
Fluchtgefahr, kann ein Ausländer zur Si-
cherung der Durchführbarkeit der Abschie-
bung auf richterliche Anordnung bis zu 28 
Tage in Gewahrsam genommen werden, 
wenn  

1. die Ausreisefrist abgelaufen ist, es sei 
denn, der Ausländer ist unverschuldet 
an der Ausreise gehindert oder die 
Überschreitung der Ausreisefrist ist 
nicht erheblich, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. feststeht, dass die Abschiebung inner-
halb dieser Frist durchgeführt werden 
kann und 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. der Ausländer ein Verhalten gezeigt 
hat, das erwarten lässt, dass er die Ab-
schiebung erschweren oder vereiteln 
wird. Das wird vermutet, wenn er  

3. u n v e r ä n d e r t  

a) seine gesetzlichen Mitwirkungs-
pflichten verletzt hat, 

 

b) über seine Identität oder Staatsan-
gehörigkeit getäuscht hat, 

 

c) wegen einer im Bundesgebiet be-
gangenen vorsätzlichen Straftat 
verurteilt wurde, wobei Geldstrafen 
von insgesamt bis zu 50 Tagessät-
zen außer Betracht bleiben oder 

 

d) die Frist zur Ausreise um mehr als 
30 Tage überschritten hat. 
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Von der Anordnung des Ausreisegewahr-
sams ist abzusehen, wenn der Ausländer 
glaubhaft macht oder wenn offensichtlich 
ist, dass er sich der Abschiebung nicht ent-
ziehen will. 

Von der Anordnung des Ausreisegewahr-
sams ist abzusehen, wenn der Ausländer 
glaubhaft macht oder wenn offensichtlich 
ist, dass er sich der Abschiebung nicht ent-
ziehen will. 

(2) Der Ausreisegewahrsam wird im 
Transitbereich eines Flughafens oder in ei-
ner Unterkunft, von der aus die Ausreise 
des Ausländers ohne Zurücklegen einer 
größeren Entfernung zu einer Grenzüber-
gangsstelle möglich ist, vollzogen. 

(2) Der Ausreisegewahrsam wird im 
Transitbereich eines Flughafens oder in ei-
ner Unterkunft, von der aus die Ausreise 
des Ausländers möglich ist, vollzogen. 

(3) § 62 Absatz 1 und 4a sowie § 62a 
finden entsprechend Anwendung. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Die für den Antrag nach Absatz 1 
zuständige Behörde kann einen Ausländer 
ohne vorherige richterliche Anordnung fest-
halten und vorläufig in Gewahrsam neh-
men, wenn  

(4) u n v e r ä n d e r t  

1. der dringende Verdacht für das Vorlie-
gen der Voraussetzungen nach Absatz 
1 Satz 1 besteht, 

 

2. die richterliche Entscheidung über die 
Anordnung des Ausreisegewahrsams 
nach Absatz 1 nicht vorher eingeholt 
werden kann und 

 

3. der begründete Verdacht vorliegt, dass 
sich der Ausländer der Anordnung des 
Ausreisegewahrsams entziehen will. 

 

Der Ausländer ist unverzüglich dem Richter 
zur Entscheidung über die Anordnung des 
Ausreisegewahrsams vorzuführen. 

 

§ 66 § 66 

Kostenschuldner; Sicherheitsleistung Kostenschuldner; Sicherheitsleistung 

(1) Kosten, die durch die Durchset-
zung einer räumlichen Beschränkung, die 
Zurückweisung, Zurückschiebung oder Ab-
schiebung entstehen, hat der Ausländer zu 
tragen. 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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(2) Neben dem Ausländer haftet für 
die in Absatz 1 bezeichneten Kosten, wer 
sich gegenüber der Ausländerbehörde oder 
der Auslandsvertretung verpflichtet hat, für 
die Ausreisekosten des Ausländers aufzu-
kommen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) In den Fällen des § 64 Abs. 1 und 
2 haftet der Beförderungsunternehmer ne-
ben dem Ausländer für die Kosten der 
Rückbeförderung des Ausländers und für 
die Kosten, die von der Ankunft des Aus-
länders an der Grenzübergangsstelle bis 
zum Vollzug der Entscheidung über die 
Einreise entstehen. Ein Beförderungsunter-
nehmer, der schuldhaft einer Verfügung 
nach § 63 Abs. 2 zuwiderhandelt, haftet ne-
ben dem Ausländer für sonstige Kosten, 
die in den Fällen des § 64 Abs. 1 durch die 
Zurückweisung und in den Fällen des § 64 
Abs. 2 durch die Abschiebung entstehen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Für die Kosten der Abschiebung o-
der Zurückschiebung haftet:  

(4) Für die Kosten der Abschiebung o-
der Zurückschiebung haftet:  

1. wer als Arbeitgeber den Ausländer als 
Arbeitnehmer beschäftigt hat, dem die 
Ausübung der Erwerbstätigkeit nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes nicht 
erlaubt war; 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. ein Unternehmer, für den ein Arbeitge-
ber als unmittelbarer Auftragnehmer 
Leistungen erbracht hat, wenn ihm be-
kannt war oder er bei Beachtung der 
im Verkehr erforderlichen Sorgfalt 
hätte erkennen müssen, dass der Ar-
beitgeber für die Erbringung der Leis-
tung den Ausländer als Arbeitnehmer 
eingesetzt hat, dem die Ausübung der 
Erwerbstätigkeit nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes nicht erlaubt war; 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. wer als Generalunternehmer oder zwi-
schengeschalteter Unternehmer ohne 
unmittelbare vertragliche Beziehungen 
zu dem Arbeitgeber Kenntnis von der 
Beschäftigung des Ausländers hat, 
dem die Ausübung der Erwerbstätig-
keit nach den Vorschriften dieses Ge-
setzes nicht erlaubt war; 

3. u n v e r ä n d e r t  
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4. wer eine nach § 96 strafbare Handlung 
begeht; 

4. wer eine nach § 96 strafbare Handlung 
oder eine nach § 95 strafbare Teil-
nahme begeht; 

5. der Ausländer, soweit die Kosten von 
den anderen Kostenschuldnern nicht 
beigetrieben werden können. 

5. u n v e r ä n d e r t  

Die in Satz 1 Nummer 1 bis 4 genannten 
Personen haften als Gesamtschuldner im 
Sinne von § 421 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs. 

Die in Satz 1 Nummer 1 bis 4 genannten 
Personen haften als Gesamtschuldner im 
Sinne von § 421 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs. 

(4a) Die Haftung nach Absatz 4 
Nummer 1 entfällt, wenn der Arbeitgeber 
seinen Verpflichtungen nach § 4a Absatz 5 
sowie seiner Meldepflicht nach § 28a des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch in Ver-
bindung mit den §§ 6, 7 und 13 der Daten-
erfassungs- und -übermittlungsverordnung 
oder nach § 18 des Arbeitnehmer-Entsen-
degesetzes nachgekommen ist, es sei 
denn, er hatte Kenntnis davon, dass der 
Aufenthaltstitel oder die Bescheinigung 
über die Aufenthaltsgestattung oder die 
Aussetzung der Abschiebung des Auslän-
ders gefälscht war. 

(4a) u n v e r ä n d e r t  

(5) Von dem Kostenschuldner kann 
eine Sicherheitsleistung verlangt werden. 
Die Anordnung einer Sicherheitsleistung 
des Ausländers oder des Kostenschuldners 
nach Absatz 4 Satz 1 und 2 kann von der 
Behörde, die sie erlassen hat, ohne vorhe-
rige Vollstreckungsanordnung und Fristset-
zung vollstreckt werden, wenn andernfalls 
die Erhebung gefährdet wäre. Zur Siche-
rung der Ausreisekosten können Rückflug-
scheine und sonstige Fahrausweise be-
schlagnahmt werden, die im Besitz eines 
Ausländers sind, der zurückgewiesen, zu-
rückgeschoben, ausgewiesen oder abge-
schoben werden soll oder dem Einreise 
und Aufenthalt nur wegen der Stellung ei-
nes Asylantrages gestattet wird. 

(5) Bestehen tatsächliche Anhalts-
punkte dafür, dass der Ausländer im Be-
sitz von Geldmitteln entsprechend 
Satz 1 oder von Unterlagen entspre-
chend Satz 3 ist, können er und die von 
ihm mitgeführten Sachen durchsucht 
werden. 
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§ 72 § 72 

Beteiligungserfordernisse Beteiligungserfordernisse 

(1) Eine Betretenserlaubnis (§ 11 Ab-
satz 8) darf nur mit Zustimmung der für den 
vorgesehenen Aufenthaltsort zuständigen 
Ausländerbehörde erteilt werden. Die Be-
hörde, die den Ausländer ausgewiesen, ab-
geschoben oder zurückgeschoben hat, ist 
in der Regel zu beteiligen. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Über das Vorliegen eines ziel-
staatsbezogenen Abschiebungsverbots 
nach § 60 Absatz 5 oder 7 und das Vorlie-
gen eines Ausschlusstatbestandes nach § 
25 Absatz 3 Satz 3 Nummer 1 bis 4 ent-
scheidet die Ausländerbehörde nur nach 
vorheriger Beteiligung des Bundesamtes 
für Migration und Flüchtlinge. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Räumliche Beschränkungen, Auf-
lagen und Bedingungen, Befristungen nach 
§ 11 Absatz 2 Satz 1, Anordnungen nach § 
47 und sonstige Maßnahmen gegen einen 
Ausländer, der nicht im Besitz eines erfor-
derlichen Aufenthaltstitels ist, dürfen von 
einer anderen Behörde nur im Einverneh-
men mit der Behörde geändert oder aufge-
hoben werden, die die Maßnahme ange-
ordnet hat. Satz 1 findet keine Anwendung, 
wenn der Aufenthalt des Ausländers nach 
den Vorschriften des Asylgesetzes auf den 
Bezirk der anderen Ausländerbehörde be-
schränkt ist. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(3a) Die Aufhebung einer Wohn-
sitzverpflichtung nach § 12a Absatz 5 darf 
nur mit Zustimmung der Ausländerbehörde 
des geplanten Zuzugsorts erfolgen. Die Zu-
stimmung ist zu erteilen, wenn die Voraus-
setzungen des § 12a Absatz 5 vorliegen; 
eine Ablehnung ist zu begründen. Die Zu-
stimmung gilt als erteilt, wenn die Auslän-
derbehörde am Zuzugsort nicht innerhalb 
von vier Wochen ab Zugang des Ersu-
chens widerspricht. Die Erfüllung melde-
rechtlicher Verpflichtungen begründet keine 
Zuständigkeit einer Ausländerbehörde. 

(3a) u n v e r ä n d e r t  
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(4) Ein Ausländer, gegen den öffentli-
che Klage erhoben oder ein strafrechtliches 
Ermittlungsverfahren eingeleitet ist, darf 
nur im Einvernehmen mit der zuständigen 
Staatsanwaltschaft ausgewiesen und abge-
schoben werden. Ein Ausländer, der zu 
schützende Person im Sinne des Zeugen-
schutz-Harmonisierungsgesetzes ist, darf 
nur im Einvernehmen mit der Zeugen-
schutzdienststelle ausgewiesen oder abge-
schoben werden. Des Einvernehmens der 
Staatsanwaltschaft nach Satz 1 bedarf es 
nicht, wenn nur ein geringes Strafverfol-
gungsinteresse besteht. Dies ist der Fall, 
wenn die Erhebung der öffentlichen Klage 
oder die Einleitung eines Ermittlungsver-
fahrens wegen einer Straftat nach § 95 die-
ses Gesetzes oder nach § 9 des Gesetzes 
über die allgemeine Freizügigkeit von Uni-
onsbürgern oder Straftaten nach dem 
Strafgesetzbuch mit geringem Unrechts-
gehalt erfolgt ist. Insoweit sind Straftaten 
mit geringem Unrechtsgehalt Straftaten 
nach § 113 Absatz 1, § 115 des Strafge-
setzbuches, soweit er die entsprechende 
Geltung des § 113 Absatz 1 des Strafge-
setzbuches vorsieht, den §§ 123, 166, 167, 
169, 185, 223, 240 Absatz 1, den §§ 242, 
246, 248b, 263 Absatz 1, 2 und 4, den §§ 
265a, 267 Absatz 1 und 2, § 271 Absatz 1, 
2 und 4, den §§ 273, 274, 276 Absatz 1, 
den §§ 279, 281, 303 des Strafgesetzbu-
ches, dem § 21 des Straßenverkehrsgeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 5. März 2003 (BGBl. I S. 310, 919), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 8. April 2019 (BGBl. I S. 430) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fas-
sung, und dem § 6 des Pflichtversiche-
rungsgesetzes vom 5. April 1965 (BGBl. I 
S. 213), das zuletzt durch Artikel 1 der Ver-
ordnung vom 6. Februar 2017 (BGBl. I S. 
147) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung, es sei denn, diese 
Strafgesetze werden durch verschiedene 
Handlungen mehrmals verletzt oder es wird 
ein Strafantrag gestellt. 

(4) Hat die zuständige Behörde An-
haltspunkte, dass gegen den Ausländer 
öffentliche Klage erhoben oder ein straf-
rechtliches Ermittlungsverfahren eingeleitet 
ist, hat sie die Absicht der Abschiebung 
der zuständigen Staatsanwaltschaft mitzu-
teilen. Die Abschiebung eines Auslän-
ders, gegen den öffentliche Klage erho-
ben oder ein strafrechtliches Ermitt-
lungsverfahren eingeleitet ist, ist auszu-
setzen, wenn die zuständige Staatsan-
waltschaft es innerhalb von 21 Tagen 
nach Zugang der Mitteilung verlangt. Ein 
Ausländer, der zu schützende Person im 
Sinne des Zeugenschutz-Harmonisierungs-
gesetzes ist, darf nur im Einvernehmen mit 
der Zeugenschutzdienststelle ausgewiesen 
oder abgeschoben werden. Das Wider-
spruchsrecht der Staatsanwaltschaft nach 
Satz 2 besteht nicht, wenn nur ein gerin-
ges Strafverfolgungsinteresse besteht. 
Dies ist der Fall, wenn die Erhebung der öf-
fentlichen Klage oder die Einleitung eines 
Ermittlungsverfahrens wegen einer Straftat 
nach § 95 dieses Gesetzes oder nach § 9 
des Gesetzes über die allgemeine Freizü-
gigkeit von Unionsbürgern oder Straftaten 
nach dem Strafgesetzbuch mit geringem 
Unrechtsgehalt erfolgt ist. Insoweit sind 
Straftaten mit geringem Unrechtsgehalt 
Straftaten nach § 113 Absatz 1, § 115 des 
Strafgesetzbuches, soweit er die entspre-
chende Geltung des § 113 Absatz 1 des 
Strafgesetzbuches vorsieht, den §§ 123, 
166, 167, 169, 185, 223, 240 Absatz 1, den 
§§ 242, 246, 248b, 263 Absatz 1, 2 und 4, 
den §§ 265a, 267 Absatz 1 und 2, § 271 
Absatz 1, 2 und 4, den §§ 273, 274, 276 
Absatz 1, den §§ 279, 281, 303 des Straf-
gesetzbuches, dem § 21 des Straßenver-
kehrsgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 5. März 2003 (BGBl. I 
S. 310, 919), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 8. April 2019 (BGBl. I S. 
430) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung, und dem § 6 des 
Pflichtversicherungsgesetzes vom 5. April 
1965 (BGBl. I S. 213), das zuletzt durch Ar-
tikel 1 der Verordnung vom 6. Februar 
2017 (BGBl. I S. 147) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung. 
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(5) § 45 des Achten Buches Sozialge-
setzbuch gilt nicht für Ausreiseeinrichtun-
gen und Einrichtungen, die der vorüberge-
henden Unterbringung von Ausländern die-
nen, denen aus völkerrechtlichen, humani-
tären oder politischen Gründen eine Auf-
enthaltserlaubnis erteilt oder bei denen die 
Abschiebung ausgesetzt wird. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Vor einer Entscheidung über die 
Erteilung, die Verlängerung oder den Wi-
derruf eines Aufenthaltstitels nach § 25 
Abs. 4a oder 4b und die Festlegung, Auf-
hebung oder Verkürzung einer Ausreisefrist 
nach § 59 Absatz 7 ist die für das in § 25 
Abs. 4a oder 4b in Bezug genommene 
Strafverfahren zuständige Staatsanwalt-
schaft oder das mit ihm befasste Strafge-
richt zu beteiligen, es sei denn, es liegt ein 
Fall des § 87 Abs. 5 Nr. 1 vor. Sofern der 
Ausländerbehörde die zuständige Staats-
anwaltschaft noch nicht bekannt ist, betei-
ligt sie vor einer Entscheidung über die 
Festlegung, Aufhebung oder Verkürzung 
einer Ausreisefrist nach § 59 Absatz 7 die 
für den Aufenthaltsort zuständige Polizei-
behörde. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Zur Prüfung des Vorliegens der 
Voraussetzungen der §§ 16a, 16d, 16e, 
18a, 18b, 18c Absatz 3 und der §§ 19 bis 
19c können die Ausländerbehörde, das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
sowie die Auslandsvertretung zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben die Bundesagentur für Ar-
beit auch dann beteiligen, wenn sie ihrer 
Zustimmung nicht bedürfen. 

(7) u n v e r ä n d e r t  
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§ 78 § 78 

Dokumente mit elektronischem Spei-
cher- und Verarbeitungsmedium 

Dokumente mit elektronischem Spei-
cher- und Verarbeitungsmedium 

(1) Aufenthaltstitel nach § 4 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 2 bis 4 werden als eigen-
ständige Dokumente mit elektronischem 
Speicher- und Verarbeitungsmedium aus-
gestellt. Aufenthaltserlaubnisse, die nach 
Maßgabe des Abkommens zwischen der 
Europäischen Gemeinschaft und ihren Mit-
gliedstaaten einerseits und der Schweizeri-
schen Eidgenossenschaft andererseits 
über die Freizügigkeit vom 21. Juni 1999 
(ABl. L 114 vom 30.4.2002, S. 6) auszu-
stellen sind, werden auf Antrag als Doku-
mente mit elektronischem Speicher- und 
Verarbeitungsmedium ausgestellt. Doku-
mente nach den Sätzen 1 und 2 enthalten 
folgende sichtbar aufgebrachte Angaben:  

(1) Aufenthaltstitel nach § 4 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 2 bis 4 werden als eigen-
ständige Dokumente mit elektronischem 
Speicher- und Verarbeitungsmedium aus-
gestellt. Aufenthaltserlaubnisse, die nach 
Maßgabe des Abkommens zwischen der 
Europäischen Gemeinschaft und ihren Mit-
gliedstaaten einerseits und der Schweizeri-
schen Eidgenossenschaft andererseits 
über die Freizügigkeit vom 21. Juni 1999 
(ABl. L 114 vom 30.4.2002, S. 6) auszu-
stellen sind, werden auf Antrag als Doku-
mente mit elektronischem Speicher- und 
Verarbeitungsmedium ausgestellt. Doku-
mente nach den Sätzen 1 und 2 enthalten 
folgende sichtbar aufgebrachte Angaben:  

1. Name und Vornamen, 1. u n v e r ä n d e r t  

2. Doktorgrad, 2. u n v e r ä n d e r t  

3. Lichtbild, 3. u n v e r ä n d e r t  

4. Geburtsdatum und Geburtsort, 4. u n v e r ä n d e r t  

5. Anschrift, 5. u n v e r ä n d e r t  

6. Gültigkeitsbeginn und Gültigkeitsdauer, 6. u n v e r ä n d e r t  

7. Ausstellungsort, 7. u n v e r ä n d e r t  

8. Art des Aufenthaltstitels oder Aufent-
haltsrechts und dessen Rechtsgrund-
lage, 

8. u n v e r ä n d e r t  

9. Ausstellungsbehörde, 9. u n v e r ä n d e r t  

10. Seriennummer des zugehörigen Pas-
ses oder Passersatzpapiers, 

10. u n v e r ä n d e r t  

11. Gültigkeitsdauer des zugehörigen Pas-
ses oder Passersatzpapiers, 

11. u n v e r ä n d e r t  

12. Anmerkungen, 12. u n v e r ä n d e r t  

13. Unterschrift, 13. u n v e r ä n d e r t  

14. Seriennummer, 14. u n v e r ä n d e r t  
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15. Staatsangehörigkeit, 15. u n v e r ä n d e r t  

16. Geschlecht mit der Abkürzung „F” für 
Personen weiblichen Geschlechts, „M“ 
für Personen männlichen Geschlechts 
und „X“ in allen anderen Fällen, 

16. u n v e r ä n d e r t  

17. Größe und Augenfarbe, 17. u n v e r ä n d e r t  

18. Zugangsnummer. 18. u n v e r ä n d e r t  

Dokumente nach Satz 1 können unter den 
Voraussetzungen des § 48 Absatz 2 oder 4 
als Ausweisersatz bezeichnet und mit dem 
Hinweis versehen werden, dass die Perso-
nalien auf den Angaben des Inhabers beru-
hen. Die Unterschrift durch den Antragstel-
ler nach Satz 3 Nummer 13 ist zu leisten, 
wenn er zum Zeitpunkt der Beantragung 
des Dokuments zehn Jahre oder älter ist. 
Auf Antrag können Dokumente nach den 
Sätzen 1 und 2 bei einer Änderung des Ge-
schlechts nach § 45b des Personenstands-
gesetzes mit der Angabe des vorherigen 
Geschlechts ausgestellt werden, wenn die 
vorherige Angabe männlich oder weiblich 
war. Dieser abweichenden Angabe kommt 
keine weitere Rechtswirkung zu. 

Dokumente nach Satz 1 können unter den 
Voraussetzungen des § 48 Absatz 2 oder 4 
als Ausweisersatz bezeichnet und mit dem 
Hinweis versehen werden, dass die Perso-
nalien auf den Angaben des Inhabers beru-
hen. Die Unterschrift durch den Antragstel-
ler nach Satz 3 Nummer 13 ist zu leisten, 
wenn er zum Zeitpunkt der Beantragung 
des Dokuments zehn Jahre oder älter ist. 
Auf Antrag können Dokumente nach den 
Sätzen 1 und 2 bei einer Änderung des Ge-
schlechts nach § 45b des Personenstands-
gesetzes mit der Angabe des vorherigen 
Geschlechts ausgestellt werden, wenn die 
vorherige Angabe männlich oder weiblich 
war. Dieser abweichenden Angabe kommt 
keine weitere Rechtswirkung zu. Bei Auf-
enthaltstiteln nach § 9 und § 9a kann auf 
die Angaben nach Absatz 1 Satz 3 Num-
mer 10 und 11 verzichtet werden, soweit 
bei Beantragung ein anerkannter und 
gültiger ausländischer Pass vorliegt. 

(2) Dokumente mit elektronischem 
Speicher- und Verarbeitungsmedium nach 
Absatz 1 enthalten eine Zone für das auto-
matische Lesen. Diese darf lediglich die fol-
genden sichtbar aufgedruckten Angaben 
enthalten:  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. die Abkürzungen   

a) „AR“ für den Aufenthaltstiteltyp 
nach § 4 Absatz 1 Nummer 2 bis 
4, 

 

b) „AS“ für den Aufenthaltstiteltyp 
nach § 28 Satz 2 der Aufenthalts-
verordnung, 

 

2. die Abkürzung „D“ für Bundesrepublik 
Deutschland, 
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3. die Seriennummer des Aufenthaltsti-
tels, die sich aus der Behördenkenn-
zahl der Ausländerbehörde und einer 
zufällig zu vergebenden Aufenthaltsti-
telnummer zusammensetzt und die ne-
ben Ziffern auch Buchstaben enthalten 
kann, 

 

4. das Geburtsdatum,  

5. die Abkürzung „F“ für Personen weibli-
chen Geschlechts, „M“ für Personen 
männlichen Geschlechts und das Zei-
chen „<“ in allen anderen Fällen, 

 

6. die Gültigkeitsdauer des Aufenthaltsti-
tels oder im Falle eines unbefristeten 
Aufenthaltsrechts die technische Kar-
tennutzungsdauer, 

 

7. die Abkürzung der Staatsangehörig-
keit, 

 

8. den Namen,  

9. den oder die Vornamen,  

9a. die Versionsnummer des Dokumenten-
musters, 

 

10. die Prüfziffern und  

11. Leerstellen.  

Die Seriennummer und die Prüfziffern dür-
fen keine Daten über den Inhaber oder Hin-
weise auf solche Daten enthalten. Jedes 
Dokument erhält eine neue Seriennummer. 

 

(3) Das in dem Dokument nach Ab-
satz 1 enthaltene elektronische Speicher- 
und Verarbeitungsmedium enthält folgende 
Daten:  

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. die Daten nach Absatz 1 Satz 3 Num-
mer 1 bis 5 sowie den im amtlichen 
Gemeindeverzeichnis verwendeten 
eindeutigen Gemeindeschlüssel, 

 

2. die Daten der Zone für das automati-
sche Lesen nach Absatz 2 Satz 2, 

 

3. Nebenbestimmungen,  
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4. zwei Fingerabdrücke, die Bezeichnung 
der erfassten Finger sowie die Anga-
ben zur Qualität der Abdrücke sowie 

 

5. den Geburtsnamen.  

Die gespeicherten Daten sind durch geeig-
nete technische und organisatorische Maß-
nahmen nach den Artikeln 24, 25 und 32 
der Verordnung (EU) 2016/679 gegen un-
befugtes Verändern, Löschen und Ausle-
sen zu sichern. Die Erfassung von Finger-
abdrücken erfolgt ab Vollendung des 
sechsten Lebensjahres. In entsprechender 
Anwendung von § 10a Absatz 1 Satz 1 des 
Personalausweisgesetzes sind die folgen-
den Daten auf Veranlassung des Auslän-
ders auf ein elektronisches Speicher- und 
Verarbeitungsmedium in einem mobilen 
Endgerät zu übermitteln und auch dort zu 
speichern:  

 

1. die Daten nach Absatz 1 Satz 3 Num-
mer 1, 2, 4, 5, 15 sowie nach Absatz 3 
Satz 1 Nummer 5, 

 

2. die Dokumentenart,  

3. der letzte Tag der Gültigkeitsdauer des 
elektronischen Identitätsnachweises, 

 

4. die Abkürzung „D“ für die Bundesre-
publik Deutschland und 

 

5. der im amtlichen Gemeindeverzeichnis 
verwendete eindeutige Gemeinde-
schlüssel. 
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(4) Das elektronische Speicher- und 
Verarbeitungsmedium eines Dokuments 
nach Absatz 1 kann ausgestaltet werden 
als qualifizierte elektronische Signaturer-
stellungseinheit nach Artikel 3 Nummer 23 
der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Juli 2014 über elektronische Identifizie-
rung und Vertrauensdienste für elektroni-
sche Transaktionen im Binnenmarkt und 
zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG 
(ABl. L 257 vom 28.8.2014, S. 73). Die Zer-
tifizierung nach Artikel 30 der Verordnung 
(EU) Nr. 910/2014 erfolgt durch das Bun-
desamt für Sicherheit in der Informations-
technik. Die Vorschriften des Vertrauens-
dienstegesetzes bleiben unberührt. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Das elektronische Speicher- und 
Verarbeitungsmedium eines Dokuments 
nach Absatz 1 oder eines mobilen Endge-
räts kann auch für die Zusatzfunktion eines 
elektronischen Identitätsnachweises ge-
nutzt werden. Insoweit sind § 2 Absatz 3 
bis 7, 10, 12 und 13, § 4 Absatz 3, § 7 Ab-
satz 3b, 4 und 5, § 10 Absatz 1 bis 5, 6 
Satz 1, Absatz 7, 8 Satz 1 und Absatz 9, 
die §§ 10a, 11 Absatz 1 bis 5 und 7, § 12 
Absatz 2 Satz 2, die §§ 13, 16, 18, 18a, 19 
Absatz 1, 2 Satz 1 und 2 und Absatz 3 bis 
6, die §§ 19a, 20 Absatz 2 und 3, die §§ 
20a, 21, 21a, 21b, 27 Absatz 2 und 3, § 32 
Absatz 1 Nummer 5 und 6 mit Ausnahme 
des dort angeführten § 19 Absatz 2 Num-
mer 6a bis 8, Absatz 2 und 3 sowie § 33 
Nummer 1, 2 und 4 des Personalausweis-
gesetzes mit der Maßgabe entsprechend 
anzuwenden, dass die Ausländerbehörde 
an die Stelle der Personalausweisbehörde 
und der Hersteller der Dokumente an die 
Stelle des Ausweisherstellers tritt. Neben 
den in § 18 Absatz 3 Satz 2 des Personal-
ausweisgesetzes aufgeführten Daten kön-
nen im Rahmen des elektronischen Identi-
tätsnachweises unter den Voraussetzun-
gen des § 18 Absatz 4 des Personalaus-
weisgesetzes auch die nach Absatz 3 
Nummer 3 gespeicherten Nebenbestim-
mungen sowie die Abkürzung der Staats-
angehörigkeit übermittelt werden. Für das 
Sperrkennwort und die Sperrmerkmale gilt 
Absatz 2 Satz 3 entsprechend. 

(5) u n v e r ä n d e r t  
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(6) Die mit der Ausführung dieses Ge-
setzes betrauten oder zur hoheitlichen 
Identitätsfeststellung befugten Behörden 
dürfen die in der Zone für das automati-
sche Lesen enthaltenen Daten zur Erfül-
lung ihrer gesetzlichen Aufgaben verarbei-
ten. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Öffentliche Stellen dürfen die im 
elektronischen Speicher- und Verarbei-
tungsmedium eines Dokuments nach Ab-
satz 1 gespeicherten Daten mit Ausnahme 
der biometrischen Daten verarbeiten, so-
weit dies zur Erfüllung ihrer jeweiligen ge-
setzlichen Aufgaben erforderlich ist. Die im 
elektronischen Speicher- und Verarbei-
tungsmedium gespeicherte Anschrift und 
die nach Absatz 1 Satz 3 Nummer 5 aufzu-
bringende Anschrift dürfen durch die Aus-
länderbehörden sowie durch andere durch 
Landesrecht bestimmte Behörden geändert 
werden. 

(7) u n v e r ä n d e r t  

(8) Die durch technische Mittel vorge-
nommene Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten aus Dokumenten nach Absatz 1 
darf nur im Wege des elektronischen Iden-
titätsnachweises nach Absatz 5 erfolgen, 
soweit nicht durch Gesetz etwas anderes 
bestimmt ist. Gleiches gilt für die Verarbei-
tung personenbezogener Daten mit Hilfe 
eines Dokuments nach Absatz 1. 

(8) u n v e r ä n d e r t  
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§ 82 § 82 

Mitwirkung des Ausländers Mitwirkung des Ausländers 

(1) Der Ausländer ist verpflichtet, 
seine Belange und für ihn günstige Um-
stände, soweit sie nicht offenkundig oder 
bekannt sind, unter Angabe nachprüfbarer 
Umstände unverzüglich geltend zu machen 
und die erforderlichen Nachweise über 
seine persönlichen Verhältnisse, sonstige 
erforderliche Bescheinigungen und Erlaub-
nisse sowie sonstige erforderliche Nach-
weise, die er erbringen kann, unverzüglich 
beizubringen. Die Ausländerbehörde kann 
ihm dafür eine angemessene Frist setzen. 
Sie setzt ihm eine solche Frist, wenn sie 
die Bearbeitung eines Antrags auf Erteilung 
eines Aufenthaltstitels wegen fehlender o-
der unvollständiger Angaben aussetzt, und 
benennt dabei die nachzuholenden Anga-
ben. Nach Ablauf der Frist geltend ge-
machte Umstände und beigebrachte Nach-
weise können unberücksichtigt bleiben. Der 
Ausländer, der eine ICT-Karte nach § 19b 
beantragt hat, ist verpflichtet, der zuständi-
gen Ausländerbehörde jede Änderung mit-
zuteilen, die während des Antragsverfah-
rens eintritt und die Auswirkungen auf die 
Voraussetzungen der Erteilung der ICT-
Karte hat. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Absatz 1 findet im Widerspruchs-
verfahren entsprechende Anwendung. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Der Ausländer soll auf seine 
Pflichten nach Absatz 1 sowie seine we-
sentlichen Rechte und Pflichten nach die-
sem Gesetz, insbesondere die Verpflich-
tungen aus den §§ 44a, 48, 49 und 81 hin-
gewiesen werden. Im Falle der Fristset-
zung ist er auf die Folgen der Fristversäu-
mung hinzuweisen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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(4) Soweit es zur Vorbereitung und 
Durchführung von Maßnahmen nach die-
sem Gesetz und nach ausländerrechtlichen 
Bestimmungen in anderen Gesetzen erfor-
derlich ist, kann angeordnet werden, dass 
ein Ausländer bei der zuständigen Behörde 
sowie den Vertretungen oder ermächtigten 
Bediensteten des Staates, dessen Staats-
angehörigkeit er vermutlich besitzt, persön-
lich erscheint sowie eine ärztliche Untersu-
chung zur Feststellung der Reisefähigkeit 
durchgeführt wird. Kommt der Ausländer 
einer Anordnung nach Satz 1 nicht nach, 
kann sie zwangsweise durchgesetzt wer-
den. § 40 Abs. 1 und 2, die §§ 41, 42 Abs. 
1 Satz 1 und 3 des Bundespolizeigesetzes 
finden entsprechende Anwendung. 

(4) Soweit es zur Vorbereitung und 
Durchführung von Maßnahmen nach die-
sem Gesetz und nach ausländerrechtlichen 
Bestimmungen in anderen Gesetzen erfor-
derlich ist, kann angeordnet werden, dass 
ein Ausländer bei der zuständigen Behörde 
sowie den Vertretungen oder ermächtigten 
Bediensteten des Staates, dessen Staats-
angehörigkeit er vermutlich besitzt, persön-
lich erscheint und die zur Klärung seiner 
Identität erforderlichen Angaben macht 
sowie eine ärztliche Untersuchung zur 
Feststellung der Reisefähigkeit durchge-
führt wird. Kommt der Ausländer einer An-
ordnung nach Satz 1 nicht nach, kann sie 
zwangsweise durchgesetzt werden. § 40 
Abs. 1 und 2, die §§ 41, 42 Abs. 1 Satz 1 
und 3 des Bundespolizeigesetzes finden 
entsprechende Anwendung. 

(5) Der Ausländer, für den nach die-
sem Gesetz, dem Asylgesetz oder den zur 
Durchführung dieser Gesetze erlassenen 
Bestimmungen ein Dokument ausgestellt 
werden soll, hat auf Verlangen  

(5) u n v e r ä n d e r t  

1. ein aktuelles Lichtbild nach Maßgabe 
einer nach § 99 Abs. 1 Nr. 13 und 13a 
erlassenen Rechtsverordnung vorzule-
gen oder bei der Aufnahme eines sol-
chen Lichtbildes mitzuwirken und 

 

2. bei der Abnahme seiner Fingerabdrü-
cke nach Maßgabe einer nach § 99 
Absatz 1 Nummer 13 und 13a erlasse-
nen Rechtsverordnung mitzuwirken. 

 

Das Lichtbild und die Fingerabdrücke dür-
fen in Dokumente nach Satz 1 eingebracht 
und von den zuständigen Behörden zur Si-
cherung und einer späteren Feststellung 
der Identität verarbeitet werden. 

 

(6) Ausländer, die im Besitz einer Auf-
enthaltserlaubnis nach Kapitel 2 Abschnitt 
3 oder 4 sind, sind verpflichtet, der zustän-
digen Ausländerbehörde innerhalb von 
zwei Wochen ab Kenntnis mitzuteilen, dass 
die Ausbildung oder die Erwerbstätigkeit, 
für die der Aufenthaltstitel erteilt wurde, 
vorzeitig beendet wurde. Der Ausländer ist 
bei Erteilung des Aufenthaltstitels über 
seine Verpflichtung nach Satz 1 zu unter-
richten. 

(6) u n v e r ä n d e r t  
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§ 84 § 84 

Wirkungen von Widerspruch und Klage Wirkungen von Widerspruch und Klage 

(1) Widerspruch und Klage gegen  (1) Widerspruch und Klage gegen  

1. die Ablehnung eines Antrages auf Er-
teilung oder Verlängerung des Aufent-
haltstitels, 

1. u n v e r ä n d e r t  

1a. Maßnahmen nach § 49, 1a. u n v e r ä n d e r t  

 1b. die Anordnung einer räumlichen Be-
schränkung nach § 61 Absatz 1c, 

 1c. die Anordnung einer Wohnsitzauf-
lage nach § 58 Absatz 3 und § 61 
Absatz 1d, 

 1d. die Anordnung einer Sicherheitsleis-
tung nach § 66 Absatz 5, 

2. die Auflage nach § 61 Absatz 1e, in ei-
ner Ausreiseeinrichtung Wohnung zu 
nehmen, 

2. die Auflage nach § 61 Absatz 1f, in ei-
ner Ausreiseeinrichtung Wohnung zu 
nehmen, 

2a. Auflagen zur Sicherung und Durchset-
zung der vollziehbaren Ausreisepflicht 
nach § 61 Absatz 1e, 

2a. u n v e r ä n d e r t  

3. die Änderung oder Aufhebung einer 
Nebenbestimmung, die die Ausübung 
einer Erwerbstätigkeit betrifft, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. den Widerruf des Aufenthaltstitels des 
Ausländers nach § 52 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 4 in den Fällen des § 75 Absatz 2 
Satz 1 des Asylgesetzes, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. den Widerruf oder die Rücknahme der 
Anerkennung von Forschungseinrich-
tungen für den Abschluss von Aufnah-
mevereinbarungen nach § 18d, 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. die Ausreiseuntersagung nach § 46 
Absatz 2 Satz 1, 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. die Befristung eines Einreise- und Auf-
enthaltsverbots nach § 11, 

7. die Anordnung und Befristung eines 
Einreise- und Aufenthaltsverbots nach 
§ 11 sowie 
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8. die Anordnung eines Einreise- und 
Aufenthaltsverbots nach § 11 Absatz 6 
sowie 

entfällt 

9. die Feststellung nach § 85a Absatz 1 
Satz 2 

8. u n v e r ä n d e r t  

haben keine aufschiebende Wirkung. Die 
Klage gegen die Anordnung eines Einreise- 
und Aufenthaltsverbots nach § 11 Absatz 7 
hat keine aufschiebende Wirkung. 

haben keine aufschiebende Wirkung. 

(2) Widerspruch und Klage lassen un-
beschadet ihrer aufschiebenden Wirkung 
die Wirksamkeit der Ausweisung und eines 
sonstigen Verwaltungsaktes, der die Recht-
mäßigkeit des Aufenthalts beendet, unbe-
rührt. Für Zwecke der Aufnahme oder Aus-
übung einer Erwerbstätigkeit gilt der Auf-
enthaltstitel als fortbestehend, solange die 
Frist zur Erhebung des Widerspruchs oder 
der Klage noch nicht abgelaufen ist, wäh-
rend eines gerichtlichen Verfahrens über 
einen zulässigen Antrag auf Anordnung o-
der Wiederherstellung der aufschiebenden 
Wirkung oder solange der eingelegte 
Rechtsbehelf aufschiebende Wirkung hat. 
Eine Unterbrechung der Rechtmäßigkeit 
des Aufenthalts tritt nicht ein, wenn der 
Verwaltungsakt durch eine behördliche o-
der unanfechtbare gerichtliche Entschei-
dung aufgehoben wird. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

§ 95 § 95 

Strafvorschriften Strafvorschriften 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer  

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer  

1. entgegen § 3 Abs. 1 in Verbindung mit 
§ 48 Abs. 2 sich im Bundesgebiet auf-
hält, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. ohne erforderlichen Aufenthaltstitel 
nach § 4 Absatz 1 Satz 1 sich im Bun-
desgebiet aufhält, wenn  

2. u n v e r ä n d e r t  

a) er vollziehbar ausreisepflichtig ist,  
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b) ihm eine Ausreisefrist nicht ge-
währt wurde oder diese abgelau-
fen ist und 

 

c) dessen Abschiebung nicht ausge-
setzt ist, 

 

3. entgegen § 14 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 in 
das Bundesgebiet einreist, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. einer vollziehbaren Anordnung nach § 
46 Abs. 2 Satz 1 oder 2 oder § 47 Abs. 
1 Satz 2 oder Abs. 2 zuwiderhandelt, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. entgegen § 49 Abs. 2 eine Angabe 
nicht, nicht richtig oder nicht vollständig 
macht, sofern die Tat nicht in Absatz 2 
Nr. 2 mit Strafe bedroht ist, 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. entgegen § 49 Abs. 10 eine dort ge-
nannte Maßnahme nicht duldet, 

6. u n v e r ä n d e r t  

6a. entgegen § 56 wiederholt einer Melde-
pflicht nicht nachkommt, wiederholt ge-
gen räumliche Beschränkungen des 
Aufenthalts oder sonstige Auflagen 
verstößt oder trotz wiederholten Hin-
weises auf die rechtlichen Folgen einer 
Weigerung der Verpflichtung zur 
Wohnsitznahme nicht nachkommt oder 
entgegen § 56 Abs. 4 bestimmte Kom-
munikationsmittel nutzt oder bestimmte 
Kontaktverbote nicht beachtet, 

6a. entgegen § 56 einer Meldepflicht nicht 
nachkommt, gegen räumliche Be-
schränkungen des Aufenthalts oder 
sonstige Auflagen verstößt oder trotz 
Hinweises auf die rechtlichen Folgen 
einer Weigerung der Verpflichtung zur 
Wohnsitznahme nicht nachkommt oder 
entgegen § 56 Abs. 4 bestimmte Kom-
munikationsmittel nutzt oder bestimmte 
Kontaktverbote nicht beachtet, 

7. wiederholt einer räumlichen Beschrän-
kung nach § 61 Abs. 1 oder Absatz 1c 
zuwiderhandelt oder 

7. u n v e r ä n d e r t  

8. im Bundesgebiet einer überwiegend 
aus Ausländern bestehenden Vereini-
gung oder Gruppe angehört, deren Be-
stehen, Zielsetzung oder Tätigkeit vor 
den Behörden geheim gehalten wird, 
um ihr Verbot abzuwenden. 

8. u n v e r ä n d e r t  

(1a) Ebenso wird bestraft, wer vorsätz-
lich eine in § 404 Abs. 2 Nr. 4 des Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch oder in § 98 Abs. 
3 Nr. 1 bezeichnete Handlung begeht, für 
den Aufenthalt im Bundesgebiet nach § 4 
Abs. 1 Satz 1 eines Aufenthaltstitels bedarf 
und als Aufenthaltstitel nur ein Schengen-
Visum nach § 6 Abs. 1 Nummer 1 besitzt. 

u n v e r ä n d e r t  
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(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jah-
ren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. entgegen § 11 Absatz 1 oder in Zuwi-
derhandlung einer vollziehbaren An-
ordnung nach § 11 Absatz 6 Satz 1 o-
der Absatz 7 Satz 1 

 

a) in das Bundesgebiet einreist oder  

b) sich darin aufhält,  

1a. einer vollstreckbaren gerichtlichen An-
ordnung nach § 56a Absatz 1 zuwider-
handelt und dadurch die kontinuierliche 
Feststellung seines Aufenthaltsortes 
durch eine in § 56a Absatz 3 genannte 
zuständige Stelle verhindert oder 

 

2. unrichtige oder unvollständige Anga-
ben macht oder benutzt, um für sich o-
der einen anderen einen Aufenthaltsti-
tel oder eine Duldung zu beschaffen o-
der das Erlöschen oder die nachträgli-
che Beschränkung des Aufenthaltsti-
tels oder der Duldung abzuwenden o-
der eine so beschaffte Urkunde wis-
sentlich zur Täuschung im Rechtsver-
kehr gebraucht. 

 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 
und der Absätze 1a und 2 Nr. 1 Buchstabe 
a ist der Versuch strafbar. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Gegenstände, auf die sich eine 
Straftat nach Absatz 2 Nr. 2 bezieht, kön-
nen eingezogen werden. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Artikel 31 Abs. 1 des Abkommens 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 
bleibt unberührt. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 
und 3 steht einem Handeln ohne erforderli-
chen Aufenthaltstitel ein Handeln auf 
Grund eines durch Drohung, Bestechung 
oder Kollusion erwirkten oder durch unrich-
tige oder unvollständige Angaben erschli-
chenen Aufenthaltstitels gleich. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) In Fällen des Absatzes 2 Nummer 
1a wird die Tat nur auf Antrag einer dort 
genannten zuständigen Stelle verfolgt. 

(7) u n v e r ä n d e r t  
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§ 96 § 96 

Einschleusen von Ausländern Einschleusen von Ausländern 

(1) Mit Freiheitsstrafe von drei Mona-
ten bis zu fünf Jahren, in minder schweren 
Fällen mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren 
oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer einen 
anderen anstiftet oder ihm dazu Hilfe leis-
tet, eine Handlung  

(1) Mit Freiheitsstrafe von drei Mona-
ten bis zu fünf Jahren, in minder schweren 
Fällen mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren 
oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer einen 
anderen anstiftet oder ihm dazu Hilfe leis-
tet, eine Handlung  

1. nach § 95 Abs. 1 Nr. 3 oder Abs. 2 Nr. 
1 Buchstabe a zu begehen und 

1. u n v e r ä n d e r t  

a) dafür einen Vorteil erhält oder sich 
versprechen lässt oder 

 

b) wiederholt oder zugunsten von 
mehreren Ausländern handelt oder 

 

2. nach § 95 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 2, Abs. 
1a oder Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b oder 
Nr. 2 zu begehen und dafür einen Ver-
mögensvorteil erhält oder sich verspre-
chen lässt. 

2. nach § 95 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 2, Abs. 
1a oder Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b oder 
Nr. 2 oder nach § 9 Absatz 1 des 
Freizügigkeitsgesetzes/EU zu bege-
hen und dafür einen Vermögensvorteil 
erhält oder sich versprechen lässt. 

 Ebenso wird bestraft, wer zugunsten ei-
nes Ausländers handelt, der keine vor-
sätzliche rechtswidrige Tat begangen 
hat. 

(2) Mit Freiheitsstrafe von sechs Mo-
naten bis zu zehn Jahren wird bestraft, wer 
in den Fällen des Absatzes 1  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. gewerbsmäßig handelt,  

2. als Mitglied einer Bande, die sich zur 
fortgesetzten Begehung solcher Taten 
verbunden hat, handelt, 

 

3. eine Schusswaffe bei sich führt, wenn 
sich die Tat auf eine Handlung nach § 
95 Abs. 1 Nr. 3 oder Abs. 2 Nr. 1 Buch-
stabe a bezieht, 

 

4. eine andere Waffe bei sich führt, um 
diese bei der Tat zu verwenden, wenn 
sich die Tat auf eine Handlung nach § 
95 Abs. 1 Nr. 3 oder Abs. 2 Nr. 1 Buch-
stabe a bezieht, oder 
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5. den Geschleusten einer das Leben ge-
fährdenden, unmenschlichen oder er-
niedrigenden Behandlung oder der Ge-
fahr einer schweren Gesundheitsschä-
digung aussetzt. 

 

Ebenso wird bestraft, wer in den Fällen des 
Absatzes 1 Nummer 1 Buchstabe a zu-
gunsten eines minderjährigen ledigen Aus-
länders handelt, der ohne Begleitung einer 
personensorgeberechtigten Person oder ei-
ner dritten Person, die die Fürsorge oder 
Obhut für ihn übernommen hat, in das Bun-
desgebiet einreist. 

 

(3) Der Versuch ist strafbar. (3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe a, Nr. 2, 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 2 und 5 und 
Absatz 3 sind auf Zuwiderhandlungen ge-
gen Rechtsvorschriften über die Einreise 
und den Aufenthalt von Ausländern in das 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union oder eines Schengen-
Staates anzuwenden, wenn  

(4) u n v e r ä n d e r t  

1. sie den in § 95 Abs. 1 Nr. 2 oder 3 o-
der Abs. 2 Nr. 1 bezeichneten Hand-
lungen entsprechen und 

 

2. der Täter einen Ausländer unterstützt, 
der nicht die Staatsangehörigkeit eines 
Mitgliedstaates der Europäischen 
Union oder eines anderen Vertrags-
staates des Abkommens über den Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum besitzt. 

 

(5) § 74a des Strafgesetzbuchs ist an-
zuwenden. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

§ 98 § 98 

Bußgeldvorschriften Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer eine 
in § 95 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 oder Abs. 2 Nr. 
1 Buchstabe b bezeichnete Handlung fahr-
lässig begeht. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Ordnungswidrig handelt, wer  (2) Ordnungswidrig handelt, wer  
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1. entgegen § 4 Absatz 2 Satz 1 einen 
Nachweis nicht führt, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. entgegen § 13 Abs. 1 Satz 2 sich der 
polizeilichen Kontrolle des grenzüber-
schreitenden Verkehrs nicht unterzieht, 

2. u n v e r ä n d e r t  

2a. entgegen § 47a Satz 1, auch in Verbin-
dung mit Satz 2, oder entgegen § 47a 
Satz 3, ein dort genanntes Dokument 
nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt oder 
einen Abgleich mit dem Lichtbild nicht 
oder nicht rechtzeitig ermöglicht, 

2a. u n v e r ä n d e r t  

3. entgegen § 48 Abs. 1 oder 3 Satz 1 
eine dort genannte Urkunde oder Un-
terlage oder einen dort genannten Da-
tenträger nicht oder nicht rechtzeitig 
vorlegt, nicht oder nicht rechtzeitig aus-
händigt oder nicht oder nicht rechtzei-
tig überlässt, 

3. entgegen § 48 Abs. 1 oder 3 Satz 1 o-
der § 50 Abs. 5 eine dort genannte Ur-
kunde oder Unterlage oder einen dort 
genannten Datenträger nicht oder nicht 
rechtzeitig vorlegt, nicht oder nicht 
rechtzeitig aushändigt oder nicht oder 
nicht rechtzeitig überlässt, 

4. einer vollziehbaren Anordnung nach § 
44a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 oder 3 
zuwiderhandelt oder 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. entgegen § 82 Absatz 6 Satz 1, auch 
in Verbindung mit § 60d Absatz 3 Satz 
4, eine Mitteilung nicht oder nicht 
rechtzeitig macht. 

5. u n v e r ä n d e r t  

(2a) Ordnungswidrig handelt, wer 
vorsätzlich oder leichtfertig  

(2a) u n v e r ä n d e r t  

1. entgegen § 4a Absatz 5 Satz 1 einen 
Ausländer mit einer nachhaltigen ent-
geltlichen Dienst- oder Werkleistung 
beauftragt, die der Ausländer auf Ge-
winnerzielung gerichtet ausübt, 

 

2. entgegen § 4a Absatz 5 Satz 3 Num-
mer 3 oder § 19a Absatz 1 Satz 2 oder 
3 eine Mitteilung nicht, nicht richtig o-
der nicht rechtzeitig macht, 

 

3. entgegen § 19b Absatz 7 eine Anzeige 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig o-
der nicht rechtzeitig erstattet oder 

 

4. entgegen § 60c Absatz 5 Satz 1 oder § 
60d Absatz 3 Satz 3 eine Mitteilung 
nicht, nicht richtig, nicht vollständig, 
nicht in der vorgeschriebenen Weise o-
der nicht rechtzeitig macht. 
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(2b) (weggefallen) (2b) u n v e r ä n d e r t  

(3) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig  

(3) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig  

1. entgegen § 4a Absatz 3 Satz 4 oder 
Absatz 4, § 6 Absatz 2a, § 7 Absatz 1 
Satz 4 erster Halbsatz, § 16a Absatz 3 
Satz 1, § 16b Absatz 3, auch in Verbin-
dung mit Absatz 7 Satz 3, § 16b Ab-
satz 5 Satz 3 zweiter Halbsatz, § 16c 
Absatz 2 Satz 3, § 16d Absatz 1 Satz 
4, Absatz 3 Satz 2 oder Absatz 4 Satz 
3, § 16f Absatz 3 Satz 4, § 17 Absatz 3 
Satz 1, § 20 Absatz 1 Satz 4, auch in 
Verbindung mit Absatz 2 Satz 2, § 23 
Absatz 1 Satz 4 erster Halbsatz oder § 
25 Absatz 4 Satz 3 erster Halbsatz, 
Absatz 4a Satz 4 erster Halbsatz oder 
Absatz 4b Satz 4 erster Halbsatz eine 
selbständige Tätigkeit ausübt, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. einer vollziehbaren Auflage nach § 12 
Abs. 2 Satz 2 oder Abs. 4 zuwiderhan-
delt, 

2. u n v e r ä n d e r t  

2a. entgegen § 12a Absatz 1 Satz 1 den 
Wohnsitz nicht oder nicht für die vorge-
schriebene Dauer in dem Land nimmt, 
in dem er zu wohnen verpflichtet ist, 

2a. u n v e r ä n d e r t  

2b. einer vollziehbaren Anordnung nach § 
12a Absatz 2, 3 oder 4 Satz 1 oder § 
61 Absatz 1c zuwiderhandelt, 

2b. u n v e r ä n d e r t  

3. entgegen § 13 Abs. 1 außerhalb einer 
zugelassenen Grenzübergangsstelle o-
der außerhalb der festgesetzten Ver-
kehrsstunden einreist oder ausreist o-
der einen Pass oder Passersatz nicht 
mitführt, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. einer vollziehbaren Anordnung nach § 
46 Abs. 1, § 56 Absatz 1 Satz 2 oder 
Abs. 3 oder § 61 Absatz 1e zuwider-
handelt, 

4. einer vollziehbaren Anordnung nach § 
46 Abs. 1 oder § 61 Absatz 1e und 1f 
zuwiderhandelt, 

5. entgegen § 56 Absatz 1 Satz 1 eine 
Meldung nicht, nicht richtig oder nicht 
rechtzeitig macht, 

5. (weggefallen) 

5a. einer räumlichen Beschränkung nach § 
56 Absatz 2 oder § 61 Absatz 1 Satz 1 
zuwiderhandelt, 

5a. einer räumlichen Beschränkung nach § 
61 Absatz 1 Satz 1 zuwiderhandelt, 
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5b. entgegen § 60b Absatz 2 Satz 1 nicht 
alle zumutbaren Handlungen vor-
nimmt, um einen anerkannten und gül-
tigen Pass oder Passersatz zu erlan-
gen, 

5b. u n v e r ä n d e r t  

6. entgegen § 80 Abs. 4 einen der dort 
genannten Anträge nicht stellt oder 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. einer Rechtsverordnung nach § 99 Ab-
satz 1 Nummer 3a Buchstabe d, Num-
mer 7, 10 oder 13a Satz 1 Buchstabe j 
zuwiderhandelt, soweit sie für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Buß-
geldvorschrift verweist. 

7. u n v e r ä n d e r t  

(4) In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 
und des Absatzes 3 Nr. 3 kann der Ver-
such der Ordnungswidrigkeit geahndet 
werden. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Die Ordnungswidrigkeit kann in 
den Fällen des Absatzes 2a Nummer 1 mit 
einer Geldbuße bis zu fünfhunderttausend 
Euro, in den Fällen des Absatzes 2a Num-
mer 2, 3 und 4 mit einer Geldbuße bis zu 
dreißigtausend Euro, in den Fällen des Ab-
satzes 2 Nr. 2 und des Absatzes 3 Nr. 1 
und 5b mit einer Geldbuße bis zu fünftau-
send Euro, in den Fällen der Absätze 1 und 
2 Nr. 1, 2a und 3 und des Absatzes 3 Nr. 3 
mit einer Geldbuße bis zu dreitausend Euro 
und in den übrigen Fällen mit einer Geld-
buße bis zu tausend Euro geahndet wer-
den. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Artikel 31 Abs. 1 des Abkommens 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 
bleibt unberührt. 

(6) u n v e r ä n d e r t  
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§ 105a § 105a 

Bestimmungen zum Verwaltungsverfah-
ren 

Bestimmungen zum Verwaltungsverfah-
ren 

Von den in § 4 Absatz 2 Satz 2, § 15a 
Abs. 4 Satz 2 und 3, § 23 Abs. 1 Satz 3, § 
23a Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 2, § 43 Abs. 
4, § 44a Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 Satz 1, § 61 
Absatz 1d, § 72 Absatz 2, § 73 Abs. 2, Abs. 
3 Satz 1 und 2, den §§ 78, 78a, § 79 Abs. 
2, § 81 Abs. 5, § 82 Abs. 1 Satz 3, Abs. 3, 
§ 87 Absatz 1, 2 Satz 1 und 2, Absatz 4 
Satz 1, 3 und 5 und Absatz 5, § 89 Abs. 1 
Satz 2 und 3, Abs. 3 und 4, den §§ 90, 90a, 
90b, 91 Abs. 1 und 2, § 91a Abs. 3, 4 und 
7, § 91c Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 2, Abs. 
3 Satz 4 und Abs. 4 Satz 2, § 99 Absatz 1 
bis 4, mit Ausnahme von § 99 Absatz 1 
Nummer 3a, und § 104a Abs. 7 Satz 2 ge-
troffenen Regelungen und von den auf 
Grund von § 43 Abs. 4 und § 99 Absatz 1 
bis 4, mit Ausnahme von § 99 Absatz 1 
Nummer 3a, getroffenen Regelungen des 
Verwaltungsverfahrens kann durch Lan-
desrecht nicht abgewichen werden. 

Von den in § 4 Absatz 2 Satz 2, § 15a 
Abs. 4 Satz 2 und 3, § 23 Abs. 1 Satz 3, § 
23a Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 2, § 43 Abs. 
4, § 44a Abs. 1 Satz 2, Abs. 3 Satz 1, § 61 
Absatz 1d, § 72 Absatz 2, § 73 Abs. 2, Abs. 
3 Satz 1 und 2, den §§ 78 mit Ausnahme 
des Absatzes 1 Satz 8, 78a, § 79 Abs. 2, 
§ 81 Abs. 5, § 82 Abs. 1 Satz 3, Abs. 3, § 
87 Absatz 1, 2 Satz 1 und 2, Absatz 4 Satz 
1, 3 und 5 und Absatz 5, § 89 Abs. 1 Satz 2 
und 3, Abs. 3 und 4, den §§ 90, 90a, 90b, 
91 Abs. 1 und 2, § 91a Abs. 3, 4 und 7, § 
91c Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 
Satz 4 und Abs. 4 Satz 2, § 99 Absatz 1 bis 
4, mit Ausnahme von § 99 Absatz 1 Num-
mer 3a, und § 104a Abs. 7 Satz 2 getroffe-
nen Regelungen und von den auf Grund 
von § 43 Abs. 4 und § 99 Absatz 1 bis 4, 
mit Ausnahme von § 99 Absatz 1 Nummer 
3a, getroffenen Regelungen des Verwal-
tungsverfahrens kann durch Landesrecht 
nicht abgewichen werden. 
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Abschnitt 3 

u n v e r ä n d e r t  

§  5 Bundesamt 
§  6 Verbindlichkeit asylrechtlicher Entscheidungen 
§  7 Erhebung personenbezogener Daten 
§  8 Übermittlung personenbezogener Daten 
§  9 Hoher Flüchtlingskommissar der Vereinten Natio-
nen 
§ 10 Zustellungsvorschriften 
§ 11 Ausschluss des Widerspruchs 
§ 11a (weggefallen) 

u n v e r ä n d e r t  
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Abschnitt 4 

Asylverfahren 

Unterabschnitt 1 Allgemeine Verfahrens-

vorschriften 

Abschnitt 4 

u n v e r ä n d e r t  

§ 12 Handlungsfähigkeit 
§ 12a Asylverfahrensberatung 
§ 13 Asylantrag 
§ 14 Antragstellung 
§ 14a Familieneinheit 
§ 15 Allgemeine Mitwirkungspflichten 
§ 15a Auswertung von Datenträgern 
§ 16 Sicherung, Feststellung und Überprüfung der Iden-
tität 
§ 17 Sprachmittler 

§ 12 Handlungsfähigkeit 
§ 12a Asylverfahrensberatung 
§ 13 Asylantrag 
§ 14 Antragstellung 
§ 14a Familieneinheit 
§ 15 Allgemeine Mitwirkungspflichten 
§ 15a Auslesen und Auswerten von Datenträgern 
§ 16 Sicherung, Feststellung und Überprüfung der Iden-
tität 
§ 17 Sprachmittler 

Unterabschnitt 2 

Einleitung des Asylverfahrens 

Unterabschnitt 2 

u n v e r ä n d e r t  

§ 18 Aufgaben der Grenzbehörde 
§ 18a Verfahren bei Einreise auf dem Luftwege 
§ 19 Aufgaben der Ausländerbehörde und der Polizei 
§ 20 Weiterleitung an eine Aufnahmeeinrichtung 
§ 21 Verwahrung und Weitergabe von Unterlagen 
§ 22 Meldepflicht 
§ 22a Übernahme zur Durchführung eines Asylverfah-
rens 

§ 18 u n v e r ä n d e r t  

Unterabschnitt 3 

Verfahren beim Bundesamt 

Unterabschnitt 3 

u n v e r ä n d e r t  

§ 23 Antragstellung bei der Außenstelle 
§ 24 Pflichten des Bundesamtes 
§ 25 Anhörung 
§ 26 Familienasyl und internationaler Schutz für Fami-
lienangehörige 
§ 26a Sichere Drittstaaten 
§ 27 Anderweitige Sicherheit vor Verfolgung 
§ 27a (weggefallen) 
§ 28 Nachfluchttatbestände 
§ 29 Unzulässige Anträge 
§ 29a Sicherer Herkunftsstaat; Bericht; Verordnungser-
mächtigung 
§ 30 Offensichtlich unbegründete Asylanträge 
§ 30a Beschleunigte Verfahren 
§ 31 Entscheidung des Bundesamtes über Asylanträge 
§ 32 Entscheidung bei Antragsrücknahme oder Verzicht 
§ 32a Ruhen des Verfahrens 
§ 33 Nichtbetreiben des Verfahrens 

§ 23 u n v e r ä n d e r t  
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Unterabschnitt 4 

Aufenthaltsbeendigung 

Unterabschnitt 4 

u n v e r ä n d e r t  

§ 34 Abschiebungsandrohung 
§ 34a Abschiebungsanordnung 
§ 35 Abschiebungsandrohung bei Unzulässigkeit des 
Asylantrags 
§ 36 Verfahren bei Unzulässigkeit nach § 29 Absatz 1 
Nummer 2 und 4 und bei offensichtlicher Unbegründetheit 
§ 37 Weiteres Verfahren bei stattgebender gerichtlicher 
Entscheidung 
§ 38 Ausreisefrist bei sonstiger Ablehnung und bei 
Rücknahme des Asylantrags 
§ 39 (weggefallen) 
§ 40 Unterrichtung der Ausländerbehörde 
§ 41 (weggefallen) 
§ 42 Bindungswirkung ausländerrechtlicher Entschei-
dungen 
§ 43 Vollziehbarkeit und Aussetzung der Abschiebung 
§ 43a (weggefallen) 
§ 43b (weggefallen) 

§ 34 u n v e r ä n d e r t  

Abschnitt 5 

Unterbringung und Verteilung 

Abschnitt 5 

u n v e r ä n d e r t  

§ 44 Schaffung und Unterhaltung von Aufnahmeeinrich-
tungen 
§ 45 Aufnahmequoten 
§ 46 Bestimmung der zuständigen Aufnahmeeinrichtung 
§ 47 Aufenthalt in Aufnahmeeinrichtungen 
§ 48 Beendigung der Verpflichtung, in einer Aufnahme-
einrichtung zu wohnen 
§ 49 Entlassung aus der Aufnahmeeinrichtung 
§ 50 Landesinterne Verteilung 
§ 51 Länderübergreifende Verteilung 
§ 52 Quotenanrechnung 
§ 53 Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften 
§ 54 Unterrichtung des Bundesamtes 

§ 44 u n v e r ä n d e r t  
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Abschnitt 6 

Recht des Aufenthaltswährend des Asyl-

verfahrens 

Abschnitt 6 

u n v e r ä n d e r t  

§ 55 Aufenthaltsgestattung 
§ 56 Räumliche Beschränkung 
§ 57 Verlassen des Aufenthaltsbereichs einer Aufnah-
meeinrichtung 
§ 58 Verlassen eines zugewiesenen Aufenthaltsbe-
reichs 
§ 59 Durchsetzung der räumlichen Beschränkung 
§ 59a Erlöschen der räumlichen Beschränkung 
§ 59b Anordnung der räumlichen Beschränkung 
§ 60 Auflagen 
§ 61 Erwerbstätigkeit 
§ 62 Gesundheitsuntersuchung 
§ 63 Bescheinigung über die Aufenthaltsgestattung 
§ 63a Bescheinigung über die Meldung als Asylsuchen-
der 
§ 64 Ausweispflicht 
§ 65 Herausgabe des Passes 
§ 66 Ausschreibung zur Aufenthaltsermittlung 
§ 67 Erlöschen der Aufenthaltsgestattung 
§ 68 (weggefallen) 
§ 69 (weggefallen) 
§ 70 (weggefallen) 

§ 55 u n v e r ä n d e r t  

Abschnitt 7 

Folgeantrag, Zweitantrag 

Abschnitt 7 

u n v e r ä n d e r t  

§ 71 Folgeantrag 
§ 71a Zweitantrag 

§ 71 u n v e r ä n d e r t  

Abschnitt 8 

Erlöschen, Widerrufund Rücknahme der 

Rechtsstellung 

Abschnitt 8 

u n v e r ä n d e r t  

§ 72 Erlöschen 
§ 73 Widerrufs- und Rücknahmegründe 
§ 73a Gründe für einen Widerruf von Familienasyl und in-
ternationalem Schutz für Familienangehörige 
§ 73b Widerrufs- und Rücknahmeverfahren 
§ 73c Ausländische Anerkennung als Flüchtling 

§ 72 u n v e r ä n d e r t  
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Abschnitt 9 

Gerichtsverfahren 

Abschnitt 9 

u n v e r ä n d e r t  

§ 74 Klagefrist, Zurückweisung verspäteten Vorbrin-
gens, Verhandlung durch den abgelehnten Richter 
§ 75 Aufschiebende Wirkung der Klage 
§ 76 Einzelrichter 
§ 77 Entscheidung des Gerichts 
§ 78 Rechtsmittel 
§ 79 Besondere Vorschriften für das Berufungsverfah-
ren 
§ 80 Ausschluss der Beschwerde 
§ 80a Ruhen des Verfahrens 
§ 81 Nichtbetreiben des Verfahrens 
§ 82 Akteneinsicht im Verfahren des vorläufigen 
Rechtsschutzes 
§ 83 Besondere Spruchkörper 
§ 83a Unterrichtung der Ausländerbehörde 
§ 83b Gerichtskosten, Gegenstandswert 
§ 83c Anwendbares Verfahren für die Anordnung und 
Befristung von Einreise- und Aufenthaltsverboten 

§ 74 u n v e r ä n d e r t  

Abschnitt 10 

Straf- und Bußgeldvorschriften 

Abschnitt 10 

u n v e r ä n d e r t  

§ 84 Verleitung zur missbräuchlichen Asylantragstellung 
§ 84a Gewerbs- und bandenmäßige Verleitung zur miss-
bräuchlichen Asylantragstellung 
§ 85 Sonstige Straftaten 
§ 86 Bußgeldvorschriften 

§ 84 u n v e r ä n d e r t  

Abschnitt 11 

Übergangs- und Schlussvorschriften 

Abschnitt 11 

u n v e r ä n d e r t  

§ 87 Übergangsvorschriften 
§ 87a Übergangsvorschriften aus Anlass der am 1. Juli 
1993 in Kraft getretenen Änderungen 
§ 87b Übergangsvorschrift aus Anlass der am 1. Septem-
ber 2004 in Kraft getretenen Änderungen 
§ 87c Übergangsvorschriften aus Anlass der am 6. Au-
gust 2016 in Kraft getretenen Änderungen 
§ 88 Verordnungsermächtigungen 
§ 88a Bestimmungen zum Verwaltungsverfahren 
§ 89 Einschränkung von Grundrechten 
§ 90 Ermächtigung zur vorübergehenden Ausübung der 
Heilkunde 

§ 87 u n v e r ä n d e r t  
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§ 8 § 8 

Übermittlung personenbezogener Daten Übermittlung personenbezogener Daten 

(1) Öffentliche Stellen haben auf Er-
suchen (§ 7 Abs. 1) den mit der Ausfüh-
rung dieses Gesetzes betrauten Behörden 
ihnen bekannt gewordene Umstände mit-
zuteilen, soweit besondere gesetzliche Ver-
arbeitungsregelungen oder überwiegende 
schutzwürdige Interessen der betroffenen 
Person dem nicht entgegenstehen. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(1a) Die für die Einleitung eines Straf-
verfahrens zuständigen Stellen haben in 
Strafsachen gegen die betroffene Person 
das Bundesamt unverzüglich zu unterrich-
ten über  

u n v e r ä n d e r t  

1. die Einleitung des Strafverfahrens, so-
weit dadurch eine Gefährdung des Un-
tersuchungszwecks nicht zu erwarten 
ist, und die Erhebung der öffentlichen 
Klage, wenn eine Freiheitsstrafe von 
mindestens drei Jahren zu erwarten 
ist, 

 

2. die Einleitung des Strafverfahrens, so-
weit dadurch eine Gefährdung des Un-
tersuchungszwecks nicht zu erwarten 
ist, und die Erhebung der öffentlichen 
Klage wegen einer oder mehrerer vor-
sätzlicher Straftaten gegen das Leben, 
die körperliche Unversehrtheit, die se-
xuelle Selbstbestimmung, das Eigen-
tum oder wegen Widerstands gegen 
Vollstreckungsbeamte, sofern die 
Straftat mit Gewalt, unter Anwendung 
von Drohung mit Gefahr für Leib oder 
Leben oder mit List begangen worden 
ist oder eine Straftat nach § 177 des 
Strafgesetzbuches ist, wenn eine Frei-
heits- oder Jugendstrafe von mindes-
tens einem Jahr zu erwarten ist, und 

 

3. die Erledigung eines Strafverfahrens   

a) durch eine rechtskräftige Verurtei-
lung zu einer Freiheitsstrafe von 
mindestens drei Jahren, 
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b) durch eine rechtskräftige Verurtei-
lung zu einer Freiheits- oder Ju-
gendstrafe von mindestens einem 
Jahr wegen einer oder mehrerer 
vorsätzlicher Straftaten gegen das 
Leben, die körperliche Unversehrt-
heit, die sexuelle Selbstbestim-
mung, das Eigentum oder wegen 
Widerstands gegen Vollstre-
ckungsbeamte, sofern die Straftat 
mit Gewalt, unter Anwendung von 
Drohung mit Gefahr für Leib oder 
Leben oder mit List begangen wor-
den ist oder eine Straftat nach § 
177 des Strafgesetzbuches ist, o-
der 

 

c) in sonstiger Weise im Falle einer 
vorausgegangenen Unterrichtung 
nach Nummer 1 oder 2. 

 

(1b) Die oberste Landesbehörde 
oder die von ihr bestimmte Stelle kann dem 
Bundesamt personenbezogene Daten über 
körperliche, seelische, geistige oder Sin-
nesbeeinträchtigungen eines Ausländers 
übermitteln, deren Kenntnis für das Bun-
desamt zur ordnungsgemäßen Durchfüh-
rung der Anhörung erforderlich ist. Die Da-
ten dürfen nur zu diesem Zweck verarbeitet 
werden und sind anschließend zu löschen. 

(1b) u n v e r ä n d e r t  
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(1c) Die Träger der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende, die mit der poli-
zeilichen Kontrolle des grenzüberschreiten-
den Verkehrs beauftragten Behörden, die 
Ausländerbehörden und die deutschen 
Auslandsvertretungen teilen den mit der 
Ausführung dieses Gesetzes betrauten Be-
hörden mit, wenn sie von Umständen 
Kenntnis erlangt haben, dass ein Asylbe-
rechtigter oder ein Ausländer, dem interna-
tionaler Schutz im Sinne des § 1 Absatz 1 
Nummer 2 zuerkannt worden ist, in sein 
Herkunftsland (§ 3 Absatz 1 Nummer 2) 
gereist ist. Die nach Satz 1 übermittelten 
personenbezogenen Daten dürfen nur für 
die Prüfung verarbeitet werden, ob die Vo-
raussetzungen für einen Widerruf oder eine 
Rücknahme der Asylberechtigung oder des 
internationalen Schutzes vorliegen. 

(1c) Die Träger der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende, die mit der poli-
zeilichen Kontrolle des grenzüberschreiten-
den Verkehrs beauftragten Behörden, die 
Ausländerbehörden und die deutschen 
Auslandsvertretungen teilen den mit der 
Ausführung dieses Gesetzes betrauten Be-
hörden mit, wenn sie von Umständen 
Kenntnis erlangt haben, dass ein Auslän-
der, der einen Asylantrag gestellt hat, 
ein Asylberechtigter oder einen Ausländer, 
dem internationaler Schutz im Sinne des 
§ 1 Absatz 1 Nummer 2 zuerkannt oder für 
den ein Abschiebungsverbot nach § 60 
Absatz 5 oder 7 des Aufenthaltsgeset-
zes festgestellt worden ist, in sein Her-
kunftsland (§ 3 Absatz 1 Nummer 2) gereist 
ist. Die nach Satz 1 übermittelten perso-
nenbezogenen Daten dürfen nur für die 
Prüfung verarbeitet werden, ob die Voraus-
setzungen für die Einstellung oder Ableh-
nung eines Asylantrags nach § 33 Ab-
satz 1, 3 oder für einen Widerruf oder eine 
Rücknahme der Asylberechtigung, des in-
ternationalen Schutzes oder der Feststel-
lung eines Abschiebungsverbots nach 
§ 60 Absatz 5 oder 7 des Aufenthaltsge-
setzes vorliegen. 

(2) Die zuständigen Behörden unter-
richten das Bundesamt unverzüglich über 
ein förmliches Auslieferungsersuchen und 
ein mit der Ankündigung des Ausliefe-
rungsersuchens verbundenes Festnahme-
ersuchen eines anderen Staates sowie 
über den Abschluss des Auslieferungsver-
fahrens, wenn der Ausländer einen Asylan-
trag gestellt hat. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(2a) Die mit der Ausführung die-
ses Gesetzes betrauten Behörden teilen 
Umstände und Maßnahmen nach diesem 
Gesetz, deren Kenntnis für die Leistung an 
Leistungsberechtigte des Asylbewerberleis-
tungsgesetzes erforderlich ist, sowie die 
ihnen mitgeteilten Erteilungen von Arbeits-
erlaubnissen an diese Personen und Anga-
ben über das Erlöschen, den Widerruf oder 
die Rücknahme der Arbeitserlaubnisse den 
nach § 10 des Asylbewerberleistungsge-
setzes zuständigen Behörden mit. 

(2a) u n v e r ä n d e r t  

(3) Die nach diesem Gesetz erhobe-
nen Daten dürfen auch  

(3) u n v e r ä n d e r t  
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1. zur Ausführung des Aufenthaltsgeset-
zes, 

 

2. zur gesundheitlichen Betreuung und 
Versorgung von Asylbewerbern, 

 

3. für Maßnahmen der Strafverfolgung,  

4. zur Abwehr von erheblichen Gefahren 
für Leib und Leben des Asylbewerbers 
oder von Dritten und 

 

5. auf Ersuchen zur Verfolgung von Ord-
nungswidrigkeiten 

 

den damit betrauten öffentlichen Stellen, 
soweit es zur Erfüllung der in ihrer Zustän-
digkeit liegenden Aufgaben erforderlich ist, 
übermittelt und von diesen dafür verarbeitet 
werden. Sie dürfen an eine in § 35 Abs. 1 
des Ersten Buches Sozialgesetzbuch ge-
nannte Stelle übermittelt und von dieser 
verarbeitet werden, soweit dies für die Auf-
deckung und Verfolgung von unberechtig-
tem Bezug von Leistungen nach dem 
Zwölften Buch Sozialgesetzbuch, von Leis-
tungen der Kranken- und Unfallversiche-
rungsträger oder von Arbeitslosengeld oder 
Leistungen zur Sicherung des Lebensun-
terhalts nach dem Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch erforderlich ist und wenn tatsäch-
liche Anhaltspunkte für einen unberechtig-
ten Bezug vorliegen. Die nach diesem Ge-
setz erhobenen Daten dürfen der Bunde-
sagentur für Arbeit übermittelt und von die-
ser verarbeitet werden, soweit dies zur Er-
füllung von Aufgaben nach dem Dritten 
Buch Sozialgesetzbuch erforderlich ist. § 
88 Abs. 1 bis 3 des Aufenthaltsgesetzes 
findet entsprechende Anwendung. 

 

(4) Die Verarbeitung der im Asylver-
fahren erhobenen Daten ist zulässig, so-
weit die Verarbeitung dieser Daten für die 
Entscheidung des Bundesamtes über die 
Zulassung zum Integrationskurs nach § 44 
Absatz 4 des Aufenthaltsgesetzes oder zu 
einer Maßnahme der berufsbezogenen 
Deutschsprachförderung nach § 45a Ab-
satz 2 Satz 3 und 4 des Aufenthaltsgeset-
zes erforderlich ist. 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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(5) Eine Datenübermittlung auf Grund 
anderer gesetzlicher Vorschriften bleibt un-
berührt. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

§ 14 § 14 

Antragstellung Antragstellung 

(1) Der Asylantrag ist bei der Außen-
stelle des Bundesamtes zu stellen, die der 
für die Aufnahme des Ausländers zuständi-
gen Aufnahmeeinrichtung zugeordnet ist. 
Das Bundesamt kann den Ausländer in Ab-
stimmung mit der von der obersten Lan-
desbehörde bestimmten Stelle verpflichten, 
seinen Asylantrag bei einer anderen Au-
ßenstelle zu stellen. Der Ausländer ist vor 
der Antragstellung schriftlich und gegen 
Empfangsbestätigung darauf hinzuweisen, 
dass nach Rücknahme oder unanfechtba-
rer Ablehnung seines Asylantrages die Er-
teilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 10 
Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes Beschrän-
kungen unterliegt. In Fällen des Absatzes 2 
Satz 1 Nr. 2 ist der Hinweis unverzüglich 
nachzuholen. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Der Asylantrag ist beim Bundes-
amt zu stellen, wenn der Ausländer  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. einen Aufenthaltstitel mit einer Ge-
samtgeltungsdauer von mehr als sechs 
Monaten besitzt, 

 

2. sich in Haft oder sonstigem öffentli-
chem Gewahrsam, in einem Kranken-
haus, einer Heil- oder Pflegeanstalt o-
der in einer Jugendhilfeeinrichtung be-
findet, oder 

 

3. minderjährig ist und sein gesetzlicher 
Vertreter nicht verpflichtet ist, in einer 
Aufnahmeeinrichtung zu wohnen. 

 

Die Ausländerbehörde leitet einen bei ihr 
eingereichten schriftlichen Antrag unver-
züglich dem Bundesamt zu. Das Bundes-
amt bestimmt die für die Bearbeitung des 
Asylantrags zuständige Außenstelle. 
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(3) Befindet sich der Ausländer in den 
Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 2 in  

(3) Befindet sich der Ausländer in 
Haft oder sonstigem öffentlichem Ge-
wahrsam oder lagen zum Zeitpunkt der 
Asylantragstellung die Voraussetzun-
gen der Abschiebungshaft vor, steht die 
Asylantragstellung der Anordnung oder 
Aufrechterhaltung von Abschiebungs-
haft nicht entgegen. 

1. Untersuchungshaft, 1. u n v e r ä n d e r t  

2. Strafhaft, 2. u n v e r ä n d e r t  

3. Vorbereitungshaft nach § 62 Absatz 2 
des Aufenthaltsgesetzes, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. Sicherungshaft nach § 62 Absatz 3 
Satz 1 Nummer 2 des Aufenthaltsge-
setzes, weil er sich nach der unerlaub-
ten Einreise länger als einen Monat 
ohne Aufenthaltstitel im Bundesgebiet 
aufgehalten hat, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. Sicherungshaft nach § 62 Absatz 3 
Satz 1 Nummer 1 und 3 des Aufent-
haltsgesetzes, 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. Mitwirkungshaft nach § 62 Absatz 6 
des Aufenthaltsgesetzes, 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. Ausreisegewahrsam nach § 62b des 
Aufenthaltsgesetzes, 

7. u n v e r ä n d e r t  

steht die Asylantragstellung der Anordnung 
oder Aufrechterhaltung von Abschiebungs-
haft nicht entgegen. Dem Ausländer ist un-
verzüglich Gelegenheit zu geben, mit ei-
nem Rechtsbeistand seiner Wahl Verbin-
dung aufzunehmen, es sei denn, er hat 
sich selbst vorher anwaltlichen Beistands 
versichert. Die Abschiebungshaft endet mit 
der Zustellung der Entscheidung des Bun-
desamtes, spätestens jedoch vier Wochen 
nach Eingang des Asylantrags beim Bun-
desamt, es sei denn, es wurde auf Grund 
von Rechtsvorschriften der Europäischen 
Gemeinschaft oder eines völkerrechtlichen 
Vertrages über die Zuständigkeit für die 
Durchführung von Asylverfahren ein Auf- o-
der Wiederaufnahmeersuchen an einen an-
deren Staat gerichtet oder der Asylantrag 
wurde als unzulässig nach § 29 Absatz 1 
Nummer 4 oder als offensichtlich unbe-
gründet abgelehnt. 

steht die Asylantragstellung der Anordnung 
oder Aufrechterhaltung von Abschiebungs-
haft nicht entgegen. Dem Ausländer ist un-
verzüglich Gelegenheit zu geben, mit ei-
nem Rechtsbeistand seiner Wahl Verbin-
dung aufzunehmen, es sei denn, er hat 
sich selbst vorher anwaltlichen Beistands 
versichert. Die Abschiebungshaft endet mit 
der Zustellung der Entscheidung des Bun-
desamtes, spätestens jedoch vier Wochen 
nach Eingang des Asylantrags beim Bun-
desamt, es sei denn, es wurde auf Grund 
von Rechtsvorschriften der Europäischen 
Gemeinschaft oder eines völkerrechtlichen 
Vertrages über die Zuständigkeit für die 
Durchführung von Asylverfahren ein Auf- o-
der Wiederaufnahmeersuchen an einen an-
deren Staat gerichtet oder der Asylantrag 
wurde abgelehnt. 
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§ 15 § 15 

Allgemeine Mitwirkungspflichten Allgemeine Mitwirkungspflichten 

(1) Der Ausländer ist persönlich ver-
pflichtet, bei der Aufklärung des Sachver-
halts mitzuwirken. Dies gilt auch, wenn er 
sich durch einen Bevollmächtigten vertre-
ten lässt. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Er ist insbesondere verpflichtet,  (2) Er ist insbesondere verpflichtet,  

1. den mit der Ausführung dieses Geset-
zes betrauten Behörden die erforderli-
chen Angaben mündlich und nach Auf-
forderung auch schriftlich zu machen; 

1. den mit der Ausführung dieses Geset-
zes betrauten Behörden die erforderli-
chen Angaben wahrheitsgemäß und 
nach bestem Wissen und Gewissen 
mündlich und nach Aufforderung auch 
schriftlich zu machen; 

2. das Bundesamt unverzüglich zu unter-
richten, wenn ihm ein Aufenthaltstitel 
erteilt worden ist; 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. den gesetzlichen und behördlichen An-
ordnungen, sich bei bestimmten Be-
hörden oder Einrichtungen zu melden 
oder dort persönlich zu erscheinen, 
Folge zu leisten; 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. seinen Pass oder Passersatz den mit 
der Ausführung dieses Gesetzes be-
trauten Behörden vorzulegen, auszu-
händigen und zu überlassen; 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. alle erforderlichen Urkunden und sons-
tigen Unterlagen, die in seinem Besitz 
sind, den mit der Ausführung dieses 
Gesetzes betrauten Behörden vorzule-
gen, auszuhändigen und zu überlas-
sen; 

5. u n v e r ä n d e r t  
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6. im Falle des Nichtbesitzes eines gülti-
gen Passes oder Passersatzes an der 
Beschaffung eines Identitätspapiers 
mitzuwirken und auf Verlangen alle 
Datenträger, die für die Feststellung 
seiner Identität und Staatsangehörig-
keit von Bedeutung sein können und in 
deren Besitz er ist, den mit der Ausfüh-
rung dieses Gesetzes betrauten Be-
hörden vorzulegen, auszuhändigen 
und zu überlassen; 

6. im Falle des Nichtbesitzes eines gülti-
gen Passes oder Passersatzes an der 
Beschaffung eines Identitätspapiers 
mitzuwirken und auf Verlangen alle 
Datenträger, die für die Feststellung 
seiner Identität und Staatsangehörig-
keit von Bedeutung sein können und in 
deren Besitz er ist, den mit der Ausfüh-
rung dieses Gesetzes betrauten Be-
hörden vorzulegen, auszuhändigen, zu 
überlassen und die notwendigen Zu-
gangsdaten für ein Auslesen der Da-
tenträger zur Verfügung zu stellen; § 
48a des Aufenthaltsgesetzes gilt 
entsprechend; 

7. die vorgeschriebenen erkennungs-
dienstlichen Maßnahmen zu dulden. 

7. u n v e r ä n d e r t  

(3) Erforderliche Urkunden und sons-
tige Unterlagen nach Absatz 2 Nr. 5 sind 
insbesondere  

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. alle Urkunden und Unterlagen, die ne-
ben dem Pass oder Passersatz für die 
Feststellung der Identität und Staats-
angehörigkeit von Bedeutung sein kön-
nen, 

 

2. von anderen Staaten erteilte Visa, Auf-
enthaltstitel und sonstige Grenzüber-
trittspapiere, 

 

3. Flugscheine und sonstige Fahraus-
weise, 

 

4. Unterlagen über den Reiseweg vom 
Herkunftsland in das Bundesgebiet, die 
benutzten Beförderungsmittel und über 
den Aufenthalt in anderen Staaten 
nach der Ausreise aus dem Herkunfts-
land und vor der Einreise in das Bun-
desgebiet sowie 

 

5. alle sonstigen Urkunden und Unterla-
gen, auf die der Ausländer sich beruft 
oder die für die zu treffenden asyl- und 
ausländerrechtlichen Entscheidungen 
und Maßnahmen einschließlich der 
Feststellung und Geltendmachung ei-
ner Rückführungsmöglichkeit in einen 
anderen Staat von Bedeutung sind. 
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(4) Die mit der Ausführung dieses Ge-
setzes betrauten Behörden können den 
Ausländer und Sachen, die von ihm mitge-
führt werden, durchsuchen, wenn der Aus-
länder seinen Verpflichtungen nach Absatz 
2 Nr. 4 und 5 nicht nachkommt sowie nicht 
gemäß Absatz 2 Nummer 6 auf Verlangen 
die Datenträger vorlegt, aushändigt oder 
überlässt und Anhaltspunkte bestehen, 
dass er im Besitz solcher Unterlagen oder 
Datenträger ist. Der Ausländer darf nur von 
einer Person gleichen Geschlechts durch-
sucht werden. 

(4) Die mit der Ausführung dieses Ge-
setzes betrauten Behörden, sowie die 
Aufnahmeeinrichtungen können den 
Ausländer und Sachen, die von ihm mitge-
führt werden, durchsuchen, wenn der Aus-
länder seinen Verpflichtungen nach Absatz 
2 Nummer 4 und 5 nicht nachkommt sowie 
nicht gemäß Absatz 2 Nummer 6 auf Ver-
langen die Datenträger vorlegt, aushändigt 
oder überlässt und Anhaltspunkte beste-
hen, dass er im Besitz solcher Unterlagen 
oder Datenträger ist. Der Ausländer darf 
nur von einer Person gleichen Geschlechts 
durchsucht werden. 

(5) Durch die Rücknahme des Asylan-
trags werden die Mitwirkungspflichten des 
Ausländers nicht beendet. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

§ 15a § 15a 

Auswertung von Datenträgern Auslesen und Auswerten von Datenträ-
gern 

(1) Die Auswertung von Datenträgern 
ist nur zulässig, soweit dies für die Feststel-
lung der Identität und Staatsangehörigkeit 
des Ausländers nach § 15 Absatz 2 Num-
mer 6 erforderlich ist und der Zweck der 
Maßnahme nicht durch mildere Mittel er-
reicht werden kann. § 48 Absatz 3a Satz 2 
bis 7 und § 48a des Aufenthaltsgesetzes 
gelten entsprechend. 

(1) Das Auslesen von Datenträgern, 
einschließlich mobiler Geräte und 
Cloud-Dienste, ist zulässig, wenn der 
Ausländer nicht im Besitz eines gültigen 
Passes oder Passersatzes ist. 
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(2) Für die in Absatz 1 genannten 
Maßnahmen ist das Bundesamt zuständig. 

(2) Das Auswerten der ausgelese-
nen Daten ist nur zulässig, soweit dies 
für die Feststellung der Identität und 
Staatsangehörigkeit des Ausländers 
nach § 15 Absatz 2 Nummer 6 erforder-
lich ist und der Zweck der Maßnahme 
nicht durch mildere Mittel erreicht wer-
den kann. Liegen tatsächliche Anhalts-
punkte für die Annahme vor, dass durch 
die Auswertung von Datenträgern allein 
Erkenntnisse aus dem Kernbereich pri-
vater Lebensgestaltung erlangt würden, 
ist die Maßnahme unzulässig. Erkennt-
nisse aus dem Kernbereich privater Le-
bensgestaltung, die durch die Auswer-
tung von Datenträgern erlangt werden, 
dürfen nicht verwertet werden. Die Da-
tenträger dürfen nur von einem Be-
diensteten ausgewertet werden, der die 
Befähigung zum Richteramt hat. Das Er-
gebnis des Auswertens muss spätes-
tens zum Zeitpunkt der Anhörung vorlie-
gen. 

 (3) Ausgelesene Daten sind unver-
züglich zu löschen, sobald sie für die 
Feststellung der Identität oder Staatsan-
gehörigkeit nicht mehr erforderlich sind. 
Das Auslesen, Auswerten und Löschen 
von Daten ist in der Asylakte festzuhal-
ten. 

 (4) Für die in Absatz 1 bis 3 ge-
nannten Maßnahmen ist das Bundesamt 
zuständig. 

§ 30 § 30 

Offensichtlich unbegründete Asylan-
träge 

Offensichtlich unbegründete Asylan-
träge 

(1) Ein Asylantrag ist offensichtlich 
unbegründet, wenn die Voraussetzungen 
für eine Anerkennung als Asylberechtigter 
und die Voraussetzungen für die Zuerken-
nung des internationalen Schutzes offen-
sichtlich nicht vorliegen. 

(1) Ein unbegründeter Asylan-
trag ist als offensichtlich unbegründet abzu-
lehnen, wenn der Ausländer 
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(2) Ein Asylantrag ist insbesondere of-
fensichtlich unbegründet, wenn nach den 
Umständen des Einzelfalles offensichtlich 
ist, dass sich der Ausländer nur aus wirt-
schaftlichen Gründen oder um einer allge-
meinen Notsituation zu entgehen, im Bun-
desgebiet aufhält. 

entfällt 

(3) Ein unbegründeter Asylantrag ist 
als offensichtlich unbegründet abzulehnen, 
wenn  

entfällt 

1. in wesentlichen Punkten das Vorbrin-
gen des Ausländers nicht substantiiert 
oder in sich widersprüchlich ist, offen-
kundig den Tatsachen nicht entspricht 
oder auf gefälschte oder verfälschte 
Beweismittel gestützt wird, 

1. im Asylverfahren nur Umstände vor-
gebracht hat, die für die Prüfung des 
Asylantrags nicht von Belang sind, 

2. der Ausländer im Asylverfahren über 
seine Identität oder Staatsangehörig-
keit täuscht oder diese Angaben ver-
weigert, 

2. eindeutig unstimmige und wider-
sprüchliche, eindeutig falsche oder 
offensichtlich unwahrscheinliche 
Angaben gemacht hat, die im Wider-
spruch zu hinreichend gesicherten 
Herkunftslandinformationen stehen, 
sodass die Begründung für seinen 
Asylantrag offensichtlich nicht über-
zeugend ist, 

3. er unter Angabe anderer Personalien 
einen weiteren Asylantrag oder ein 
weiteres Asylbegehren anhängig ge-
macht hat, 

3. die Behörden durch falsche Anga-
ben oder Dokumente oder durch 
Verschweigen wichtiger Informatio-
nen oder durch Zurückhalten von 
Dokumenten über seine Identität o-
der Staatsangehörigkeit offensicht-
lich getäuscht hat, 

4. er den Asylantrag gestellt hat, um eine 
drohende Aufenthaltsbeendigung ab-
zuwenden, obwohl er zuvor ausrei-
chend Gelegenheit hatte, einen Asyl-
antrag zu stellen, 

4. ein Identitäts- oder ein Reisedoku-
ment, das die Feststellung seiner 
Identität oder Staatsangehörigkeit 
ermöglicht hätte, mutwillig vernich-
tet oder beseitigt hat, oder die Um-
stände offensichtlich diese An-
nahme rechtfertigen, 
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5. er seine Mitwirkungspflichten nach § 
13 Abs. 3 Satz 2, § 15 Abs. 2 Nr. 3 bis 
5 oder § 25 Abs. 1 gröblich verletzt hat, 
es sei denn, er hat die Verletzung der 
Mitwirkungspflichten nicht zu vertreten 
oder ihm war die Einhaltung der Mitwir-
kungspflichten aus wichtigen Gründen 
nicht möglich, 

5. sich weigert, der Verpflichtung zur 
Abnahme seiner Fingerabdrücke ge-
mäß der Verordnung (EU) 
Nr. 603/2013 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 26. Juni 
2013 über die Einrichtung von Euro-
dac für den Abgleich von Fingerab-
druckdaten zum Zwecke der effekti-
ven Anwendung der Verordnung 
(EU) Nr. 604/2013 zur Festlegung der 
Kriterien und Verfahren zur Bestim-
mung des Mitgliedstaats, der für die 
Prüfung eines von einem Dritt-
staatsangehörigen oder Staatenlo-
sen in einem Mitgliedstaat gestellten 
Antrags auf internationalen Schutz 
zuständig ist und über der Gefahren-
abwehr und Strafverfolgung die-
nende Anträge der Gefahrenabwehr- 
und Strafverfolgungsbehörden der 
Mitgliedstaaten und Europols auf 
den Abgleich mit Eurodac-Daten so-
wie zur Änderung der Verordnung 
(EU) Nr. 1077/2011 zur Errichtung ei-
ner Europäischen Agentur für das 
Betriebsmanagement von IT-Groß-
systemen im Raum der Freiheit, der 
Sicherheit und des Rechts (ABl. L 
180 vom 29.6.2013, S. 1) nachzu-
kommen, 

6. er nach §§ 53, 54 des Aufenthaltsge-
setzes vollziehbar ausgewiesen ist o-
der 

6. den Asylantrag nur zur Verzögerung 
oder Behinderung der Vollstreckung 
einer bereits getroffenen oder un-
mittelbar bevorstehenden Entschei-
dung, die zu seiner Abschiebung 
führen würde, gestellt hat,  

7. er für einen nach diesem Gesetz hand-
lungsunfähigen Ausländer gestellt wird 
oder nach § 14a als gestellt gilt, nach-
dem zuvor Asylanträge der Eltern oder 
des allein personensorgeberechtigten 
Elternteils unanfechtbar abgelehnt wor-
den sind. 

7. aus schwerwiegenden Gründen der 
öffentlichen Sicherheit oder öffentli-
chen Ordnung ausgewiesen wurde 
oder es schwerwiegende Gründe für 
die Annahme gibt, dass er eine Ge-
fahr für die nationale Sicherheit oder 
die öffentliche Ordnung darstellt, 

 8. einen Folgeantrag (§ 71 Absatz 1) o-
der einen Zweitantrag (§ 71a Ab-
satz 1) gestellt hat und ein weiteres 
Asylverfahren durchgeführt wurde, 
oder 
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 9. entgegen einem Einreise- und Auf-
enthaltsverbot in das Bundesgebiet 
eingereist ist. 

(4) Ein Asylantrag ist ferner als offen-
sichtlich unbegründet abzulehnen, wenn 
die Voraussetzungen des § 60 Abs. 8 Satz 
1 des Aufenthaltsgesetzes oder des § 3 
Abs. 2 vorliegen oder wenn das Bundes-
amt nach § 60 Absatz 8 Satz 3 des Aufent-
haltsgesetzes von der Anwendung des § 
60 Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes abge-
sehen hat. 

(2) Auf unbegleitete Minderjährige 
findet Absatz 1 Nummer 1 bis 6 keine 
Anwendung. 

(5) Ein beim Bundesamt gestellter An-
trag ist auch dann als offensichtlich unbe-
gründet abzulehnen, wenn es sich nach 
seinem Inhalt nicht um einen Asylantrag im 
Sinne des § 13 Abs. 1 handelt. 

entfällt 

§ 30a § 30a 

Beschleunigte Verfahren Beschleunigte Verfahren 

(1) Das Bundesamt kann das Asylver-
fahren in einer Außenstelle, die einer be-
sonderen Aufnahmeeinrichtung (§ 5 Absatz 
5) zugeordnet ist, beschleunigt durchfüh-
ren, wenn der Ausländer  

(1) Das Bundesamt kann das Asylver-
fahren in einer Außenstelle, die einer be-
sonderen Aufnahmeeinrichtung (§ 5 Absatz 
5) zugeordnet ist, beschleunigt durchfüh-
ren, wenn der Ausländer  

1. Staatsangehöriger eines sicheren Her-
kunftsstaates (§ 29a) ist, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. die Behörden durch falsche Angaben 
oder Dokumente oder durch Ver-
schweigen wichtiger Informationen o-
der durch Zurückhalten von Dokumen-
ten über seine Identität oder Staatsan-
gehörigkeit offensichtlich getäuscht 
hat, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. ein Identitäts- oder ein Reisedokument, 
das die Feststellung seiner Identität o-
der Staatsangehörigkeit ermöglicht 
hätte, mutwillig vernichtet oder besei-
tigt hat, oder die Umstände offensicht-
lich diese Annahme rechtfertigen, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. einen Folgeantrag gestellt hat, 4. u n v e r ä n d e r t  
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5. den Antrag nur zur Verzögerung oder 
Behinderung der Vollstreckung einer 
bereits getroffenen oder unmittelbar 
bevorstehenden Entscheidung, die zu 
seiner Abschiebung führen würde, ge-
stellt hat, 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. sich weigert, der Verpflichtung zur Ab-
nahme seiner Fingerabdrücke gemäß 
der Verordnung (EU) Nr. 603/2013 des 
Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 26. Juni 2013 über die Einrich-
tung von Eurodac für den Abgleich von 
Fingerabdruckdaten zum Zwecke der 
effektiven Anwendung der Verordnung 
(EU) Nr. 604/2013 zur Festlegung der 
Kriterien und Verfahren zur Bestim-
mung des Mitgliedstaats, der für die 
Prüfung eines von einem Drittstaatsan-
gehörigen oder Staatenlosen in einem 
Mitgliedstaat gestellten Antrags auf in-
ternationalen Schutz zuständig ist und 
über der Gefahrenabwehr und Straf-
verfolgung dienende Anträge der Ge-
fahrenabwehr- und Strafverfolgungsbe-
hörden der Mitgliedstaaten und Euro-
pols auf den Abgleich mit Eurodac-Da-
ten sowie zur Änderung der Verord-
nung (EU) Nr. 1077/2011 zur Errich-
tung einer Europäischen Agentur für 
das Betriebsmanagement von IT-Groß-
systemen im Raum der Freiheit, der Si-
cherheit und des Rechts (ABl. L 180 
vom 29.6.2013, S. 1) nachzukommen, 
oder 

6. sich weigert, der Verpflichtung zur Ab-
nahme seiner Fingerabdrücke gemäß 
der Verordnung (EU) Nr. 603/2013 des 
Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 26. Juni 2013 über die Einrich-
tung von Eurodac für den Abgleich von 
Fingerabdruckdaten zum Zwecke der 
effektiven Anwendung der Verordnung 
(EU) Nr. 604/2013 zur Festlegung der 
Kriterien und Verfahren zur Bestim-
mung des Mitgliedstaats, der für die 
Prüfung eines von einem Drittstaatsan-
gehörigen oder Staatenlosen in einem 
Mitgliedstaat gestellten Antrags auf in-
ternationalen Schutz zuständig ist und 
über der Gefahrenabwehr und Straf-
verfolgung dienende Anträge der Ge-
fahrenabwehr- und Strafverfolgungsbe-
hörden der Mitgliedstaaten und Euro-
pols auf den Abgleich mit Eurodac-Da-
ten sowie zur Änderung der Verord-
nung (EU) Nr. 1077/2011 zur Errich-
tung einer Europäischen Agentur für 
das Betriebsmanagement von IT-Groß-
systemen im Raum der Freiheit, der Si-
cherheit und des Rechts (ABl. L 180 
vom 29.6.2013, S. 1) nachzukommen,  

7. aus schwerwiegenden Gründen der öf-
fentlichen Sicherheit oder öffentlichen 
Ordnung ausgewiesen wurde oder es 
schwerwiegende Gründe für die An-
nahme gibt, dass er eine Gefahr für die 
nationale Sicherheit oder die öffentli-
che Ordnung darstellt. 

7. aus schwerwiegenden Gründen der öf-
fentlichen Sicherheit oder öffentlichen 
Ordnung ausgewiesen wurde oder es 
schwerwiegende Gründe für die An-
nahme gibt, dass er eine Gefahr für die 
nationale Sicherheit oder die öffentli-
che Ordnung darstellt oder 

 8. entgegen einem Einreise- und Auf-
enthaltsverbot in das Bundesgebiet 
eingereist ist. 

(2) Macht das Bundesamt von Absatz 
1 Gebrauch, so entscheidet es innerhalb 
einer Woche ab Stellung des Asylantrags. 
Kann es nicht innerhalb dieser Frist ent-
scheiden, dann führt es das Verfahren als 
nicht beschleunigtes Verfahren fort. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(3) Ausländer, deren Asylanträge im 
beschleunigten Verfahren nach dieser Vor-
schrift bearbeitet werden, sind verpflichtet, 
bis zur Entscheidung des Bundesamtes 
über den Asylantrag in der für ihre Auf-
nahme zuständigen besonderen Aufnah-
meeinrichtung zu wohnen. Die Verpflich-
tung nach Satz 1 gilt darüber hinaus bis zur 
Ausreise oder bis zum Vollzug der Ab-
schiebungsandrohung oder -anordnung bei  

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. einer Einstellung des Verfahrens oder  

2. einer Ablehnung des Asylantrags   

a) nach § 29 Absatz 1 Nummer 4 als 
unzulässig, 

 

b) nach § 29a oder § 30 als offen-
sichtlich unbegründet oder 

 

c) im Fall des § 71 Absatz 4.  

Die §§ 48 bis 50 bleiben unberührt.  

§ 34 § 34 

Abschiebungsandrohung Abschiebungsandrohung 

(1) Das Bundesamt erlässt nach den 
§§ 59 und 60 Absatz 10 des Aufenthaltsge-
setzes eine schriftliche Abschiebungsan-
drohung, wenn  

(1) Das Bundesamt erlässt nach den 
§§ 59 und 60 Absatz 10 des Aufenthaltsge-
setzes eine schriftliche Abschiebungsan-
drohung, wenn  

1. der Ausländer nicht als Asylberechtig-
ter anerkannt wird, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. dem Ausländer nicht die Flüchtlingsei-
genschaft zuerkannt wird, 

2. u n v e r ä n d e r t  

2a. dem Ausländer kein subsidiärer Schutz 
gewährt wird, 

2a. u n v e r ä n d e r t  

3. die Voraussetzungen des § 60 Absatz 
5 und 7 des Aufenthaltsgesetzes nicht 
vorliegen oder die Abschiebung unge-
achtet des Vorliegens der Vorausset-
zungen des § 60 Absatz 7 Satz 1 des 
Aufenthaltsgesetzes ausnahmsweise 
zulässig ist und 

3. die Voraussetzungen des § 60 Absatz 
5 und 7 des Aufenthaltsgesetzes nicht 
vorliegen oder die Abschiebung unge-
achtet des Vorliegens der Vorausset-
zungen des § 60 Absatz 7 Satz 1 des 
Aufenthaltsgesetzes ausnahmsweise 
zulässig ist,  
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 4. der Abschiebung die in § 59 Ab-
satz 1 Satz 1 des Aufenthaltsgeset-
zes genannten Gründe für die vo-
rübergehende Aussetzung der Ab-
schiebung nicht entgegenstehen 
und 

4. der Ausländer keinen Aufenthaltstitel 
besitzt. 

5. u n v e r ä n d e r t  

 Eine Anhörung des Ausländers vor Erlass 
der Abschiebungsandrohung ist nicht erfor-
derlich. Im Übrigen bleibt die Ausländerbe-
hörde für Entscheidungen nach § 59 Ab-
satz 1 Satz 4 und Absatz 6 des Aufent-
haltsgesetzes zuständig. 

 Eine Anhörung des Ausländers vor Erlass 
der Abschiebungsandrohung ist nicht erfor-
derlich. Im Übrigen bleibt die Ausländerbe-
hörde für Entscheidungen nach § 59 Ab-
satz 1 Satz 4 und Absatz 6 des Aufent-
haltsgesetzes zuständig. 

(2) Die Abschiebungsandrohung soll 
mit der Entscheidung über den Asylantrag 
verbunden werden. Wurde kein Bevoll-
mächtigter für das Verfahren bestellt, sind 
die Entscheidungsformel der Abschie-
bungsandrohung und die Rechtsbehelfsbe-
lehrung dem Ausländer in eine Sprache zu 
übersetzen, deren Kenntnis vernünftiger-
weise vorausgesetzt werden kann. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

§ 63 § 63 

Bescheinigung über die Aufenthaltsge-
stattung 

Bescheinigung über die Aufenthaltsge-
stattung 

(1) Dem Ausländer wird nach der 
Asylantragstellung innerhalb von drei Ar-
beitstagen eine mit den Angaben zur Per-
son und einem Lichtbild versehene Be-
scheinigung über die Aufenthaltsgestattung 
ausgestellt, wenn er nicht im Besitz eines 
Aufenthaltstitels ist. Im Falle des Absatzes 
3 Satz 2 ist der Ausländer bei der Asylan-
tragstellung aufzufordern, innerhalb der 
Frist nach Satz 1 bei der zuständigen Aus-
länderbehörde die Ausstellung der Be-
scheinigung zu beantragen. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Bescheinigung ist zu befristen. 
Solange der Ausländer verpflichtet ist, in ei-
ner Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, be-
trägt die Frist längstens drei und im Übri-
gen längstens sechs Monate. 

(2) Die Bescheinigung ist zu befristen. 
Solange der Ausländer verpflichtet ist, in ei-
ner Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, be-
trägt die Frist längstens sechs und im Übri-
gen längstens zwölf Monate. 
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(3) Zuständig für die Ausstellung der 
Bescheinigung ist das Bundesamt, solange 
der Ausländer verpflichtet ist, in einer Auf-
nahmeeinrichtung zu wohnen. Im Übrigen 
ist die Ausländerbehörde zuständig, auf de-
ren Bezirk die Aufenthaltsgestattung be-
schränkt ist oder in deren Bezirk der Aus-
länder Wohnung zu nehmen hat. Auflagen 
und Änderungen der räumlichen Beschrän-
kung sowie deren Anordnung (§ 59b) kön-
nen auch von der Behörde vermerkt wer-
den, die sie verfügt hat. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Die Bescheinigung soll eingezo-
gen werden, wenn die Aufenthaltsgestat-
tung erloschen ist. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Die Bescheinigung enthält fol-
gende Angaben:  

(5) u n v e r ä n d e r t  

1. das Datum der Ausstellung des An-
kunftsnachweises gemäß § 63a Absatz 
1 Satz 2 Nummer 12, 

 

2. das Datum der Asylantragstellung und  

3. die AZR-Nummer.  

Im Übrigen gilt § 78a Absatz 5 des Aufent-
haltsgesetzes entsprechend. 
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§ 71 § 71 

Folgeantrag Folgeantrag 

(1) Stellt der Ausländer nach Rück-
nahme oder unanfechtbarer Ablehnung ei-
nes früheren Asylantrags erneut einen 
Asylantrag (Folgeantrag), so ist ein weite-
res Asylverfahren nur durchzuführen, wenn 
die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 bis 3 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes vorlie-
gen; die Prüfung obliegt dem Bundesamt. 
Das Gleiche gilt für den Asylantrag eines 
Kindes, wenn der Vertreter nach § 14a 
Abs. 3 auf die Durchführung eines Asylver-
fahrens verzichtet hatte. 

(1) Stellt der Ausländer nach Rück-
nahme oder unanfechtbarer Ablehnung ei-
nes früheren Asylantrags erneut einen 
Asylantrag (Folgeantrag), so ist ein weite-
res Asylverfahren nur durchzuführen, wenn 
neue Elemente oder Erkenntnisse zu-
tage getreten oder vom Ausländer vor-
gebracht worden sind, die mit erhebli-
cher Wahrscheinlichkeit zu einer für den 
Ausländer günstigeren Entscheidung 
beitragen oder Wiederaufnahmegründe 
entsprechend § 580 der Zivilprozessord-
nung gegeben sind und der Ausländer 
ohne eigenes Verschulden außerstande 
war, die Gründe für den Folgeantrag im 
früheren Asylverfahren, insbesondere 
durch Rechtsbehelf, geltend zu machen; 
die Prüfung obliegt dem Bundesamt. Das 
Gleiche gilt für den Asylantrag eines Kin-
des, wenn der Vertreter nach § 14a Absatz 
3 auf die Durchführung eines Asylverfah-
rens verzichtet hatte. 

(2) Der Ausländer hat den Folgean-
trag persönlich bei der Außenstelle des 
Bundesamtes zu stellen, die der Aufnah-
meeinrichtung zugeordnet ist, in der er 
während des früheren Asylverfahrens zu 
wohnen verpflichtet war. Wenn der Auslän-
der das Bundesgebiet zwischenzeitlich ver-
lassen hatte, gelten die §§ 47 bis 67 ent-
sprechend. In den Fällen des § 14 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2 oder wenn der Ausländer 
nachweislich am persönlichen Erscheinen 
gehindert ist, ist der Folgeantrag schriftlich 
zu stellen. Der Folgeantrag ist schriftlich 
bei der Zentrale des Bundesamtes zu stel-
len, wenn  

(2) Der Ausländer hat den Antrag 
persönlich bei einer Außenstelle des Bun-
desamts zu stellen; ist sein Aufenthalt 
nach § 61 des Aufenthaltsgesetzes fest-
gelegt, so hat er den Antrag bei der 
nächstgelegenen Außenstelle in dem 
Land seines Aufenthalts zu stellen. 
Wenn der Ausländer das Bundesgebiet 
zwischenzeitlich verlassen hatte, gelten die 
§§ 47 bis 67 entsprechend. In den Fällen 
des § 14 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 oder 
wenn der Ausländer nachweislich am per-
sönlichen Erscheinen gehindert ist, ist der 
Folgeantrag schriftlich zu stellen. 

1. die Außenstelle, die nach Satz 1 zu-
ständig wäre, nicht mehr besteht, 

entfällt 

2. der Ausländer während des früheren 
Asylverfahrens nicht verpflichtet war, in 
einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen. 

entfällt 

§ 19 Abs. 1 findet keine Anwendung. § 19 Absatz 1 findet keine Anwendung. 
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(3) In dem Folgeantrag hat der Aus-
länder seine Anschrift sowie die Tatsachen 
und Beweismittel anzugeben, aus denen 
sich das Vorliegen der Voraussetzungen 
des § 51 Abs. 1 bis 3 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes ergibt. Auf Verlangen hat 
der Ausländer diese Angaben schriftlich zu 
machen. Von einer Anhörung kann abge-
sehen werden. § 10 gilt entsprechend. 

(3) In dem Folgeantrag hat der Aus-
länder seine Anschrift sowie die Tatsachen 
und Beweismittel anzugeben, aus denen 
sich das Vorliegen der Voraussetzungen 
des Absatzes 1 Satz 1 ergibt. Auf Verlan-
gen hat der Ausländer diese Angaben 
schriftlich zu machen. Von einer Anhörung 
kann abgesehen werden. § 10 gilt entspre-
chend. 

(4) Liegen die Voraussetzungen des § 
51 Abs. 1 bis 3 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes nicht vor, sind die §§ 34, 35 
und 36 entsprechend anzuwenden; im 
Falle der Abschiebung in einen sicheren 
Drittstaat (§ 26a) ist § 34a entsprechend 
anzuwenden. 

(4) Liegen die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 Satz 1 nicht vor, sind die §§ 
34, 35 und 36 entsprechend anzuwenden; 
im Falle der Abschiebung in einen sicheren 
Drittstaat (§ 26a) ist § 34a entsprechend 
anzuwenden. 

(5) Stellt der Ausländer, nachdem 
eine nach Stellung des früheren Asylan-
trags ergangene Abschiebungsandrohung 
oder -anordnung vollziehbar geworden ist, 
einen Folgeantrag, der nicht zur Durchfüh-
rung eines weiteren Verfahrens führt, so 
bedarf es zum Vollzug der Abschiebung 
keiner erneuten Fristsetzung und Abschie-
bungsandrohung oder -anordnung. Die Ab-
schiebung darf erst nach einer Mitteilung 
des Bundesamtes, dass die Voraussetzun-
gen des § 51 Abs. 1 bis 3 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes nicht vorliegen, vollzo-
gen werden, es sei denn, der Ausländer 
soll in den sicheren Drittstaat abgeschoben 
werden. 

(5) Stellt der Ausländer, nachdem 
eine nach Stellung des früheren Asylan-
trags ergangene Abschiebungsandrohung 
oder -anordnung vollziehbar geworden ist, 
einen Folgeantrag, der nicht zur Durchfüh-
rung eines weiteren Verfahrens führt, so 
bedarf es zum Vollzug der Abschiebung 
keiner erneuten Fristsetzung und Abschie-
bungsandrohung oder -anordnung. Die Ab-
schiebung darf nach Mitteilung des Bun-
desamtes, dass die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 Satz 1 nicht vorliegen, vollzo-
gen werden, wenn der Ausländer den 
Folgeantrag nur zur Verzögerung oder 
Behinderung der Abschiebung gestellt 
hat oder nach unanfechtbarer Ableh-
nung eines Folgeantrags einen erneuten 
Folgeantrag gestellt hat. Im Übrigen darf 
die Abschiebung erst nach Ablauf der 
Frist nach § 74 Absatz 1 und im Falle ei-
nes innerhalb der Frist gestellten An-
trags nach § 80 Absatz 5 der Verwal-
tungsgerichtsordnung erst nach der ge-
richtlichen Ablehnung des Antrags voll-
zogen werden. 

(6) Absatz 5 gilt auch, wenn der Aus-
länder zwischenzeitlich das Bundesgebiet 
verlassen hatte. Im Falle einer unerlaubten 
Einreise aus einem sicheren Drittstaat (§ 
26a) kann der Ausländer nach § 57 Abs. 1 
und 2 des Aufenthaltsgesetzes dorthin zu-
rückgeschoben werden, ohne dass es der 
vorherigen Mitteilung des Bundesamtes be-
darf. 

(6) Absatz 5 gilt auch, wenn der Aus-
länder zwischenzeitlich das Bundesgebiet 
verlassen hatte. Im Falle einer unerlaubten 
Einreise aus einem sicheren Drittstaat (§ 
26a) kann der Ausländer nach § 57 Absatz 
1 und 2 des Aufenthaltsgesetzes dorthin 
zurückgeschoben werden, ohne dass es 
der vorherigen Mitteilung des Bundesamtes 
bedarf. 
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(7) War der Aufenthalt des Auslän-
ders während des früheren Asylverfahrens 
räumlich beschränkt, gilt die letzte räumli-
che Beschränkung fort, solange keine an-
dere Entscheidung ergeht. Die §§ 59a und 
59b gelten entsprechend. In den Fällen der 
Absätze 5 und 6 ist für ausländerrechtliche 
Maßnahmen auch die Ausländerbehörde 
zuständig, in deren Bezirk sich der Auslän-
der aufhält. 

(7) u n v e r ä n d e r t  

(8) Ein Folgeantrag steht der Anord-
nung von Abschiebungshaft nicht entge-
gen, es sei denn, es wird ein weiteres Asyl-
verfahren durchgeführt. 

(8) Ein Folgeantrag steht der Anord-
nung von Abschiebungshaft nicht entge-
gen. Wird ein weiteres Asylverfahren 
durchgeführt, gilt § 14 Absatz 3. 

§ 73b § 73b 

Widerrufs- und Rücknahmeverfahren Widerrufs- und Rücknahmeverfahren 

(1) Das Bundesamt prüft den Widerruf 
oder die Rücknahme nach § 73 und § 73a, 
sobald es Kenntnis von Umständen oder 
Tatsachen erhält, die einen Widerruf oder 
eine Rücknahme rechtfertigen könnten. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Bei Widerruf oder Rücknahme der 
Anerkennung als Asylberechtigter oder der 
Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft ist 
zu entscheiden, ob die Voraussetzungen 
für den subsidiären Schutz oder die Vo-
raussetzungen eines Abschiebungsverbots 
nach § 60 Absatz 5 oder 7 des Aufenthalts-
gesetzes vorliegen. Bei Widerruf oder 
Rücknahme des subsidiären Schutzes ist 
zu entscheiden, ob die Voraussetzungen 
eines Abschiebungsverbots nach § 60 Ab-
satz 5 oder 7 des Aufenthaltsgesetzes vor-
liegen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Liegen die Voraussetzungen für 
einen Widerruf oder eine Rücknahme vor, 
teilt das Bundesamt dieses Ergebnis der 
Ausländerbehörde mit. Der Ausländerbe-
hörde ist auch mitzuteilen, welche Perso-
nen nach § 26 ihre Asylberechtigung oder 
ihren internationalen Schutz von dem Aus-
länder ableiten und ob bei ihnen die Vo-
raussetzungen für einen Widerruf oder eine 
Rücknahme vorliegen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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(4) Bis zur Bestandskraft des Wider-
rufs oder der Rücknahme entfällt für Ein-
bürgerungsverfahren die Verbindlichkeit 
der Entscheidung über den Asylantrag. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Der Ausländer ist nach Aufforde-
rung durch das Bundesamt persönlich zur 
Mitwirkung bei der Prüfung des Vorliegens 
der Voraussetzungen des Widerrufs oder 
der Rücknahme verpflichtet, soweit dies für 
die Prüfung erforderlich und dem Auslän-
der zumutbar ist. § 15 Absatz 1 Satz 2, Ab-
satz 2 Nummer 1, 4 bis 7 und Absatz 3 so-
wie § 16 gelten entsprechend, hinsichtlich 
der Sicherung der Identität durch erken-
nungsdienstliche Maßnahmen (§ 16 Absatz 
1 Satz 1 und 2) mit der Maßgabe, dass sie 
nur zulässig ist, soweit die Identität des 
Ausländers nicht bereits gesichert worden 
ist. Das Bundesamt soll den Ausländer mit 
Mitteln des Verwaltungszwangs zur Erfül-
lung seiner Mitwirkungspflichten anhalten. 
Kommt der Ausländer den Mitwirkungs-
pflichten nicht oder nicht vollständig nach, 
kann das Bundesamt nach Aktenlage ent-
scheiden, sofern  

(5) u n v e r ä n d e r t  

1. die unterbliebene Mitwirkungshandlung 
nicht unverzüglich nachgeholt worden 
ist oder 

 

2. der Ausländer die Mitwirkungspflichten 
ohne genügende Entschuldigung ver-
letzt hat. 

 

Bei der Entscheidung nach Aktenlage sind 
für die Entscheidung über einen Widerruf 
oder eine Rücknahme nach dieser Vor-
schrift oder nach § 48 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes sämtliche maßgeblichen 
Tatsachen und Umstände zu berücksichti-
gen. Ferner ist zu berücksichtigen, inwie-
weit der Ausländer seinen Mitwirkungs-
pflichten nachgekommen ist. Der Auslän-
der ist durch das Bundesamt auf Inhalt und 
Umfang seiner Mitwirkungspflichten nach 
dieser Vorschrift sowie auf die Rechtsfol-
gen einer Verletzung hinzuweisen. 
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 (5a) Teilt der Ausländer dem Bun-
desamt mit, im Asylverfahren unrichtige 
oder unvollständige Angaben gemacht 
oder benutzt zu haben, darf diese Infor-
mation zu Beweiszwecken in einem ge-
gen den Ausländer oder gegen einen 
seiner in § 52 Absatz 1 der Strafprozess-
ordnung bezeichneten Angehörigen ge-
führten Straf- oder Bußgeldverfahren 
nur mit Zustimmung des Ausländers 
verwendet werden. Die Zustimmung ist 
nicht erforderlich, wenn sich das Straf-
verfahren auf eine der in § 138 Absatz 1 
Nummer 2, 3, 5, 8 oder Absatz 2 des 
Strafgesetzbuches genannten Straftaten 
bezieht. Der Ausländer ist auf diese 
Rechtsfolgen hinzuweisen. 

(6) Dem Ausländer ist die beabsich-
tigte Entscheidung über einen Widerruf o-
der eine Rücknahme nach dieser Vorschrift 
oder nach § 48 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes schriftlich unter Angabe der 
Gründe mitzuteilen und ihm ist Gelegenheit 
zu einer mündlichen oder schriftlichen Äu-
ßerung zu geben. Ihm kann aufgegeben 
werden, sich innerhalb eines Monats 
schriftlich zu äußern. Hat sich der Auslän-
der innerhalb dieser Frist nicht geäußert, ist 
nach Aktenlage zu entscheiden; der Aus-
länder ist auf diese Rechtsfolge hinzuwei-
sen. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Die Entscheidung des Bundesam-
tes über den Widerruf oder die Rücknahme 
ergeht schriftlich. Sie ist zu begründen und 
ihr ist eine Rechtsbehelfsbelehrung beizu-
fügen. Mitteilungen oder Entscheidungen 
des Bundesamtes, die eine Frist in Lauf 
setzen, sind dem Ausländer zuzustellen. 

(7) u n v e r ä n d e r t  

(8) Ist die Anerkennung als Asylbe-
rechtigter, die Zuerkennung des internatio-
nalen Schutzes oder die Feststellung eines 
Abschiebungsverbots nach § 60 Absatz 5 
oder 7 des Aufenthaltsgesetzes unanfecht-
bar widerrufen oder zurückgenommen oder 
aus einem anderen Grund nicht mehr wirk-
sam, gilt § 72 Absatz 2 entsprechend. In 
den Fällen des § 75 Absatz 2 gilt § 72 Ab-
satz 2 ab der Vollziehbarkeit der Entschei-
dung. 

(8) u n v e r ä n d e r t  
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§ 85 § 85 

Sonstige Straftaten Sonstige Straftaten 

Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr o-
der mit Geldstrafe wird bestraft, wer  

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer  

1. entgegen § 50 Abs. 6, auch in Verbin-
dung mit § 71a Abs. 2 Satz 1, sich 
nicht unverzüglich zu der angegebe-
nen Stelle begibt, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. wiederholt einer Aufenthaltsbeschrän-
kung nach § 56 oder § 59b Absatz 1, 
jeweils auch in Verbindung mit § 71a 
Abs. 3, zuwiderhandelt, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. einer vollziehbaren Anordnung nach § 
60 Abs. 2 Satz 1, auch in Verbindung 
mit § 71a Abs. 3, nicht rechtzeitig 
nachkommt oder 

3. einer vollziehbaren Anordnung nach § 
60 Abs. 2 Satz 1, auch in Verbindung 
mit § 71a Abs. 3, nicht rechtzeitig 
nachkommt, 

4. entgegen § 61 Abs. 1, auch in Verbin-
dung mit § 71a Abs. 3, eine Erwerbstä-
tigkeit ausübt. 

4. entgegen § 61 Abs. 1, auch in Verbin-
dung mit § 71a Abs. 3, eine Erwerbstä-
tigkeit ausübt, 

 5. entgegen § 15 Absatz 2 Nummer 1 
eine Angabe nicht, nicht richtig oder 
nicht vollständig macht, soweit 
nicht die Tat in Absatz 2 mit Strafe 
bedroht ist oder 

 6. entgegen § 15 Absatz 2 Nummer 4 
bis 6 einen Pass, Passersatz, erfor-
derliche Urkunden, sonstige Unter-
lagen oder Datenträger nicht vor-
legt, aushändigt oder überlässt. 

 (2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, 
wer 

 1. im Asylverfahren oder bei einer 
Streitigkeit nach diesem Gesetz un-
richtige oder unvollständige Anga-
ben macht oder benutzt, um 
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 a) die Anerkennung als Asylbe-
rechtigter, die Zuerkennung in-
ternationalen Schutzes im Sinne 
des § 1 Absatz 1 Nummer 2 oder 
die Feststellung der Vorausset-
zungen des § 60 Absatz 5 oder 7 
des Aufenthaltsgesetzes zu er-
reichen oder 

 b) den Widerruf oder die Rück-
nahme der Anerkennung als 
Asylberechtigter, der Zuerken-
nung internationalen Schutzes 
im Sinne des § 1 Absatz 1 Num-
mer 2 oder der Feststellung der 
Voraussetzungen des § 60 Ab-
satz 5 oder 7 des Aufenthaltsge-
setzes abzuwenden oder 

 2. eine durch unrichtige oder unvoll-
ständige Angaben erlangte oder 
fortbestehende Anerkennung als 
Asylberechtigter, Zuerkennung in-
ternationalen Schutzes oder Fest-
stellung der Voraussetzungen des 
§ 60 Absatz 5 oder 7 des Aufent-
haltsgesetzes wissentlich zur Täu-
schung im Rechtsverkehr ge-
braucht. 
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Gesetz über die allgemeine 
Freizügigkeit von Unionsbür-

gern 

Gesetz über die allgemeine 
Freizügigkeit von Unionsbür-

gern 

(Freizügigkeitsgesetz/EU - Frei-
zügG/EU 2004) 

vom: 30.07.2004 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 4 G v. 20.4.2023 

I Nr. 106 

(Freizügigkeitsgesetz/EU - Frei-
zügG/EU 2004) 

vom: 30.07.2004 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 4 G v. 20.4.2023 

I Nr. 106 

§ 2 § 2 

Recht auf Einreise und Aufenthalt Recht auf Einreise und Aufenthalt 

(1) Freizügigkeitsberechtigte Unions-
bürger und ihre Familienangehörigen ha-
ben das Recht auf Einreise und Aufenthalt 
nach Maßgabe dieses Gesetzes. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Unionsrechtlich freizügigkeitsbe-
rechtigt sind:  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. Unionsbürger, die sich als Arbeitneh-
mer oder zur Berufsausbildung aufhal-
ten wollen, 

 

1a. Unionsbürger, die sich zur Arbeitsuche 
aufhalten, für bis zu sechs Monate und 
darüber hinaus nur, solange sie nach-
weisen können, dass sie weiterhin Ar-
beit suchen und begründete Aussicht 
haben, eingestellt zu werden, 

 

2. Unionsbürger, wenn sie zur Ausübung 
einer selbständigen Erwerbstätigkeit 
berechtigt sind (niedergelassene selb-
ständige Erwerbstätige), 

 

3. Unionsbürger, die, ohne sich niederzu-
lassen, als selbständige Erwerbstätige 
Dienstleistungen im Sinne des Artikels 
57 des Vertrages über die Arbeits-
weise der Europäischen Union erbrin-
gen wollen (Erbringer von Dienstleis-
tungen), wenn sie zur Erbringung der 
Dienstleistung berechtigt sind, 
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4. Unionsbürger als Empfänger von 
Dienstleistungen, 

 

5. nicht erwerbstätige Unionsbürger unter 
den Voraussetzungen des § 4, 

 

6. Familienangehörige unter den Voraus-
setzungen der §§ 3 und 4, 

 

7. Unionsbürger und ihre Familienange-
hörigen, die ein Daueraufenthaltsrecht 
erworben haben. 

 

(3) Das Recht nach Absatz 1 bleibt für 
Arbeitnehmer und selbständig Erwerbstä-
tige unberührt bei  

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. vorübergehender Erwerbsminderung 
infolge Krankheit oder Unfall, 

 

2. unfreiwilliger durch die zuständige 
Agentur für Arbeit bestätigter Arbeitslo-
sigkeit oder Einstellung einer selbstän-
digen Tätigkeit infolge von Umständen, 
auf die der Selbständige keinen Ein-
fluss hatte, nach mehr als einem Jahr 
Tätigkeit, 

 

3. Aufnahme einer Berufsausbildung, 
wenn zwischen der Ausbildung und der 
früheren Erwerbstätigkeit ein Zusam-
menhang besteht; der Zusammenhang 
ist nicht erforderlich, wenn der Unions-
bürger seinen Arbeitsplatz unfreiwillig 
verloren hat. 

 

Bei unfreiwilliger durch die zuständige 
Agentur für Arbeit bestätigter Arbeitslosig-
keit nach weniger als einem Jahr Beschäfti-
gung bleibt das Recht aus Absatz 1 wäh-
rend der Dauer von sechs Monaten unbe-
rührt. 
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(4) Das Nichtbestehen des Rechts 
nach Absatz 1 kann festgestellt werden, 
wenn feststeht, dass die betreffende Per-
son das Vorliegen einer Voraussetzung für 
dieses Recht durch die Verwendung von 
gefälschten oder verfälschten Dokumenten 
oder durch Vorspiegelung falscher Tatsa-
chen vorgetäuscht hat. Das Nichtbestehen 
des Rechts nach Absatz 1 kann bei einem 
Familienangehörigen, der nicht Unionsbür-
ger ist, außerdem festgestellt werden, 
wenn feststeht, dass er dem Unionsbürger 
nicht zur Herstellung oder Wahrung der fa-
miliären Lebensgemeinschaft nachzieht o-
der ihn nicht zu diesem Zweck begleitet. Ei-
nem Familienangehörigen, der nicht Uni-
onsbürger ist, kann in diesen Fällen die Er-
teilung der Aufenthaltskarte oder des Vi-
sums versagt werden oder seine Aufent-
haltskarte kann eingezogen werden. Ent-
scheidungen nach den Sätzen 1 bis 3 be-
dürfen der Schriftform. 

(4) Das Nichtbestehen des Rechts 
nach Absatz 1 kann festgestellt werden, 
wenn feststeht, dass die betreffende Per-
son das Vorliegen einer Voraussetzung für 
dieses Recht durch die Verwendung von 
gefälschten oder verfälschten Dokumenten 
oder durch Vorspiegelung falscher Tatsa-
chen vorgetäuscht hat. Das Nichtbestehen 
des Rechts nach Absatz 1 kann bei einem 
Familienangehörigen, der nicht Unionsbür-
ger ist, außerdem festgestellt werden, 
wenn feststeht, dass er dem Unionsbürger 
nicht zur Herstellung oder Wahrung der fa-
miliären Lebensgemeinschaft nachzieht o-
der ihn nicht zu diesem Zweck begleitet. Ei-
nem Familienangehörigen, der nicht Uni-
onsbürger ist, kann in diesen Fällen die Er-
teilung der Aufenthaltskarte oder des Vi-
sums versagt werden oder seine Aufent-
haltskarte kann eingezogen werden. Ent-
scheidungen nach den Sätzen 1 bis 3 be-
dürfen der Schriftform. Die Sätze 1, 2 und 
4 sind für nahestehende Personen, de-
nen ein Recht zur Einreise und zum Auf-
enthalt im Bundesgebiet nach § 3a Ab-
satz 1 verliehen worden ist, entspre-
chend anzuwenden. 
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§ 6 § 6 

Verlust des Rechts auf Einreise und 
Aufenthalt 

Verlust des Rechts auf Einreise und 
Aufenthalt 

(1) Der Verlust des Rechts nach § 2 
Abs. 1 kann unbeschadet des § 2 Absatz 4 
und des § 5 Absatz 4 nur aus Gründen der 
öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Ge-
sundheit (Artikel 45 Absatz 3, Artikel 52 Ab-
satz 1 des Vertrages über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union) festgestellt und 
die Bescheinigung über das Daueraufent-
haltsrecht oder die Aufenthaltskarte oder 
Daueraufenthaltskarte eingezogen werden. 
Aus den in Satz 1 genannten Gründen 
kann auch die Einreise verweigert werden. 
Die Feststellung aus Gründen der öffentli-
chen Gesundheit kann nur erfolgen, wenn 
es sich um Krankheiten mit epidemischem 
Potenzial im Sinne der einschlägigen 
Rechtsinstrumente der Weltgesundheitsor-
ganisation und sonstige übertragbare, 
durch Infektionserreger oder Parasiten ver-
ursachte Krankheiten handelt, sofern ge-
gen diese Krankheiten Maßnahmen im 
Bundesgebiet getroffen werden. Krankhei-
ten, die nach Ablauf einer Frist von drei 
Monaten ab dem Zeitpunkt der Einreise 
auftreten, stellen keinen Grund für eine 
Feststellung nach Satz 1 dar. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Die Tatsache einer strafrechtlichen 
Verurteilung genügt für sich allein nicht, um 
die in Absatz 1 genannten Entscheidungen 
oder Maßnahmen zu begründen. Es dürfen 
nur im Bundeszentralregister noch nicht 
getilgte strafrechtliche Verurteilungen und 
diese nur insoweit berücksichtigt werden, 
als die ihnen zu Grunde liegenden Um-
stände ein persönliches Verhalten erken-
nen lassen, das eine gegenwärtige Gefähr-
dung der öffentlichen Ordnung darstellt. Es 
muss eine tatsächliche und hinreichend 
schwere Gefährdung vorliegen, die ein 
Grundinteresse der Gesellschaft berührt. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(3) Bei der Entscheidung nach Absatz 
1 sind insbesondere die Dauer des Aufent-
halts des Betroffenen in Deutschland, sein 
Alter, sein Gesundheitszustand, seine fami-
liäre und wirtschaftliche Lage, seine soziale 
und kulturelle Integration in Deutschland 
und das Ausmaß seiner Bindungen zum 
Herkunftsstaat zu berücksichtigen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Eine Feststellung nach Absatz 1 
darf nach Erwerb des Daueraufenthalts-
rechts nur aus schwerwiegenden Gründen 
getroffen werden. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Eine Feststellung nach Absatz 1 
darf bei Unionsbürgern und ihren Familien-
angehörigen, die ihren Aufenthalt in den 
letzten zehn Jahren im Bundesgebiet hat-
ten, und bei Minderjährigen nur aus zwin-
genden Gründen der öffentlichen Sicher-
heit getroffen werden. Für Minderjährige 
gilt dies nicht, wenn der Verlust des Aufent-
haltsrechts zum Wohl des Kindes notwen-
dig ist. Zwingende Gründe der öffentlichen 
Sicherheit können nur dann vorliegen, 
wenn der Betroffene wegen einer oder 
mehrer vorsätzlicher Straftaten rechtskräf-
tig zu einer Freiheits- oder Jugendstrafe 
von mindestens fünf Jahren verurteilt oder 
bei der letzten rechtskräftigen Verurteilung 
Sicherungsverwahrung angeordnet wurde, 
wenn die Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland betroffen ist oder wenn vom 
Betroffenen eine terroristische Gefahr aus-
geht. 

(5) Eine Feststellung nach Absatz 1 
darf bei Unionsbürgern und ihren Familien-
angehörigen, die ihren Aufenthalt in den 
letzten zehn Jahren im Bundesgebiet hat-
ten, und bei Minderjährigen nur aus zwin-
genden Gründen der öffentlichen Sicher-
heit getroffen werden. Für Minderjährige 
gilt dies nicht, wenn der Verlust des Aufent-
haltsrechts zum Wohl des Kindes notwen-
dig ist. Zwingende Gründe der öffentlichen 
Sicherheit können nur dann vorliegen, 
wenn der Betroffene wegen einer oder 
mehrerer vorsätzlicher Straftaten rechts-
kräftig zu einer Freiheits- oder Jugend-
strafe von mindestens fünf Jahren verurteilt 
oder bei der letzten rechtskräftigen Verur-
teilung Sicherungsverwahrung angeordnet 
wurde, wenn die Sicherheit der Bundesre-
publik Deutschland betroffen ist oder wenn 
vom Betroffenen eine terroristische Gefahr 
ausgeht. 

(6) Die Entscheidungen oder Maß-
nahmen, die den Verlust des Aufenthalts-
rechts oder des Daueraufenthaltsrechts be-
treffen, dürfen nicht zu wirtschaftlichen 
Zwecken getroffen werden. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Wird der Pass, Personalausweis 
oder sonstige Passersatz ungültig, so kann 
dies die Aufenthaltsbeendigung nicht be-
gründen. 

(7) u n v e r ä n d e r t  

(8) Vor der Feststellung nach Absatz 
1 soll der Betroffene angehört werden. Die 
Feststellung bedarf der Schriftform. 

(8) u n v e r ä n d e r t  
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 (9) Die Absätze 1 bis 8 finden auf 
Personen, die ein Recht auf Einreise 
und zum Aufenthalt im Bundesgebiet 
nach § 3a Absatz 1 haben, entspre-
chende Anwendung. 

§ 7 § 7 

Ausreisepflicht Ausreisepflicht 

(1) Unionsbürger oder ihre Familien-
angehörigen sind ausreisepflichtig, wenn 
die Ausländerbehörde festgestellt hat, dass 
das Recht auf Einreise und Aufenthalt nicht 
besteht. In dem Bescheid soll die Abschie-
bung angedroht und eine Ausreisefrist ge-
setzt werden. Außer in dringenden Fällen 
muss die Frist mindestens einen Monat be-
tragen. Wird ein Antrag nach § 80 Abs. 5 
der Verwaltungsgerichtsordnung gestellt, 
darf die Abschiebung nicht erfolgen, bevor 
über den Antrag entschieden wurde. 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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(2) Unionsbürger und ihre Familienan-
gehörigen, die ihr Freizügigkeitsrecht nach 
§ 6 Abs. 1 verloren haben, dürfen nicht er-
neut in das Bundesgebiet einreisen und 
sich darin aufhalten. Unionsbürgern und ih-
ren Familienangehörigen, bei denen das 
Nichtbestehen des Freizügigkeitsrechts 
nach § 2 Absatz 4 festgestellt worden ist, 
kann untersagt werden, erneut in das Bun-
desgebiet einzureisen und sich darin aufzu-
halten. Dies soll untersagt werden, wenn 
ein besonders schwerer Fall, insbesondere 
ein wiederholtes Vortäuschen des Vorlie-
gens der Voraussetzungen des Rechts auf 
Einreise und Aufenthalt, vorliegt oder wenn 
ihr Aufenthalt die öffentliche Ordnung und 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland 
in erheblicher Weise beeinträchtigt. Bei ei-
ner Entscheidung nach den Sätzen 2 und 3 
findet § 6 Absatz 3, 6 und 8 entsprechend 
Anwendung. Das Verbot nach den Sätzen 
1 bis 3 wird von Amts wegen befristet. Die 
Frist ist unter Berücksichtigung der Um-
stände des Einzelfalles auf Grund der auf 
Tatsachen gestützten Annahme der künftig 
von einem Aufenthalt der Person innerhalb 
der Europäischen Union und der Schen-
gen-Staaten ausgehenden Gefahren für die 
öffentliche Ordnung und Sicherheit festzu-
setzen und darf fünf Jahre nur in den Fäl-
len des § 6 Absatz 1 überschreiten. Die 
Frist beginnt mit der Ausreise. Ein nach an-
gemessener Frist oder nach drei Jahren 
gestellter Antrag auf Aufhebung oder auf 
Verkürzung der festgesetzten Frist ist in-
nerhalb von sechs Monaten zu bescheiden. 

(2) Personen, die ihr Recht nach § 2 
Absatz 1 oder ihr Recht nach § 3a Ab-
satz 1 nach § 6 Absatz 1 verloren haben, 
soll untersagt werden, erneut in das Bun-
desgebiet einzureisen und sich darin auf-
zuhalten. Personen, bei denen das Nicht-
bestehen des Freizügigkeitsrechts nach § 2 
Absatz 4 festgestellt worden ist, kann un-
tersagt werden, erneut in das Bundesge-
biet einzureisen und sich darin aufzuhalten. 
Es soll untersagt werden, wenn ein beson-
ders schwerer Fall, insbesondere ein wie-
derholtes Vortäuschen des Vorliegens der 
Voraussetzungen des Rechts auf Einreise 
und Aufenthalt, vorliegt oder wenn ihr Auf-
enthalt die öffentliche Ordnung und Sicher-
heit der Bundesrepublik Deutschland in er-
heblicher Weise beeinträchtigt. Bei einer 
Entscheidung nach den Sätzen 1 bis 3 ist 
§ 6 Absatz 3, 6 und 8 entsprechend an-
wendbar. Die Frist ist unter Berücksichti-
gung der Umstände des Einzelfalles auf 
Grund der auf Tatsachen gestützten An-
nahme der künftig von einem Aufenthalt 
der Person innerhalb der Europäischen 
Union und der Schengen-Staaten ausge-
henden Gefahren für die öffentliche Ord-
nung und Sicherheit festzusetzen und darf 
fünf Jahre nur in den Fällen des § 6 Absatz 
1 überschreiten. Die Frist beginnt mit der 
Ausreise. Ein nach angemessener Frist o-
der nach drei Jahren gestellter Antrag auf 
Aufhebung oder auf Verkürzung der festge-
setzten Frist ist innerhalb von sechs Mona-
ten zu bescheiden. 
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§ 11 § 11 

Anwendung des allgemeinen Aufent-
haltsrechts; Ausnahmen von der An-

wendung dieses Gesetzes 

Anwendung des allgemeinen Aufent-
haltsrechts; Ausnahmen von der An-

wendung dieses Gesetzes 

(1) Auf die Personen, deren Einreise 
und Aufenthalt nach § 1 Absatz 1 durch 
dieses Gesetz geregelt ist, finden § 3 Ab-
satz 2, § 11 Absatz 8, die §§ 13, 14 Absatz 
2, § 44 Absatz 4, die §§ 45a, 46 Absatz 2, 
§ 50 Absatz 3 bis 6, § 59 Absatz 1 Satz 6 
und 7, die §§ 69, 71 Absatz 3 Nummer 2 
erste Alternative, die §§ 73, 74 Absatz 2, § 
77 Absatz 1, die §§ 80, 82 Absatz 5, die §§ 
85 bis 88, 90, 91, 95 Absatz 1 Nummer 4 
und 8, Absatz 2 Nummer 2, Absatz 4, die 
§§ 96, 97, 98 Absatz 2 Nummer 2, Absatz 
2a, 3 Nummer 3, Absatz 4 und 5 sowie § 
99 des Aufenthaltsgesetzes entsprechende 
Anwendung. 

(1) Auf die Personen, deren Einreise 
und Aufenthalt nach § 1 Absatz 1 durch 
dieses Gesetz geregelt ist, finden § 3 Ab-
satz 2, § 11 Absatz 8, die §§ 13, 14 Absatz 
2, § 44 Absatz 4, die §§ 45a, 46 Absatz 2, 
§ 50 Absatz 3 bis 6, § 59 Absatz 1 Satz 6 
und 7, die §§ 69, § 71 Absatz 1, Absatz 3 
Nummer 2 erste Alternative, die §§ 73, 74 
Absatz 2, § 77 Absatz 1, die §§ 80, 82 Ab-
satz 5, die §§ 85 bis 88, 90, 91, 95 Absatz 
1 Nummer 4 und 8, Absatz 2 Nummer 2, 
Absatz 4, die §§ 96, 97, 98 Absatz 2 Num-
mer 2, Absatz 2a, 3 Nummer 3, Absatz 4 
und 5 sowie § 99 des Aufenthaltsgesetzes 
entsprechende Anwendung. 

(2) § 73 des Aufenthaltsgesetzes ist 
nur zur Feststellung von Gründen gemäß § 
6 Absatz 1, hiervon abweichend in den Fäl-
len des Absatzes 8 Satz 1 und des Absat-
zes 12 Satz 2 ohne Einschränkung anzu-
wenden. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) § 78 des Aufenthaltsgesetzes ist 
für die Ausstellung von Aufenthaltskarten, 
Daueraufenthaltskarten, Aufenthaltsdoku-
menten-GB und Aufenthaltsdokumenten für 
Grenzgänger-GB entsprechend anzuwen-
den. Sie tragen die nach Maßgabe der 
nach den §§ 11a und 99 Absatz 1 Nummer 
13a Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes erlas-
senen Rechtsverordnung festgelegten Be-
zeichnungen. In der Zone für das automati-
sche Lesen wird anstelle der Abkürzungen 
nach § 78 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 des 
Aufenthaltsgesetzes in Aufenthaltskarten 
und Daueraufenthaltskarten die Abkürzung 
„AF“ und in Aufenthaltsdokumenten-GB 
und Aufenthaltsdokumenten für Grenzgän-
ger-GB die Abkürzung „AR“ verwendet. 

(3) § 78 des Aufenthaltsgesetzes ist 
für die Ausstellung von Aufenthaltskarten, 
Daueraufenthaltskarten, Aufenthaltsdoku-
menten-GB und Aufenthaltsdokumenten für 
Grenzgänger-GB entsprechend anzuwen-
den. Auf die Angaben nach § 78 Ab-
satz 1 Satz 3 Nummer 10 und 11 des 
Aufenthaltsgesetzes wird verzichtet, so-
weit zum Zeitpunkt der Veranlassung 
der Ausstellung ein anerkannter und 
gültiger ausländischer Pass vorhanden 
ist. Sie tragen die nach Maßgabe der nach 
den §§ 11a und 99 Absatz 1 Nummer 13a 
Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes erlassenen 
Rechtsverordnung festgelegten Bezeich-
nungen. In der Zone für das automatische 
Lesen wird anstelle der Abkürzungen nach 
§ 78 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 des Auf-
enthaltsgesetzes in Aufenthaltskarten und 
Daueraufenthaltskarten die Abkürzung „AF“ 
und in Aufenthaltsdokumenten-GB und 
Aufenthaltsdokumenten für Grenzgänger-
GB die Abkürzung „AR“ verwendet. 
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(4) Eine Fiktionsbescheinigung nach § 
81 Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes ist 
auf Antrag auszustellen, wenn nach die-
sem Gesetz von Amts wegen eine Aufent-
haltskarte, ein Aufenthaltsdokument-GB o-
der ein Aufenthaltsdokument für Grenzgän-
ger-GB auszustellen ist und ein Dokument 
mit elektronischem Speicher- und Verarbei-
tungsmedium noch nicht zur Überlassung 
an den Inhaber bereitsteht. In Fällen, in de-
nen ein Recht auf Einreise und Aufenthalt 
nach diesem Gesetz nur auf Antrag be-
steht, findet § 81 des Aufenthaltsgesetzes 
entsprechende Anwendung. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) § 5 Absatz 1, 2 und 4, § 6 Absatz 
3 Satz 2 und 3, § 7 Absatz 2 Satz 2 und § 
82 Absatz 1 und 2 des Aufenthaltsgesetzes 
sowie § 82 Absatz 3 des Aufenthaltsgeset-
zes, soweit er sich auf § 82 Absatz 1 des 
Aufenthaltsgesetzes bezieht, sind in den 
Fällen des § 3a entsprechend anzuwen-
den. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) § 82 Absatz 4 des Aufenthaltsge-
setzes ist in den Fällen des Absatzes 8 
Satz 1 und des Absatzes 12 Satz 2 ent-
sprechend anzuwenden. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Die Mitteilungspflichten nach § 87 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Auf-
enthaltsgesetzes bestehen insoweit ent-
sprechend, als die dort genannten Um-
stände auch für die Feststellung nach § 2 
Absatz 4, § 5 Absatz 4 und § 6 Absatz 1 
entscheidungserheblich sein können. Sie 
bestehen in den Fällen des Absatzes 8 
Satz 1 und des Absatzes 12 Satz 2 ohne 
diese Einschränkung. 

(7) u n v e r ä n d e r t  

(8) Auf den Aufenthalt von Personen, 
die  

(8) Auf den Aufenthalt von Personen, 
die  

1. sich selbst als Familienangehörige im 
Bundesgebiet aufgehalten haben und 
nach § 3 Absatz 2 nach dem Tod eines 
Unionsbürgers ein Aufenthaltsrecht be-
halten, 

1. u n v e r ä n d e r t  
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2. nicht Unionsbürger sind, sich selbst als 
Ehegatten oder Lebenspartner im Bun-
desgebiet aufgehalten haben, und die 
nach der Scheidung oder Aufhebung 
der Ehe oder Aufhebung der Lebens-
partnerschaft nach § 3 Absatz 4 ein 
Aufenthaltsrecht behalten, oder 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. als nahestehende Personen eines Uni-
onsbürgers ein Aufenthaltsrecht nach § 
3a Absatz 1 haben, 

3. sich als nahestehende Personen eines 
verstorbenen Unionsbürgers auf 
Grund eines Rechts zur Einreise 
und zum Aufenthalt im Bundesge-
biet nach § 3a Absatz 3 in Verbin-
dung mit § 3 Absatz 2 im Bundesge-
biet aufgehalten haben, 

sind die §§ 6 und 7 nicht anzuwenden. In-
soweit findet das Aufenthaltsgesetz ent-
sprechende Anwendung. Auf den Aufent-
halt von Familienangehörigen der in Satz 1 
genannten Personen ist § 3 Absatz 1 nicht 
anzuwenden. Insoweit sind die Regelungen 
des Aufenthaltsgesetzes zum Familien-
nachzug zu Inhabern von Aufenthaltser-
laubnissen aus familiären Gründen ent-
sprechend anzuwenden. 

sind die §§ 6 und 7 nicht anzuwenden. In-
soweit findet das Aufenthaltsgesetz ent-
sprechende Anwendung. Die Regelungen 
des Aufenthaltsgesetzes zum Familien-
nachzug zu Inhabern von Aufenthaltser-
laubnissen aus familiären Gründen sind 
auf den Familiennachzug zu den in 
Satz 1 Nummer 1 und 2 genannten Per-
sonen sowie auf den Familiennachzug 
zu nahestehende Personen eines Uni-
onsbürgers, denen ein Recht auf Ein-
reise und Aufenthalt im Bundesgebiet 
nach § 3a verliehen wurde entsprechend 
anzuwenden. 

(9) § 3 Absatz 1 ist für den Aufenthalt 
von Familienangehörigen von Personen 
nicht anzuwenden, die selbst Familienan-
gehörige oder nahestehende Personen und 
nicht Unionsbürger sind und nach § 4a Ab-
satz 1 Satz 2 ein Daueraufenthaltsrecht ha-
ben. Insoweit sind die Vorschriften des Auf-
enthaltsgesetzes zum Familiennachzug zu 
Inhabern einer Erlaubnis zum Daueraufent-
halt – EU entsprechend anzuwenden. 

(9) u n v e r ä n d e r t  

(10) Sofern Familienangehörige von 
Personen, die ein in § 16 Absatz 1 und 2 
genanntes Recht zum Aufenthalt in der 
Bundesrepublik Deutschland ausüben, kein 
Recht zum Aufenthalt in der Bundesrepub-
lik Deutschland haben, das nach dem Aus-
trittsabkommen geregelt ist, finden die Vor-
schriften des Aufenthaltsgesetzes zum Fa-
miliennachzug entsprechende Anwendung. 
Dabei werden gleichgestellt  

(10) u n v e r ä n d e r t  
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1. Inhaber eines Daueraufenthaltsrechts 
nach Artikel 15 des Austrittsabkom-
mens den Inhabern einer Erlaubnis 
zum Daueraufenthalt – EU, 

 

2. Inhaber eines anderen Aufenthalts-
rechts nach dem Austrittsabkommen, 
die britische Staatsangehörige sind, 
den Inhabern einer Blauen Karte EU 
und 

 

3. Inhaber eines anderen Aufenthalts-
rechts nach dem Austrittsabkommen, 
die weder britische Staatsangehörige 
noch Unionsbürger sind, den Inhabern 
einer Aufenthaltserlaubnis aus familiä-
ren Gründen. 

 

(11) § 3a und die übrigen Bestimmun-
gen dieses Gesetzes und des Aufenthalts-
gesetzes, die in Fällen des § 3a dieses Ge-
setzes gelten, sind auf nahestehende Per-
sonen britischer Staatsangehöriger ent-
sprechend anzuwenden, wenn die briti-
schen Staatsangehörigen ein in § 16 Ab-
satz 1 genanntes Aufenthaltsrecht im Bun-
desgebiet ausüben und wenn und solange 
die Voraussetzungen des Artikels 10 Ab-
satz 2, 3 oder 4 des Austrittsabkommens 
erfüllt sind. 

(11) u n v e r ä n d e r t  

(12) Die §§ 6 und 7 finden nach Maß-
gabe des Artikels 20 Absatz 1 des Aus-
trittsabkommens entsprechende Anwen-
dung, wenn ein Verhalten, auf Grund des-
sen eine Beendigung des Aufenthalts eines 
Inhabers eines Rechts nach § 16 erfolgt o-
der durchgesetzt wird, vor dem Ende des 
Übergangszeitraums stattgefunden hat. Im 
Übrigen findet hinsichtlich der Beendigung 
des Aufenthalts von Inhabern eines Rechts 
nach § 16 das Aufenthaltsgesetz Anwen-
dung. § 52 des Verwaltungsverfahrensge-
setzes findet entsprechende Anwendung. 

(12) u n v e r ä n d e r t  



 - 12 -  

Geltendes Recht Änderungen 

(13) § 88a Absatz 1 Satz 1, 3 und 4 
des Aufenthaltsgesetzes findet entspre-
chende Anwendung, soweit die Übermitt-
lung von teilnehmerbezogenen Daten im 
Rahmen der Durchführung von Integrati-
onskursen nach § 44 Absatz 4 des Aufent-
haltsgesetzes, zur Überwachung einer Ein-
gliederungsvereinbarung nach dem Zwei-
ten Buch Sozialgesetzbuch in der bis zum 
30. Juni 2023 gültigen Fassung oder eines 
Kooperationsplans nach dem Zweiten Buch 
Sozialgesetzbuch in der ab dem 1. Juli 
2023 gültigen Fassung oder zur Durchfüh-
rung des Einbürgerungsverfahrens erfor-
derlich ist. 

(13) u n v e r ä n d e r t  

(14) Das Aufenthaltsgesetz findet auch 
dann Anwendung, wenn es eine günstigere 
Rechtsstellung vermittelt als dieses Ge-
setz. Hat die Ausländerbehörde das Nicht-
bestehen oder den Verlust des Rechts 
nach § 2 Absatz 1 festgestellt, findet das 
Aufenthaltsgesetz Anwendung, sofern die-
ses Gesetz keine besonderen Regelungen 
trifft. 

(14) u n v e r ä n d e r t  

(15) Zeiten des rechtmäßigen Aufent-
halts nach diesem Gesetz unter fünf Jah-
ren entsprechen den Zeiten des Besitzes 
einer Aufenthaltserlaubnis. Zeiten des 
rechtmäßigen Aufenthalts nach diesem Ge-
setz über fünf Jahren entsprechen dem Be-
sitz einer Niederlassungserlaubnis. 

(15) u n v e r ä n d e r t  
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Gesetz über das Verfahren in 
Familiensachen und in den An-
gelegenheiten der freiwilligen 

Gerichtsbarkeit 

Gesetz über das Verfahren in 
Familiensachen und in den An-
gelegenheiten der freiwilligen 

Gerichtsbarkeit 

( - FamFG) 
vom: 17.12.2008 - Zuletzt geän-

dert durch Art. 9a G v. 
19.6.2023 I Nr. 155 

( - FamFG) 
vom: 17.12.2008 - Zuletzt geän-

dert durch Art. 9a G v. 
19.6.2023 I Nr. 155 

§ 62 § 62 

Statthaftigkeit der Beschwerde nach Er-
ledigung der Hauptsache 

Statthaftigkeit der Beschwerde nach Er-
ledigung der Hauptsache 

(1) Hat sich die angefochtene Ent-
scheidung in der Hauptsache erledigt, 
spricht das Beschwerdegericht auf Antrag 
aus, dass die Entscheidung des Gerichts 
des ersten Rechtszugs den Beschwerde-
führer in seinen Rechten verletzt hat, wenn 
der Beschwerdeführer ein berechtigtes In-
teresse an der Feststellung hat. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Ein berechtigtes Interesse liegt in 
der Regel vor, wenn  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. schwerwiegende Grundrechtseingriffe 
vorliegen oder 

 

2. eine Wiederholung konkret zu erwarten 
ist. 

 

 (3) In Verfahren der Abschiebungs-, 
Zurückschiebungs- und Zurückwei-
sungshaft liegt ein berechtigtes Inte-
resse auch bei Vorliegen der Vorausset-
zungen des § 70 Absatz 2 Satz 1 vor. 

(3) Hat der Verfahrensbeistand oder 
der Verfahrenspfleger die Beschwerde ein-
gelegt, gelten die Absätze 1 und 2 entspre-
chend. 

(4) u n v e r ä n d e r t  
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§ 427 § 427 

Einstweilige Anordnung Einstweilige Anordnung 

(1) Das Gericht kann durch einstwei-
lige Anordnung eine vorläufige Freiheits-
entziehung anordnen, wenn dringende 
Gründe für die Annahme bestehen, dass 
die Voraussetzungen für die Anordnung ei-
ner Freiheitsentziehung gegeben sind und 
ein dringendes Bedürfnis für ein sofortiges 
Tätigwerden besteht. Die vorläufige Frei-
heitsentziehung darf die Dauer von sechs 
Wochen nicht überschreiten. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Bei Gefahr im Verzug kann das 
Gericht eine einstweilige Anordnung bereits 
vor der persönlichen Anhörung des Be-
troffenen sowie vor Bestellung und Anhö-
rung des Verfahrenspflegers erlassen; die 
Verfahrenshandlungen sind unverzüglich 
nachzuholen. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

 (3) Abweichend von Absatz 1 und 2 
kann das Gericht eine einstweilige An-
ordnung vor der Anhörung des Betroffe-
nen erlassen, wenn dringende Gründe 
für die Annahme vorliegen, dass die Vo-
raussetzungen für die Anordnung einer 
Freiheitsentziehung gegeben sind, und 
die vorherige Anhörung den Zweck der 
Anordnung gefährden würde. Die Anhö-
rung ist unverzüglich nachzuholen. 
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Aufenthaltsverordnung Aufenthaltsverordnung 

( - AufenthV) 
vom: 25.11.2004 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 1 V v. 27.7.2023 I 

Nr. 201 
Änderung durch Art. 5 V v. 

30.8.2023 I Nr. 233 

( - AufenthV) 
vom: 25.11.2004 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 1 V v. 27.7.2023 I 

Nr. 201 
Änderung durch Art. 5 V v. 

30.8.2023 I Nr. 233 

§ 4 § 4 

Deutsche Passersatzpapiere für Auslän-
der 

Deutsche Passersatzpapiere für Auslän-
der 

(1) Durch deutsche Behörden ausge-
stellte Passersatzpapiere für Ausländer 
sind:  

(1) Durch deutsche Behörden ausge-
stellte Passersatzpapiere für Ausländer 
sind:  

1. der Reiseausweis für Ausländer (§ 5 
Absatz 1), 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. der Notreiseausweis (§ 13 Absatz 1), 2. u n v e r ä n d e r t  

3. der Reiseausweis für Flüchtlinge (§ 1 
Absatz 3), 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. der Reiseausweis für Staatenlose (§ 1 
Absatz 4), 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. die Schülersammelliste (§ 1 Absatz 5), 5. u n v e r ä n d e r t  

6. die Bescheinigung über die Wohnsitz-
verlegung (§ 43 Absatz 2), 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. das Europäische Reisedokument für 
die Rückkehr (§ 1 Absatz 8). 

7. u n v e r ä n d e r t  
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Passersatzpapiere nach Satz 1 Nummer 3 
und 4 werden mit einer Gültigkeitsdauer 
von bis zu drei Jahren ausgestellt; eine 
Verlängerung ist nicht zulässig. Passer-
satzpapiere nach Satz 1 Nummer 1, 3 und 
4 werden abweichend von Absatz 4 Satz 1 
auch als vorläufige Dokumente ohne elekt-
ronisches Speicher- und Verarbeitungsme-
dium ausgegeben, deren Gültigkeit, auch 
nach Verlängerungen, ein Jahr nicht über-
schreiten darf. An Kinder bis zum vollende-
ten zwölften Lebensjahr werden abwei-
chend von Absatz 4 Satz 1 Passersatzpa-
piere nach Satz 1 Nummer 1, 3 und 4 ohne 
elektronisches Speicher- und Verarbei-
tungsmedium ausgegeben; in begründeten 
Fällen können sie auch mit elektronischem 
Speicher- und Verarbeitungsmedium aus-
gegeben werden. Passersatzpapiere nach 
Satz 4 ohne elektronisches Speicher- und 
Verarbeitungsmedium sind höchstens ein 
Jahr gültig, längstens jedoch bis zur Vollen-
dung des zwölften Lebensjahres. Eine Ver-
längerung dieser Passersatzpapiere ist vor 
Ablauf der Gültigkeit bis zur Vollendung 
des zwölften Lebensjahres um jeweils ein 
Jahr zulässig; es ist jeweils ein aktuelles 
Lichtbild einzubringen. Passersatzpapiere 
nach Satz 1 Nummer 3 und 4, die an hei-
matlose Ausländer nach dem Gesetz über 
die Rechtsstellung heimatloser Ausländer 
im Bundesgebiet ausgestellt werden, kön-
nen mit einer Gültigkeitsdauer von bis zu 
zehn Jahren ausgestellt werden. 

Passersatzpapiere nach Satz 1 Nummer 3 
und 4 werden mit einer Gültigkeitsdauer 
von bis zu drei Jahren, sofern der Passin-
haber im Besitz eines Aufenthaltstitels 
nach § 9 oder 9a des Aufenthaltsgeset-
zes oder eines auf Grund des Freizügig-
keitsgesetzes/EU ausgestellten Doku-
ments ist, bis zu 10 Jahren ausgestellt; 
eine Verlängerung ist nicht zulässig. Pass-
ersatzpapiere nach Satz 1 Nummer 1, 3 
und 4 werden abweichend von Absatz 4 
Satz 1 auch als vorläufige Dokumente 
ohne elektronisches Speicher- und Verar-
beitungsmedium ausgegeben, deren Gül-
tigkeit, auch nach Verlängerungen, ein Jahr 
nicht überschreiten darf. An Kinder bis zum 
vollendeten zwölften Lebensjahr werden 
abweichend von Absatz 4 Satz 1 Passer-
satzpapiere nach Satz 1 Nummer 1, 3 und 
4 ohne elektronisches Speicher- und Verar-
beitungsmedium ausgegeben; in begründe-
ten Fällen können sie auch mit elektroni-
schem Speicher- und Verarbeitungsme-
dium ausgegeben werden. Passersatzpa-
piere nach Satz 4 ohne elektronisches 
Speicher- und Verarbeitungsmedium sind 
höchstens ein Jahr gültig, längstens jedoch 
bis zur Vollendung des zwölften Lebensjah-
res. Eine Verlängerung dieser Passersatz-
papiere ist vor Ablauf der Gültigkeit bis zur 
Vollendung des zwölften Lebensjahres um 
jeweils ein Jahr zulässig; es ist jeweils ein 
aktuelles Lichtbild einzubringen. Passer-
satzpapiere nach Satz 1 Nummer 3 und 4, 
die an heimatlose Ausländer nach dem Ge-
setz über die Rechtsstellung heimatloser 
Ausländer im Bundesgebiet ausgestellt 
werden, können mit einer Gültigkeitsdauer 
von bis zu zehn Jahren ausgestellt werden. 

(2) Passersatzpapiere nach Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1, 3 und 4 enthalten neben 
der Angabe der ausstellenden Behörde, 
dem Tag der Ausstellung, dem letzten Tag 
der Gültigkeitsdauer und der Seriennum-
mer sowie dem Lichtbild und der Unter-
schrift des Inhabers des Passersatzpapiers 
ausschließlich folgende sichtbar aufge-
brachte Angaben über den Inhaber des 
Passersatzpapiers:  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. Familienname und ggf. Geburtsname,  

2. den oder die Vornamen,  
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3. Doktorgrad,  

4. Tag und Ort der Geburt,  

5. Geschlecht mit der Abkürzung „F“ für 
Personen weiblichen Geschlechts, „M“ 
für Personen männlichen Geschlechts 
und „X“ in allen anderen Fällen, 

 

6. Größe,  

7. Farbe der Augen,  

8. Wohnort,  

9. Staatsangehörigkeit.  

Auf Antrag kann der Passersatz nach Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1, 3 und 4 bei einer 
Änderung des Geschlechts nach § 45b des 
Personenstandsgesetzes mit der Angabe 
des vorherigen Geschlechts ausgestellt 
werden, wenn der vorherige Eintrag männ-
lich oder weiblich war. Diesem abweichen-
den Eintrag kommt keine weitere Rechts-
wirkung zu. 

 

(3) Passersatzpapiere nach Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1, 3 und 4 enthalten eine 
Zone für das automatische Lesen. Diese 
darf lediglich enthalten:  

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. die Abkürzung „PT“ für Passtyp von 
Passersatzpapieren nach Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1, 3 und 4 einschließ-
lich vorläufiger Passersatzpapiere, 

 

2. die Abkürzung „D“ für Bundesrepublik 
Deutschland, 

 

3. den Familiennamen,  

4. den oder die Vornamen,  

5. die Seriennummer des Passersatzes, 
die sich aus der Behördenkennzahl der 
Ausländerbehörde und einer zufällig zu 
vergebenden Passersatznummer zu-
sammensetzt, die neben Ziffern auch 
Buchstaben enthalten kann und bei 
vorläufigen Passersatzpapieren aus ei-
nem Serienbuchstaben und sieben Zif-
fern besteht, 
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6. die Abkürzung der Staatsangehörig-
keit, 

 

7. den Tag der Geburt,  

8. die Abkürzung „F“ für Passersatzpapie-
rinhaber weiblichen Geschlechts, „M“ 
für Passersatzpapierinhaber männli-
chen Geschlechts und das Zeichen „<“ 
in allen anderen Fällen, 

 

9. die Gültigkeitsdauer des Passersatzes,  

9a. die Versionsnummer des Dokumenten-
musters, 

 

10. die Prüfziffern und  

11. Leerstellen.  

Die Seriennummer und die Prüfziffern dür-
fen keine Daten über die Person des Pass-
ersatzpapierinhabers oder Hinweise auf 
solche Daten enthalten. Jedes Passersatz-
papier erhält eine neue Seriennummer. 
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(4) Auf Grund der Verordnung (EG) 
Nr. 2252/2004 des Rates vom 13. Dezem-
ber 2004 über Normen für Sicherheitsmerk-
male und biometrische Daten in von den 
Mitgliedstaaten ausgestellten Pässen und 
Reisedokumenten (ABl. L 385 vom 
29.12.2004, S. 1) sind Passersatzpapiere 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 3 und 4 
mit Ausnahme der in § 6 Satz 2 und § 7 ge-
nannten Reiseausweise für Ausländer mit 
einem elektronischen Speicher- und Verar-
beitungsmedium zu versehen, auf dem das 
Lichtbild, die Fingerabdrücke, die Bezeich-
nung der erfassten Finger, die Angaben zur 
Qualität der Abdrücke und die in Absatz 3 
Satz 2 genannten Angaben gespeichert 
werden. Die gespeicherten Daten sind mit-
tels geeigneter technischer und organisato-
rischer Maßnahmen nach Artikel 24, 25 
und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten, zum freien Datenverkehr 
und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 
(Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 
119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 
22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, 
S. 2) in der jeweils geltenden Fassung ge-
gen unbefugtes Auslesen, Verändern und 
Löschen zu sichern. Eine bundesweite Da-
tenbank der biometrischen Daten nach 
Satz 1 wird nicht errichtet. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Abweichend von Absatz 4 Satz 1 
werden in Passersatzpapieren mit elektro-
nischem Speicher- und Verarbeitungsme-
dium bei Antragstellern, die das sechste 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
keine Fingerabdrücke gespeichert. Die Un-
terschrift durch den Antragsteller ist zu leis-
ten, wenn er zum Zeitpunkt der Beantra-
gung des Passersatzes das zehnte Le-
bensjahr vollendet hat. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Passersatzpapiere nach Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 können mit dem Hinweis 
ausgestellt werden, dass die Personenda-
ten auf den eigenen Angaben des Antrag-
stellers beruhen. Das Gleiche gilt für Pass-
ersatzpapiere nach Absatz 1 Nummer 3 
und 4, wenn ernsthafte Zweifel an den 
Identitätsangaben des Antragstellers beste-
hen. 

(6) u n v e r ä n d e r t  
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(7) Ein Passersatz für Ausländer wird 
in der Regel entzogen, wenn die Ausstel-
lungsvoraussetzungen nicht mehr vorlie-
gen. Er ist zu entziehen, wenn der Auslän-
der auf Grund besonderer Vorschriften zur 
Rückgabe verpflichtet ist und die Rückgabe 
nicht unverzüglich erfolgt. 

(7) u n v e r ä n d e r t  

(8) Deutsche Auslandsvertretungen 
entziehen einen Passersatz im Benehmen 
mit der zuständigen oder zuletzt zuständi-
gen Ausländerbehörde im Inland. Ist eine 
solche Behörde nicht vorhanden oder fest-
stellbar, ist das Benehmen mit der Behörde 
herzustellen, die den Passersatz ausge-
stellt hat, wenn er verlängert wurde, mit der 
Behörde, die ihn verlängert hat. 

(8) u n v e r ä n d e r t  
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[…] 


